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Begrenzung des Gegenstandes. 

I. Der Hechtsschutz des Briefes in der Schwel; 
betrachten. Dies ist möglich einmal historisch, sodann ii 
auf das heute in der Schweiz geltende Recht. Eine volle 
historische Darstellung wird im Nachfolgenden nicht v. 

Als geltendes Recht fällt in Betracht das gesamte 1 
recht, inbegriffen die von der Eidgenossenschaft m 
Ausland abgeschlossenen Mtaatsverträge, sowie die kau 



II. Der Rechtsschutz des Briefes soll dargestellt ■> 
Der Inhalt des Begriffes „Brief" wird durch die gese 
Vorschriften, die diesen Begriff anwenden, jeweil 
bekannt vorausgesetzt. Mit Kohler (Recht an Briefen, pi 
wird zu unterscheiden sein der Begriff „Brief" im posti 
■Sinn und der Vertrauensbrief. Brief im postalischen Sir 
"kaum enger definiert werden, denn als verschlossener 
stand, der in der Regel nur eine schriftliche odei 
mechanisch festgehaltene Mitteilung einer Person a 
Adressaten enthält, soweit der Gegenstand geeignet ü 
der Briefpost zur Beförderung zu gelangen. Dieser 
des Briefes hat für uns keine besondere Bedeutung ; wi) 
vielmehr den Rechtsschutz zu betrachten, der im Po 
Telegraphenrecht denjenigen Briefpostsendiingen und 
grammen zuteil wird, welche Privatkorrespondenz ver 
können (Art. 2 Postregalgesetz und Art. 1 Posttaxenge; 

Brief in der anderen Bedeutung heisst jede schi 
oder anders mechanisch festgehaltene Aeusserung, di 
ihrem Urheber zur Uebei-mittlung an bestimmte P< 
bestimmt worden ist. Die besondere Behandlung, di 



Art Aeusserungen im Hecht erfahren haben, verdanken sie 
ihrer Vertraulichkeit, d. h. der für den Begriff wesentlichen 
Absicht des Urhebers, sie nur an eine oder mehrere bestimmte 
Personen zu richten (Köhler a. a. 0. pag. 101). Zu diesem 
Begriff gehört von vornherein auch das Telegramm, die Post- 
karte, der Geschäftsbrief, sowie Briefe, die zu Zwecken der 
Staatsverwaltung geschrieben werden. Diese letztern Briefe 
können aus der Betrachtung ausscheiden, da nur der Schutz 
der Privatkorrespondenz zu betrachten ist. 

Unwesentlich ist ein bestimmter Vermögenswert, die 
Brauchbarkeit der Aeusserung als Beweismittel, als Urkunde. 

III. Die Rechtssatze kommen also nur soweit in Betracht, 
als sie zum Schutze des Briefes in der doppelten Be- 
deutung des Wortes dienen. Sie fallen nicht in den Rahmen 
unserer Aufgabe, wenn ihre wesentliche Absicht zum Beispiel 
der Schutz, des Vermögens, der Schutz des Eriindergeheimnisses, 
die Sicherang von Treue und Glauben im Verkehr ist, obwohl 
der Brief auch Vermögenswert sein, zur Darlegung einer Er- 
findung dienen oder als private oder öffentliche Urkunde 
Bedeutung haben kann. 



I. Schutz des Briefes 
durch das Post- und Telegraphenrecht. 

A. Geschichtliche Notizen. 

Postalische regelmässige Verbindungen machten sich, wie 
schon im Altertum, so auch wieder in der neuern Zeit, 
wünschbar im Interesse der Staaten einerseits und im Interesse 
des Handels andrerseits. Der persönliche Vertrauensbrief hatte an 
der Schaffung der ersten Postverbindungen keinen Anteil. 
Die staatlichen und Handelsinteressen sind denn auch bei der 
Bildung des Grundsatzes des Postgeheimnisses die eigentlich 
wesentlichen Motive gewesen. Aus diesem Grund muss bei 
diesen geschichtlichen Notizen mitunter auch auf die staatliche 
Korrespondenz Bezug genommen werden. Der Verlrauensbrief 
als solcher genoss kaum einen anderen Schutz als denjenigen, 
der durch Recht und besonders durch die Sitte der ge- 
sprochenen Meinungsäusserung zukam. 

Die ersten regelmässigen Postverbindungen durch die 
Schweiz scheinen in neuerer Zeit, .d. h. ungefähr seit dem 
15. Jahrhundert, von den St. Galler Kaufleuten eingerichtet 
worden zu sein (Hoch. Berner Taschenbuch 1884 p. 67 ff. 77). 
Die verschiedenen eidgenössischen Stände bedienten sich da- 
gegen noch während des 16. Jahrhunderts gewöhnlich nur 
einzelner Boten zur Vermittlung ihrer Korrespondenz. War 
die Korrespondenz eine lebhaftere oder sollte ein regelmässiger 
Nachrichtendienst von oder nach einem bestimmten Orte ein- 
gerichtet werden, so wurde die „Post" dahin „gelegt" (Eidgen. 
Absch. IV. 1 d. pag. 645 ; IV. le. pag, 638), d. h. es wurden in 



ungemessenen Zwischenräumen vom Anfangs- bis zum End- 
punkt der Strecke Boten (Posten) aufgestellt (Eidg. Absch. 
IV. Ib. pag. 361, 364), die die brieflichen oder auch münd- 
lichen Nachrichten nach dem Bestimmungsort weiter zu 
befördern hatten. Diese Posten standen im Sold des be- 
treffenden Standes (Eidg. Abscb. IV. 1 c. pag. 382, 586 ; IV. 1 e. 
pag. 407, 987fg.)i der die Post für sich einrichtete; mitunter 
vereinigten sich mehrere Orte zur Tragung der Kosten (Eidg. 
Absch. V. 1 a. pag. 498). Territorial waren diese Postein- 
richtungen nicht beschrank!, so dass z.B. die Zürcher ohne 
Schwierigkeit bis ins 18. Jahrhundert hinein eigene Posten 
durch das Gebiet der andern eidgenössischen Orte sandten 
(Eidg. Absch. VI. 1. pag. 989). Die Befugnis, solche Posten 
einzurichten, wurde als Teil des durch den Pfaffenbrief 
gewährleisteten Hechts auf freien Handel und Verkehr an- 
gesehen. Das Postgeheimnis erscheint ebenfalls schon sehr 
früh als im Hecht auf freien Handel und Verkehr inbegriffen. 
Es wurde jeweilen als Eingriff in dieses Hecht empfunden, 
wenn die Posten eines verbündeten Ortes am Passieren ver- 
bindert, oder aber ihre Boten aufgefangen und ihre Briefe 
durchsucht, geöffnet und gelesen wurden (Eidg. Absch. V. 1 a. 
pag. 157, 1089, 827, 822). 

Zur internationalen Höflichkeit gehörte es in erster Linie, 
dass auch die Posten ausländischer befreundeter Hegierungen, 
die die Korrespondenz mit ihren Gesandten in der Schweiz 
vermittelten, unbeanstandet blieben (Eidg. Absch. -V. 1 a. pag. 
157, 506, 507. V. 2 a. pag. 685). 

Da durch die Posten natürlich vor Ausbruch und während 
der Feindseligkeiten der Staaten unter sich die wichtigsten 
Nachrichten gingen, so war es im 16. und 17. Jahrhundert 
immer die Folge der Verschlechterung der diplomatischen 
Beziehungen, dass der eine Staat die Korrespondenzen des 
anderen aufzufangen suchte, um die Stellung, die Pläne und 
Absichten des andern zu erfahren (Eidg. Absch. IV. la. pag. 
163, 231, 297, 305, V. la. pag. 710, 993, 157, 498, 1089). 
So wird z. B. 1523 der Landvogt im Thurgau angewiesen, auf 
verdächtige Leute zu achten, und die bei ihnen gefundenen 
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Briefe, die den Eidgenossen schädlich sein könnten zu eröffne» 
und ihnen zuzustellen. Zu unruhigen Kriegszeiten werden 
regelmässig an den Tagen der Eidgenossen aufgefangene Briefe 
der feindlichen oder verdächtigen Regierungen und Gesandten 
verlesen (Eidg. Absch. IV. 1 a. pag. 297, 305, 389, 481, 945, 986 
u. s. w.). Vergl. im allgem. Bluntschli, Deutsches Staats- 
wörterbuch IL 1857 pag. 260 (Brater). 

Das Bild, das uns die eidgenössischen Abschiede aus- 
dem 16. und 17. Jahrhundert von der Handhabung des Post- 
geheimnisses zeigen, ist also etwa folgendes: Eine Pflicht, die 
brieflichen Nachrichten von Kaufleuten und anderen Staaten 
frei passieren zu lassen, und das Briefgeheimnis zu respek- 
tieren bestand nur, wo sie entweder durch die Staatsverträge 
im allgemeinen oder durch spezielle Vereinbarung ausdrücklich 
gewährleistet oder aber, soweit sie aus Gründen der inter- 
nationalen Freundschaft und Höflichkeit geboten war. Innerhalb 
des Staatenbundes der alten Eidgenossenschaft selbst wurde, 
wie bereits erwähnt, der freie Postverkehr und das Brief- 
geheimnis für Geschäfts- und Privatbriefe als Folge des 
Grundsatzes der Handelsfreiheit angesehen. 

Briefgeheimnisverletzungen, die durch staatliche Organe 
begangen wurden, wurden nicht durch den Privaten verfolgt, 
dessen Geschäfts- oder persönliche Interessen geschädigt sein 
konnten, sondern durch den Staat, dessen Angehöriger der 
Private war. Das gleiche war natürlich der Fall, wo obrig- 
keitliche Korrespondenz durch Unbefugte geöffnet wurde 
(z. B. Eidg. Absch. IV. 1 d. pag. 449 u. 588). So eröffnete Bern 
z. B. den Boten der übrigen Städte (Eidg. Absch. V. 1 a. pag. 
1163), wie Abraham Guy von Neuenburg, vom Fürsten von 
Conde mit Briefen in die Eidgenossenschaft abgefertigt, vom 
französischen Ambassador, Herrn von Castille, arretiert und 
ihm die Briefe abgenommen worden seien; Bern könne und 
wolle das nicht hingehen lassen, weil sonst freie Stände nicht 
mehr sicher miteinander korrespondieren könnten. Haupt- 
sächlich deswegen, weil es des Königs von Frankreich eigene 
Untertanen betreffe, fanden es aber die andern Stände bedenklich, 
dem Ambassador sein Vorgehen zu verweisen, da derselbe sich 



darauf berufen könne, er habe aus Pflicht in des Königs 
Interesse gehandelt. Aehnlich Eidg. Absch. V. 1 a. pag. 1147 
und 1154. 

Wo die Briefgeheini nisverletzung aber nicht durch Organe 
der Staatsverwaltung begangen wurde, sondern unerlaubte 
Handlung einer Privatperson, vielleicht auch subalterner 
Staatsdiener war, da hatte der verletzte Private den Schädiger 
vor dessen ordentlichen Richter zu belangen. So z. B. erklärt 
sich die Tagsatzung für nicht zuständig zur Beurteilung einer 
Klage des Dr. Muralt gegen Johann Anton Boscetti wegen 
Briefgeheimnisverletzung, welche Zürich 1568 vor sie brachte, 
und verweist den Kläger auf den ordentlichen Hechtsweg 
(Eidg. Absch. IV. 2 b. pag. 1257 fg.). Aehnlich VI. 1. pag. 1021, 
wo der savoysche Auditor Leonardi, der wegen Verlust oder 
Unterdrückung von Korrespondenz gegen den Postbeständer 
Maderno klagte, durch die Tagsatzung angewiesen wird, den 
Maderno vor seinem Richter zu belangen. I'nter der Hand 
wies die Tagsatzung aber den Richter an, schleunigst Recht 
zu schaffen, damit nicht die regierenden Orte um das Recht 
angegangen würden (1676). 

Dieser letzte Fall zeigt am besten, wie je nach den Ver- 
hältnissen und den beteiligten Personen die Briefgeheimnis- 
verletzung als Vergehen gegen das Ansehen des Staates oder 
als blosse Injurie (im weiten Sinn) gegen eine Privatperson 
aufgefasst wurde. 

Einen Grund zu häufigen Verletzungen des Briefgeheimnisses 
boten um die Wende des 16. und 17. Jahrhunderte die reli- 
giösen Streitigkeiten (Eidg, Abscb. IV. 2 b. pag. 1257 fg. V. 1 a. 
pag. 157, 498, 507, 506, 1147). Vergl. auch Welcker, s. v. 
Beschlagnahme, im Staatslexikon von Rotteck und Welcker II. 
1835 pag. 448 fg. 

Noch in den ersten Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts 
waren die staatlichen Posten gelegentliche Einrichtungen und 
dienten, wie die regelmässigem Kauf man nsposten, im wesent- 
lichen nur dem ausschliesslichen Interesse desjenigen, der den 
Betrieb bezahlte. Die lebhaftem "Beziehungen gleichgesinnter, 
aber entfernt wohnender Privatpersonen miteinander, während 



der Keformationszeit, scheinen eir 
bewirkt zu haben, die auch für ■ 
Bedeutung hat (Eidg. Absch. V. 1 

Die Privatkorrespondenz, e 
vermehrten sich nämlich in jeni 
Religionsstreites und der wissensc 
bedeutend. Ebenso wird um d: 
verkehr infolge der Beziehungen 
gewachsen sein. Nur so ist es 
Obrigkeiten schon in den dreissige 
daran denken konnten, die Poste: 
Entgeld zu verleihen. Die K; 
gelegentlichen staatlichen Postein 
schon seit jeher auch die selten' 
angemessene Entschädigung für 
Verkehrs zur Beförderung übernc 
Korrespondenz der Staatsverwalt 
nahmen aus der PrivatkoiTespor 
eine für den Staat lukrative Verl< 
denkbar gewesen, denn der Untt 
förderung der offiziellen Briefe 
Entgelt fordern. Sobald aber die ? 
die Auslagen deckte und sogar 
ergab, erschien der Postverkehr 
Last, sondern als Einnahmsquellf 
Unternehmer ; beim Mangel einer 
diesen Verkehr unmittelbar für 
hätte, war es einfacher und s 
Leistung eines Pachtgeldes einem 

Im Jahr 1631 erhalten z. B 
Gesandten der drei Orte den Aufl 
die Verleihung der Posten zu E 
auch zum Nutzen der Obrigl 
könnte (Eidg. Absch. V. 2 a. pag. 
dann auch statt, denn bereits ] 
Post zu Beilenz dem Fiscal Petei 
Statthalter Johann Jakob Tatto 
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pag. 1928; Hoch, im Berner Taschenbuch Jahrg. 1884, pag. 
79, berichtet, dass schon 1628 die Eilpost (chasse-maree) von 
Genf nach Lyon als Privilegium vom König verpachtet 
wurde), also, dass sonst niemand daselbst „ein Posthorn aus- 
hängen" und niemand von jemand anderm Postrosse nehmen 
dürfe. Dafür durfte Rusca den Lohn wie seit Alters beziehen, 
ohne Erhöhung. Offenbar hatte damals auch die offizielle 
Korrespondenz Porto zu bezahlen. Sobald sich die Unter- 
nehmerspekulation das Postwesen angeeignet hatte, wurde der 
Betrieb lukrativer gestaltet, indem er einerseits ausgedehnt, 
andrerseits aber monopolisiert wurde (Eidg. Absch. VI. 1. pag. 
576, 581, 721). 1662 klagt z. B. der Postbeständer Maderna 
zu Lauis mit Erfolg gegen den Fussboten von Bergamo, dass. 
dieser ihn in seinem Privilegium beeinträchtige. 1667 führen 
die Zürcher Kaufleute gegen denselben Maderno, der das. 
Postwesen von Italien durch die Eidgenossenschaft nach Basel 
durch Privilegien der eidgenössischen Stände erhalten hatte, 
Beschwerde, er hebe ihre Briefe zu Mailand auf und entziehe 
sie so ihrem eigenen italienischen Boten und dem Reichsboten, 
der über Cleven und Chur gehe, mit welchem sie ein jährliches. 
Abkommen haben. Maderno antwortet, er habe ein Abkommen 
mit dem Postmeister von Mailand, alle nach Zürich bestimmten 
Briefe zu übernehmen. Maderno wird daraufhin wegen Miss- 
brauchs seines Privilegiums um 300 Philipptaler gebüssL 
Derselbe Maderno konnte schon mit Aussicht auf genügenden 
Gewinn im Jahr 1669 anbieten, alle amtlichen Briefe an 
Potentaten, Fürsten und Herren gratis zu befördern, unter 
der Bedingung, dass ihm dann alle andern Briefe gegen ein 
gewisses Porto überlassen werden (Eidg. Absch. VI. 1. pag. 784). 
Eine entschiedene Wendung auf Ausgestaltung eines 
staatlichen Postregals vollzog sich von 1650 an infolge des 
Vorgehens Frankreichs und Deutschlands (Hoch, Bern. Taschen- 
buch 1884 pag. 88). Drückend erschien diese Umgestaltung 
in erster Linie den Kaufleuten, denen ihre eigenen Postein- 
richtungen zuverlässiger und speziell mehr Gewähr für Wahrung 
des Briefgeheimnisses zu bieten schienen. Deshalb versuchten 
die evangelischen Orte 1669 von Frankreich zu erwirken, dass 



die kaufmännische Korrespondenz wie von Alters 
dem Postmeister aufgegeben werden müsse (Eidg. . 

I. pag. 775 und Hoch, im Berner Taschenbuch 188- 
sondern auf andere Weise versandt werden möj 
Reklamationen wurden noch mehrere Male wieder!] 
aber bemerkt der französische Gesandte, die Poi 
königliches Regal, so dass ein Entgegenkommen kam 
sei (Eidg. Absch. VI. 1. pag. 1121). Unterdessen li: 
auch einzelne eidgenössische Stände an, allen voraus 
Posten als ihr Regal zu beanspruchen (Hoch, im Berne 
buch 1884 pag. 89ff. 93 ff.)- Im Jahr 1675 wurde 
regal von Bern dem Deutsch-Seckelmeister Fischer 
haften verliehen (Hoch a. a. 0. 93 ff.). Auch hier lel 
in erster Linie die Handelsleute von Zürich und 
gegen das neue Regal auf. Im Jahr 1676 (Eidg. Ab 
pag. 989) macht die Gesandschaft von Zürich derje 
Bern an der Konferenz der evangelischen Städte 
neue Post und Botenordnung Vorstellungen: von u 
liehen Jahren her hätten Zürich und St. Gallen ei: 
nach Genf geschickt. Wenn ihren Boten im Gebiet 
Transit verwehrt werde, so möge Bern als souverä 
dazu berechtigt sein; dagegen sei es dem Bunde 
zuwider, weil es dem Herkommen und den Ehren d< 
genossen widerspreche (Bund Zürichs mit Bern. Ek 

II. pag. 723 ff.). Bern bleibt aber auf seinem Standp 
erklärt, es wolle niemanden schädigen oder kräi 
Briefe werden schneller und sicherer und nicht i 
früher befördert, so dass Zürich und St. Gallen keine 
haben. Bern scheint dann schliesslich sein Regal i 
schränkt zu haben, dass es den Boten der andern eb 
den Transit durch sein Gebiet zwar nicht verwel 
jeweilen kontrollierte, dass dieselben auf Berner B 
Nachteil des bernischen Postregals keine Briefe 
(Eidg. Absch. VII. 2. pag. 23 fg. 37 fg.). Die Auffass 
das Postwesen staatliches Regal sei, erscheint d 
unter den eidgenössischen Ständen als die herrscher 
das Postregal der Landesobrigkeit grundsätzlich auss 
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-zuständig sei, wurde seit 1714 nicht mehr ernstlich bezweifelt. 
Der Landvogt von Baden setzt z. B. 1714 die Obrigkeiten in 
Kenntnis von einem dann allerdings nicht verwirklichten 
Projekt der kaiserlichen Post, ein Postbureau in Baden zu 
^errichten, das die Landesherrlichkeit der betreffenden Orte 
verletzt hätte (Eidg. Absch. VII. 1. pag. 1013). 

Bei der Verwaltung der Herrschaft Lauis gelangte grund- 
sätzlich die Existenz des Regals und dessen Umfang zum 
letzten Mal zur eingehenden Erörterung. Dabei halten Zürich und 
Basel, die beiden Handelsstädte anfangs 1713 noch daran fest, dass 
die Post kein Regal sei, da die Bünde einem jeglichen freien 
Handel und Wandel gestatten ; sie kündigen zugleich an, dass 
sie nach altem Herkommen einen Postcommis in Lauis be- 
stellen werden, welcher den mitregierenden Orten den 
gebührenden Respekt erweisen und bei ihnen den Consens 
-einholen solle; es stehe jedem Orte frei, eine Post durch die 
Eidgenossenschaft gehen zu lassen. Ihre Ansicht fand bei den 
katholischen Orten 1714 ziemlich allgemeine Zustimmung; wenn 
Zürich und Basel ihre eigenen Boten nach Lauis schicken und 
dort einen Agenten haben, der ihre Briefe in Empfang 
nehme und weiter befördere, so könne man ihnen dies nicht 
verweigern (Eidg. Absch. VII. 1. pag. 1094 ff.). Ebensowenig 
könne man etwas dagegen haben, wenn dieser Agent auch andere 
ihm anvertraute Briefe übernehme und wenn die Landschaft 
Lauis einen Boten nach Mailand und zurück gehen lasse; das 
sei kein obrigkeitliches Regal, solange nicht die Post privative 
prätendiert werde. Die Verträge von Basel und Zürich mit 
-dem Postamt von Mailand seien, solange sie ebenfalls in jener 
Form und nicht zur Privation anderer errichtet worden, den 
mitregierenden Orten nicht nachteilig. Mit diesen Ueberlegungen 
wollte vom Grundgedanken, dass die Post Regal sei, nicht 
abgewichen sondern nur zugegeben werden, dass nebenher 
doch auch noch möglich sei, zum eigenen Bedürfnis eigene 
Postverbindungen zu unterhalten. Trotz dieser Aussprache 
-erschien die Streitfrage in den Jahren 1714 nochmals, dann 
periodisch wieder bis 1741 und endlich 1773 bis 1775 an 
«den Tagsatzungen betreffend die Landschaft Lauis. Von 1714 
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an geben Zürich und Basel grundsätzlich zu, dass das Post- 
wesen in Lauis ein allen XII Ständen zuständiges Regal sei, 
unter dem Vorbehalt ihres durch mehr als 100 jährige Uebung 
begründeten Rechts, für ihren Handelsverkehr mit Italien 
einen eigenen Postcommis in Lauis zu halten ; dasselbe Recht 
gestehen sie auch den anderen Orten zu. Die übrigen be- 
teiligten Orte verlangen aber, dass solche Postcommis jeweilen 
■von allen 12 Orten gemeinsam ernannt werden. Dieser Stand- 
punkt wurde von beiden Teilen festgehalten. 1733 bis 1741 
handelte es sich dagegen um das Recht der Landschaft Lauis, 
eine eigene Post nach Mailand einzurichten. Da vertauschten 
«ich die Ansichten: Der katholische Standpunkt war nun der, 
•die Landschaft sei befugt, bei ihren alten Rechten im Post- 
wesen zu bleiben, sie handle nicht gegen die hochobrig- 
keitlichen Regalien. Die Städtekantone Zürich, Bern, Basel 
und Schaffhausen dagegen erklärten, offenbar vom finanziellen 
Interesse an der Postpacht ausgehend, das Postwesen sei ein 
hochobrigkeitliches Regal, das durch die mehrheitliche Zu- 
stimmung der katholischen Orte der Minderheit nicht entzogen 
oder verkürzt werden könne. Zürich hatte 1722 in Locarno 
■das Postwesen in Verwaltung erhalten, wobei immerhin das 
Postrecht als allen 12 Orten zuständig erklärt wurde. Mit der 
Post in Lauis und den übrigen gemeinen Vogteien blieb es 
auch in Zukunft beim Alten; Bern versuchte 1773 vergeblich 
-eine Reform mit dem Antrag, es sei entweder 1. ein einzelner 
Stand mit der Leitung des Postwesens in Lauis zu beauftragen, 
der dafür der gemeinsamen Kasse einen gewissen Canon zahle, 
oder 2. die Stände wechseln in der Ausübung des Regals ab, 
oder 3. man solle das Regal dem Meistbietenden verpachten. 
1775 wurden alle diese Anträge verworfen. 

Für einen grossen Teil der Schweiz wurde das Postwesen 
schon Ende des 17. und weiter im Lauf des 18. Jahrhunderts in 
der Hand des Deutsch-Seckelmeisters Fischer von Bern alsPächter 
vereinigt (Hoch, im Berner Taschenbuch 1884 pag. 93 ff, 100,101, 
102. Hoch, im Berner Taschenbuch 1886 pag. 249 ff. Berner 
Biographien V. pag. 365 ff.); damit wurde der Vereinheitlichung 
des Postwesens für das ganze Gebiet der Schweiz vorgearbeitet. 
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Für den Rechtsschutz des Briefes hatte die Umgestaltung 
des Postwesens aus der Privat- oder gelegentlichen staatlichen 
Einrichtung in ein fortwährend ausgeübtes Regal die Folge, 
dass der Schutz des Briefverkehrs nicht mehr als Konsequenz 
des eidgenössischen Grundsatzes der Handels- und Verkehrs- 
freiheit (Eidg.Absch.V. 1 a. pag. 822. 827 V 2 a. pag. 685, 736, 
1273. Hoch, Erste Posteinrichtungen in der Schweiz im 
Berner Taschenbuch 1884, pag. 88), sondern als direkte Folge 
der Unverletzlichkeit der Staatshoheit der einzelnen Bundes- 
glieder angesehen wurde. (Eidg. Absch. VII. I. pag. 1094 ff. 
VII. 2. pag. 23 fg. 37 fg.) Unter diesem Schutz stand aber 
nicht mehr jeder Briefverkehr, sondern nur noch derjenige. 
der sich der offiziellen Post anvertraute. Der Postzwang, der 
sich an Hand der frühern Privilegien dabei herausbildete, 
sorgte dafür, dass der ausserhalb des Regals stehende Post- 
verkehr gegenteils als rechtswidrig betrachtet wurde und daher 
schutzlos war. Innerhalb des staatlichen Regals wurde dem 
Brief soweit Schutz zuteil, als der Absender und der Adressat 
ein Recht auf Bestellung und ein Recht auf Wahrung des Brief- 
verschlusses und des Briefgeheimnisses hatten — staatliche 
Interessen immerhin vorbehalten. 

Die Ausbildung des Begriffs des Postregals als eines Aus- 
flusses der Souveränität der einzelnen Orte hatte die grund- 
sätzliche Folge, dass der Schutz der Briefkorrespondenz terri- 
torial den einzelnen Bundesgliedern im Rahmen ihres Rechts 
oblag und nicht, wie früher, eine Aufgabe des Staatenbundes 
war. Die Verschiedenheit der Rechtsanschauung der einzelnen 
Souveräne gestaltete sich allerdings deswegen weniger störend, 
weil durch Verpachtung der einzelnen kantonalen Posten an 
die gleichen Unternehmer der Postbetrieb doch wieder ziemlich 
monopolisiert wurde (S t ä g e r pag. 1 ff. speziell pag. 4 fg.). 
Immerhin erhielten natürlich die Interessen des Einzelstaates 
insofern gegen früher einen wichtigern Rang, als nun der 
Einzelstaat nicht mehr durch den Staatsvertrag gebunden, 
sondern autonom bestimmte, in welcher Art und in welchem 
Mass der Briefverkehr überwacht werden sollte. Der Schutz 
der Korrespondenz gegen Eingriffe seitens des Souveräns war 



— 13 — 

ein sehr fragwürdiger von dem Moment an, da der Souverän 
nicht mehr durch Staatsvertrag, sondern nur durch eigene Ent- 
Schliessung beschrankt war. 

Die eigene Entachliessung der einzelnen Staatswesen ging 
regelmässig dahin, dass das Briefgeheimnis im allgemeinen 
zwar gewährleistet, die Post aber verpflichtet wurde, ver- 
dächtige Korrespondenzen zurückzuhalten und den staatlichen 
Behörden auszuliefern (Eidg. Absch. VII. 1. pag. 1094 ff. . . . 
„die von Basel und Zürich mit dem Postamt Mailand ge- 
schlossenen Konkordate wegen Versendung der Briefe und 
Hinterhaltung der suspekten" . . .)■ So gewährleistete der 
bemische Konzessionsvertrag über die Post an die Familie 
Fischer vom 12. Dezember 1774 zwar das Postgeheimnis, 
machte aber den ■ Postkommissen zur Pflicht, die verdächtig 
erscheinenden Sendungen den Postbestehern zu verzeägen, welche 
dieselben der Postkommission zu hinterbringen hauen (Stäger 
pag. 6.) Diese letztere war verpflichtet, je nach Wichtigkeit 
der Sache dem Geheimen Hat Mitteilung zu machen, welcher 
vorsichtig und der Sachlage entsprechend handeln sollte, 
Vergl. die interessanten Angaben Welckers über die Auf- 
sicht der Grossstaaten über die Korrespondenz s. v. Beschlag- 
nahme, im .Staatslexikon Rottecks und Welkers II. 1835 
pag. 450 ff . ■ . 

Für Verletzungen des Briefgeheimnisses, Verspätung und 
Verlust der Korrespondenz war im 16. und 17. Jahrhundert 
der Bote verantwortlich ; natürlich war der Nachweis eigenen 
Nichtverschuldens genügend zu seiner Entlastung (Eidg. Absch. 
IV. 1 d. pag. 449 u. 588). 

Nachdem sich der Postregalbegriff ausgebildet hatte, und 
die Kantone dieses Regal an Private zum Vertrieb verpachtet 
hatten, war der Poslpächter in ähnlicher Weise für Verlust, 
Beschädigung, und Verspätung der Korrespondenz verant- 
wortlich, wie heute die Postverwaltung. Eidg. Absch. VI, 1. 
pag. 721. (Berner Taschenbuch 1884, pag. 98: . . . „dass Sy, 
die Entrepreneurs, umb alles dasjenige, so ihnen anvertrauwt 
wird, gut sein, und so durch ihre Schuld oder Negligenz etwas 
verlohren wurde, sy dasselbige als billich ersetzen sollten.") 
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len ziffermässig bei den auf Briefe bezüg- 
tzungen nicht nachweisbar war, so wurde 
ngen von den Postbeständern keine Kaution 
des Briefverkehrs verlangt, wie dies für den 
verkehr der Fall war (Eidg. Abseb. VII. 1. 

Üngehen auf die Massnahmen der Postpachter 
gen zum Schutze des Briefverkehrs rechl- 
icht. 



om 3. Herbstmonat 1798 machte den kanto- 
ein Ende und erklärte das Postwesen als 
ilvetischen Einen und unteilbaren Republik 
Durch Gesetz vom 16. Wintermonat 1798 
n, die Postverwaltung sei der Regierung 
en und das bisherige Pachtsystem sei auf- 
ig. 15—17). Es ist für unsern Zweck gleich- 
fahrend der Helvetik dieser Grundsatz tat- 
ihrung gelangt, und wieweit die Ausführung 
Schwierigkeiten verumnöglicht worden ist 
>ag. 24 ff.). 

id wesentlich für die Ausbildung des Grund- 
eimnisses ist dagegen der von Stäger wieder- 
jprochene Entwurf eines allgemeinen Post- 
aus den Beratungen der Zentralpostdirektion 
liehen Prüfung des Finanzministers hervor- 
;n gesetzgehenden Räten der helvetischen 
ein 8. April 1801 zur Beschlussfassuog vor- 
r wird in erster Linie der Grundsatz wieder- 
itregal ausschliessliches Eigentum der helve- 
{§ 1) und in Regie betrieben werden solle 
17). Zu den Geschäften, die der Post aus- 
irbehalten sind, gehört der Transport von 
i lit. a). Zur Sicherung des Briefverkehrs 
riften der §§ 17 ff. (Schutz des Postenlaufes) 
die eingehenden Vorschriften über das Post- 
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geheimnis (§§ 29 ff.) (Stäger 53, 90 ff.): „Das unverbrüchlichste 
Geheimnis wird für alle Briefe, Schriften und andere der Post 
übergebene Gegenstände gewährleistet." 

Die absichtliche Unterschlagung, Vernichtung oder Ent- 
siegelung eines fremden der Post übergebenen Briefes wird 
nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches bestraft. Der 
schuldige Postangestellte wird überdies entlassen. 

Ueber die Behandlung von Rebutsbriefen (§ 33 fg.), Briefen 
an Personen, deren Namen im Ort mehrmals vorkommt (§ 39) t 
Briefen, die an die unrichtige Adresse gelangt sind (§ 40) und 
Briefen, die an Verstorbene gerichtet sind (§ 41), bestanden 
reglementarische Bestimmungen. Als Folge des Grundsatzes 
von der Unverbrüchlichkeit des Postgeheimnisses erscheint 
§ 36, wonach verboten wurde, einen der Post übergebenen 
Gegenstand mit Beschlag zu belegen oder abzusperren. Die 
beiden Ausnahmen der §§ 37 und 38 finden sich dem Grund- 
satze nach auch in der heutigen Gesetzgebung. § 37 bestimmt, 
dass die Gegenstände, welche an Personen gerichtet sind, die 
sich im Geltstag befinden, dem zuständigen Bezirksrichter über- 
geben werden sollen; nach § 38 werden Gegenstände, die an 
Inhaftierte bestimmt sind, an die Behörden ausgeliefert, unter 
deren Bewachung sich die Adressaten befinden. 

Das helvetische peinliche Gesetzbuch, vom 1. April 1799 
bestimmte in Art. 92: „wer immer überwiesen wird, wissent- 
lich und freiwillig einen der Post anvertrauten Brief unter- 
schlagen oder das Siegel darauf erbrochen und das Geheimnis 
verletzt zu haben, wird in die Strafe der Bürgerrechtsentsetzung 
verfällt." Diese Bestimmung findet sich nach §§ 89 — 91, die 
die „persönliche Freiheit eines jeden einzelnen, welche die* 
wesentliche Grundsäule der helvetischen Staatsverfassung aus- 
macht" und deren Schutz gegen ungesetzliche Verhaftung be- 
treffen. Daraus, sowie aus der Einreihung dieser Bestimmungen 
in den Abschnitt betreffend „Vergehen und Unternehmen gegen 
die Staatsverfassung" ist ersichtlich, dass Postgeheimnisver- 
letzungen als Verletzungen des verfassungsmässigen Grund- 
satzes der individuellen Freiheit geahndet werden sollen; der 
Grundsatz der Unverletzlichkeit des Postgeheimnisses selbst. 
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findet sich nämlich in der helvetischen Verfassung nirgends; 
-die helvetische Verfassung vom 28. März 1798 bestimmt in 
Ziffer 5 nur: „La liberte naturelle de Thomme est inalienable; 
eile n'est restreinte que par la liberte d^autrui et des vues 
legalement constatees d'un a van tage general necessaire." Damit 
war das Briefgeheimnis zum ersten Mal als Recht des In- 
dividuums anerkannt. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
früher die Verletzung des Briefgeheimnisses gegenüber Privaten 
nicht auch als Eingriff in die Persönlichkeitsrechte betrachtet 
und empfunden worden wäre; vergl. Welcker a. a. 0. pag.449 fg. ; 
ein rechtlicher Schutz wurde dem Brief als solchem aber nur 
insoweit zu Teil, als (bis ins 17. Jahrhundert) die Handels- und 
Verkehrsfreiheit, oder (vom 17. Jahrhundert bis zur Helvetik) 
als das Hoheitsrecht des Staates diesen Schutz verlangte. 

Das Recht des Individuums auf Schutz des Briefgeheim- 
nisses, auf Schutz der vertraulichen Mitteilung von Person an 
Person, sogar gegen Eingriffe des Staates ist aber die neue 
Errungenschaft der Helvetik, bezw. der französischen Revolu- 
tion. Vergl. darüber im Einzelnen Welcker a. a. 0. pag.454ff. 
Die Praxis hatte allerdings während der Helvetik Mühe, sich 
dem neuen Rechtssatz unterzuordnen. Nicht selten gaben die 
Vollziehungsbehörden im direkten Widerspruch zum Grund- 
satz von der Unverletzbarkeit des Briefgeheimnisses die 
Weisung, den Briefwechsel verdächtiger Personen zu über- 
wachen, verdächtige Briefe aufzufangen und einzusenden (Akten- 
sammlung der Helvetik II. 644, 651, III 861, 865) oder sogar 
sämtliche Briefe einer bestimmten Gegend aufzuhalten und zu 
eröffnen (Aktensammlung der Helvetik III. 1239, IV. 299). 
Schutzlos war der Briefverkehr, der nicht durch die staat- 
lich betriebenen oder bewilligten Posten vermittelt wurde 
{Aktensammlung der Helvetik III. pag. 644 und 651, IV. pag. 

154/155). 

Die vereinzelten Weisungen der obersten Vollziehungs- 
behörden, den Briefverkehr zu überwachen, verursachten, wie 
begreiflich, auch Briefgeheimnisverletzungen seitens der untern 
Behörden; dies in dem Masse, dass eine kräftige Reaktion 
unvermeidlich war. Am 29. Juni 1799 (Aktensammlung der 
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Helvetik IV. 887) tadelt der Finanzininister in einer Aeus 
an das Direktorium, dass durch dieses Verfahren nie 
■die persönliche Neugier einzelner Beamter zum Nacht 
Postgeheimnisses und des Vertrauens zur Regierung j 
■werde, sondern dass dadurch auch die Veranhvortlichkt 
der Eid der Postangestellten illusorisch werden. Offen! 
Folge dieser Vorstellungen ist das Gesetz über den Belagi 
zustand aufrührerischer Gemeinden oder Gegenden, 
16. Oktober 1799 (Aktensammlung der Helvetik V. pag, 
.zu betrachten, weiches auch den Ausnahmefällen eine 
gemässe Behandlung sichern wollte. Obwohl die Bestimr 
dieses Gesetzes an sich schon Ausnahmecharakter hatt< 
nur äusserst kurze Zeit in Anwendung waren, so si 
■darin enthaltenen Vorschriften über die Ueberwaebu 
Briefverkehrs doch so kennzeichnend für jene Zeit, d; 
Inhalt hier verkürzt wiedergegeben wird : 

Das Vollziehungsdirektorium erhält das Recht, d 
Einwohnern einer in Belagerungszustand erklärten Ge 
geschriebenen oder an sie gerichteten Briefe eröffne 
untersuchen zu lassen, wenn es Gründe hat, eine sti 
Korrespondenz zwischen ihnen und dem Feind zu ve 
(Art. 59). Zum Schutz gegen Missbrauch werden f< 
Formerfordernisse für die Eröffnung und Untersuchu 
Briefe aufgestellt: 1. Schriftlicher motivierter Beschli 
Vollziehungsdirektoriums (Art. 59). 2. Schriftlicher Befe 
selben an den mit der Ausführung Beauftragten, wo: 
.Zeit, während welcher die Untersuchung stattfinden dar 
.genau bestimmt sein soll (Art. 60). 3. Ueber die Er 
der beschlagnahmten Briefe soll ein Verbalprozess aufgen 
werden, auf dem die Adressen der eröffneten Briefe r 
Angabe, ob sie verdächtig oder nicht verdächtig seien, 
zeichnen sind (Art. 66). 4. Der Untersuchungsbeamte si 
Postbüreau für alle zu eröffnenden Briefe quittieren, j 
verdächtig befundenen nochmals besonders (Art. 67 ui 
5. Die nicht verdächtigen Briefe sollen, mit dem Am 
oder Stempel des Untersuchungsbeamten verschlossen, 
gegen Quittung an die Post zu Händen des Adressa 
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gegeben werden (Art. 61 und 69). 6. Die verdächtigen Briefe- 
sollen mit Verbalprozess und Abschrift der an die Post aus- 
gestellten Quittungen an das Direktorium übersandt und in 
dessen Archiven aufbewahrt werden (Art. 70). Die Hinter- 
haltung oder Vernichtung unverdächtiger Briefe, sowie der 
Bruch des Stillschweigens über den Inhalt derselben wurde 
mit Verlust des Aktivbürgerrechtes (vergl. Art. 92 des helve- 
tischen peinlichen Gesetzbuches) und zweijähriger Kettenstrafe 
bedroht (Art. 62 und 63); ferner soll der Schuldige, falls ein 
erweislicher Schaden aus der Hinterhaltung oder Vernichtung 
des Briefes oder aus der Verbreitung seines Inhaltes ent- 
standen ist, volle Entschädigung zu leisten haben (Art. 64)^ 
wobei die Mitglieder des Vollziehungsdirekforiums bei Nicht- 
habhaftigkeit des Schuldigen subsidiär selbst hafteten (Art. 65).. 

Diese und andere ähnliche Vorschriften (Akt. Sammlung 
d. Helv. V. pag. 1217 ff. Beschluss des Vollziehungsausschusscs- 
betr. Sicherung der Unverletzlichkeit der Posten vom 13. VI. 
1800), welche die Post und ihr Geheimnis schützen sollten, 
konnten natürlich in den bewegten Zeiten um 1800 nicht ab- 
solut sichernd wirken. Immerhin verdient es Beachtung, dasa 
auch die militärischen Führer in Zeiten offener Feindseligkeiten 
besorgt waren, das Geheimnis und die Sicherheit der Post 
wenigstens grundsätzlich aufrechtzuerhalten (Akt. Sammig. d. 
Helv. VIII. pag. 1117. IX. pag. 680), ein Beweis dafür, wie 
wesentlich in jener Zeit das Briefgeheimnis für die persönliche 
Freiheit erschien (Akt. Sammig. d. Helv. II. pag. 145). 

Als das Polizeidepartement im Dezember 1801 neuerdings 
anfing, den Postverkehr zu beaufsichtigen, erfolgte bereits an- 
fangs Februar 1802 eine Interpellation durch ein Mitglied des. 
Kleinen Rates, worin festgestellt wurde, dass das Publikum 
Besorgnisse hege ob dieser Massnahme, durch die mehr die 
Rechte der Bürger gekränkt als die Sicherheit des Staates 
befestigt werde (Akt. Sammig. d. Helv. VIII. pag. 82). 

Von der Wende des 18. und 19/ Jahrhunderts an ist mit 
der Freiheit der Personen und Gedanken auch der Grundsatz 
von der Unverletzlichkeit des Postgeheimnisses in der Schweiz, 
eingebürgert. Lag früher der Hauptnachdruck auf dem Schutz. 
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des obrigkeitlichen Regals, so lag er seit der französischen 
Revolution auf dem Schutz der Persönlichkeit speziell den 
Eingriffen des Staates gegenüber. 

Die Mediation hatte auch für das Postwesen der Schweiz 
eine rückläufige Bewegung zur Folge. Der Tagsatzungsbeschluss 
vom 11. Juni 1803 stellte fest, dass das Postregal gemäss 
Mediationsakte nur durch die Kantone ausgeübt werden könne 
(Eidg. Absch. 1803—13 I. pag. 233 ff.). Am 2. August 1803 er- 
klärte sodann die Tagsatzung das Postwesen als Regale und 
Eigentum der Kantone in ihrem Grenzumfang. Die Kantone 
garantierten sich gegenseitig die Sicherheit des Postgeheimnisses 
und verpflichteten sich, den Kurieren und Messagerien allen 
Schutz zu leisten und unter keinem Vorwand den Postenlauf 
w T eder hemmen noch verspäten zu lassen. 

Damit war das Individualrecht auf Schutz des Brief- 
geheimnisses aus dem gemeinsamen schweizerischen Recht 
wieder verschwunden. Der Gedanke des individuellen Rechts 
auf Schutz des Briefgeheimnisses blieb trotzdem in den kan- 
tonalen Rechten lebendig, so dass er in Art. 33 der Bundes- 
verfassung von 1848 wieder ausgedrückt wurde mit den 
Worten: „Die Unverletzlichkeit des Postgeheimnisses ist 
gewährleistet." Eine Diskussion war der Aufnahme dieses 
Grundsatzes in die Verfassung nicht vorangegangen. Vergl. 
das Protokoll über die Verhandlungen der am 16. August 1847 
durch die Tagsatzung mit der Revision des Bundesvertrags 
vom 7. August 1815 beauftragten Kommission, wo auf pag. 63 
nur, wie im Entwurf von 1832, die etwas weitläufigere 
Fassung erscheint: „es soll die Unverletzbarkeit des Post- 
geheimnisses zu jeder Zeit und unter allen Umständen ge- 
sichert sein" (vergl. Blum er, Bundesstaatsrecht, 1863, pag. 
348 ff.). Derselbe Grundsatz erscheint erweitert wieder in 
Art. 36. Abs. 4 der Bundesverfassung von 1874: „Die Unver- 
letzlichkeit des Post- und Telegraphengeheimnisses ist gewähr- 
leistet". 

Die Unverletzlichkeit des Telegraphengeheimnisses recht- 
fertigte sich gleich wie die des Postgeheimnisses. Der Telegraph 
bezweckt, wie die Briefpost, die Vermittlung von persönlichen 
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Mitteilungen. Hier wie dort hat das Individuum das grösste 
Interesse an der Wahrung des Geheimnisses; die Garantie 
-des Geheimnisses ist erforderlich, weil auch das Telegraphen- 
wesen vom Bund als Regal beansprucht worden ist und die 
Privatunternehmungen auf diesem Gebiet ausgeschlossen sind 
(Burkhardt, Komm. pag. 345 und 341). Das Post- wie das 
Telegraphengeheimnis ist die notwendige Voraussetzung des 
Vertrauens des Publikums in die Gewissenhaftigkeit und 
Zuverlässigkeit des Post- und Telegraphendienstes. Die strikte 
Wahrung des Geheimnisses ermöglichte erst das rasche An- 
wachsen des Brief- und Depeschenverkehrs (Stäger pag. 59). 
Eine andere Erweiterung erfuhr das Postregal 1894 dadurch, 
dass ihm auch die Beförderung der Postkarten ausschliesslich 
unterstellt wurde. Das Postgeheimnis erstreckt sich auch auf 
diese, und zwar schon von dem Moment an, da sich die Post 
überhaupt mit dem Transport von Postkarten befasste (B. G. 
v. V. IV. 1894 über das Postregal). 



B. Geltendes Recht 

1. Post- und Telegraphengeheimnis nach der Bundesverfassung. 

Nach dem Vorausgegangenen erscheint geschichtlich das 
Postgeheimnis der geltenden Verfassung nicht bloss als eine 
dem Bund bei Ueberlassung des Postwesens seitens der Kan- 
tone gemachte Auflage (wie Burkhardt pag. 345 annimmt). 
Es ist zuzugeben, dass der Inhalt des Tagsatzungsbeschlusses 
vom 2. August 1803 und des Konkordates vom 9. Juli 1818, 
wodurch sich die Mehrzahl der Kantone gegenseitig dio 
Sicherheit des Postgeheimnisses garantierten (Henke, öffentl. 
Recht der Schweiz. Eidgenossenschaft und der Kantone der 
Schweiz pag. 336 fg.), sich insofern erhalten hat, als jetzt der 
Bund selbst das Postgeheimnis garantiert. Dies tut er aber 
nicht bloss als Rechtsnachfolger und Gegenkontrahent der 
Kantone, wie es bei einer „Auflage" der Fall wäre, sondern 
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kraft eigener EntSchliessung zur Beschränkung seiner eigenen 
Macht. Die Beschränkung, die sich der Bundesstaat mit der 
Garantie des Postgeheimnisses auferlegt, soll nicht nur den 
Kantonen, sondern besondere auch dem einzelnen Bürger ein 
entsprechendes subjektives Recht einräumen, das ihn analog 
dem Recht auf persönliche Freiheit oder besser als Seite 
dieses Rechts vor staatlichen Eingriffen in seine Verhältnisse 
bewahren soll (Vergi. die Fassung im Entwurf von 1832 r 
Burkhardt Komm. pag. 337). Das Post- und Telegraphen- 
geheimnis ist, wie die Pressfreiheit, eine der Hüterinnen des 
Rechts auf freie Gedankenäusserung. Es soll die Intimität der 
Gedankenäusserung vor dem Einblick anderer schützen, wie 
das Hausrecht das private Leben der Personen. 

Wie die Pressfreiheit, das Vereinsrecht, die Garantie der 
Unverletzlichkeit des Hausrechts, des Eigentums, der Person, 
u. s. w., ist das Briefgeheimnis eine der Gewährleistungen, die^ 
im modernen Staat das Individuum speziell vor dem will- 
kürlichen Eingriff der Staatsgewalt schützen sollen. Das Post- 
geheimnis bezweckt, es dem Einzelnen zu ermöglichen, seine 
Gedanken unkontrolliert den von ihm gewollten Personen zu 
übermitteln, obwohl er den Boten nicht wählen kann, sondern 
auf die staatliche Postanstalt einzig angewiesen ist (Burckhardt 
pag. 345). Vergl. Welcker a. a. 0. pag. 465 ff. spez. pag. 467. 
Die Bestimmung der Bundesverfassung über die Gewähr- 
leistung des Post- und Telegraphengeheimnisses begründet ein 
subjektives öffentliches Recht für den einzelnen (anders Burckhardt 
pag. 347) und bedeutet nicht bloss eine Beschränkung des Staats 
in der Ausübung des betreffenden Betriebs. (Für die hier ver- 
tretene Ansicht: Wolf, die Schweizer. Bundesgesetzgebung, 
2. Aufl., Anmerkung 3 zu Art. 36 der B. V, ebenso Schollen - 
berger, Bundesverfassung, 1905 pag. 311, der das Post- und 
Telegraphengeheimnis als eine Art der rechtlich geschützten Ge- 
heimnisse neben Amtsgeheimnis, Geschäftsgeheimnis u. s.w. stellt.) 
Der Beweis dafür lässt sich erbringen : 
1. Damit, dass der Wortlaut des Art. 36 Abs. 4 der Bundes- 
verfassung sich mit dieser weitergehenden Auslegung 
verträgt, ja, dieselbe sogar fordert. 
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nahmen fordert, wodurch der Staat in ein Persönlichkeitsrecht 
des Einzelnen eingreifen würde. Bei anderm Entscheid über 
die von Salis III Nr. 1398 erwähnte Frage hätte z. B. die 
<5ivil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit der vollziehenden 
Beamten zur Wahrung des Grundsatzes der Verfassung nicht 
genügt; der Fall des staatsrechtlichen Rekurses wäre gegeben 
gewesen. 

Dass in der Schweiz das Post- und nicht das Brief- 
geheimnis als unverletzlich erklärt wurde, ist damit zu be- 
gründen, dass „Postgeheimnis" auf der einen Seite mehr in 
sich schliesst, als der Begriff des „Briefgeheimnisses": das 
Postgeheimnis verlangt nämlich nicht nur den Schutz für 
die Beförderung und den Inhalt der Briefe, sondern auch 
den Schutz der andern der Post zur Beförderung übergebenen 
Sendungen; ferner die Geheimhaltung dessen, was die Post- 
organe durch den Postbetrieb selbst erfahren, wie z. B., dass, 
odei* wie oft gewisse Personen miteinander korrespondieren, 
wohin sie sich die Sendungen adressieren, unter welchen 
Namen, u. s. w. Der Begriff des Postgeheimnisses ist aber 
insofern enger als derjenige des Briefgeheimnisses, als das 
Postgeheimnis nur Bezug haben kann auf die der Post zur 
Beförderung übergebenen Briefe und nicht auch auf andere 
Briefe. Die noch nicht beförderten, die bereits abgelieferten, 
sowie die zur Beförderung mit der Post nicht bestimmten 
Briefe sind daher begrifflich bei der Garantie der Reichs- 
verfassung von 1848 ebenfalls eingeschlossen, während sich 
die Garantie unserer Verfassung nur auf die Briefe bezieht, 
die von der Post befördert werden. Diese Beschränkung der 
Bundesverfassung erklärt sich daraus, dass dem Bund ein 
Eingriff in das Briefgeheimnis praktisch überhaupt nur 
beim Betrieb der Post (und jetzt auch des Telegraphen) 
möglich war. 

Die Garantien, die für den Schutz des Briefes, der nicht 
durch die Post befördert wird, bestehen, sind andern Ortes zu 
betrachten (vergl. pag. 85 ff.). 

Die unvermeidlichen Ausnahmen von dem grundsätzlich 
durch die Verfassung garantierten Post- und Telegraphen- 
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geheimnis sind ihrerseits beschränkt durch die schützenden Vor- 
schriften der kantonalen Verfassungen und eidgenössischen und 
kantonalen Gesetze, speziell der Civil- und Strafprozessgesetze. 
Die Ausnahmen sind vorläufig, ohne Rücksicht auf die letz- 
tern Vorschriften, zu behandeln im hier folgenden Abschnitte. 



2. Der Schutz des Briefes in der Post- und Telegraphen- 
gesetzgebung. 

Der Umfang des Post- und Telegraphen g ehe imnisBeB. 
Das geltende Postregalgesetz vom 5. April 1894 repro- 
duziert in Art. 9 den erörterten Grundsatz der Verfassung 
und erklärt, dass das Postgeheimnis das unbedingte Verbot 
in sich schliesst, der Post anvertraute Gegenstände zu öffnen, 
ihrem Inhalt auf irgend eine Weise nachzuforschen, über den 
Verkehr der Einzelnen unter sich Mitteilungen, welcher Art- 
sie auch seien, an Dritte zu machen und jemand Gelegenheit 
zu geben, das Postgeheimnis zu verletzen. Die Transport- 
ordnung für die schweizerischen Posten, vom 3. Dezember 
1894, interpretiert diese Bestimmungen in Ziff. 4 des Art. 3 
in einer Einzelheit noch dahin, dass es den Beamten und An- 
gestellten der Postverwaltung untersagt sei, über Privatper- 
sonen, Geschäfte oder Geschäftsadressen Auskunft an Dritte 
zu geben. Logischerweise darf das Postpersonal die im Dienst 
erlangte Kenntnis auch selbst ausserdienstlich nicht verwenden, 
wie im folgenden, praktisch gewordenen Fall richtig ent- 
schieden wurde: Ein Posthalter, zugleich 'Handelsmann, hatte 
die Adresse eines von einem Geschäftskonkurrenten an einen 
Fabrikanten aufgegebenen Briefes notiert, und dann bei diesem 
Fabrikanten einen bisher nur bei dem Konkurrenten käuflichen 
Artikel bestellt; er wurde als der Postgeheimnisverletzung 
schuldig angesehen, da er als Geschäftsmann eine in amilicher 
Stellung gewonnene Kenntnis verwertet hatte (Kreisschreiben 
der O. P. D. Nr. 41 von 1896). 

Desgleichen bestimmt Art. 3 des BG, über den telegra- 
phischen Verkehr im Innern der Schweiz (22. Juni 1877), 
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dass jede Mitteilung über Depeschen an dritte Personen ver- 
boten ist, sowie, dass Abschriften von Originaldepeschen von 
den Bureaux nur an den Absender oder den Empfänger des- 
Telegramms oder deren Bevollmächtigte abgegeben werden 
dürfen. Die Telegraphenverordnung (30. Juli 1886) gibt den 
genannten Personen, sowie in richtiger Ausführung des Ge- 
setzes, auch den Rechtsnachfolgern von Aufgebern und Ad- 
ressaten, sowie deren Bevollmächtigten, das Recht, von Ori- 
ginalen Einsicht zu nehmen und beglaubigte Abschriften zu 
verlangen. 

Die eingehenden Vorschriften der Postgesetzgebung über 
die Bestellung der Briefpostgegenstände haben nicht nur 
die Sicherheit des Postdienstes, sondern speziell auch die 
Wahrung des Geheimnisses im Auge (Art. 16 ff. der Post- 
transportordnung). Eingeschriebene Briefpostsendungen werden 
nur ausgeliefert gegen Empfangschein, und zwar nur an die 
Person, die der Post als Adressat bekannt ist, oder die ihre 
Identität mit dem Adressaten zu beweisen vermag, oder, die 
nachweist, dass sie als Vertreter des Adressaten berechtigt 
ist, die Sendung in Empfang zu nehmen (Art. 24 Transport- 
ordnung. Vergl. Curti, Nr. 3141). 

Welche Personen hat die Post als Vertreter des Adres- 
saten anzuerkennen? Die Entscheidung dieser Frage hängt 
von der Ausdehnung ab, welche dem Anspruch auf Wahrung 
des Postgeheimnisses einerseits des Absenders, andrerseits dea 
Adressaten zukommt. Der Post selbst kommt ein weiter- 
gehender selbständiger Anspruch nicht zu. 

Der Anspruch des Absenders auf das Geheimnis ist jeden- 
falls insofern beschränkt, als der Absender mit der Ueber- 
gabe einer Sendung zur Beförderung durch die Post sich still- 
schweigend den Vorschriften unterzieht, welche für die Be- 
förderung und Zustellung in den zutreffenden Postreglementen 
— speziell in der Posttransportordnung — aufgestellt sind. 
Vevgl. Scholz im Archiv für bürgerliches Recht Bd. 31 
pag. 102. Er muss ferner damit rechnen, dass der Adressat 
seinerseits das Geheimnis an der Postsendung zu Gunsten 
eines Dritten preisgibt (vergl. Kohler, Recht an Briefen* 



1891, pag. 311). Diese letztere 
: die logische Rechtfertigung der 
Postsendungen auch an den be- 
• des Adressaten ausgehändigt 
irtordnung Art. 24). Der Ab- 
damit rechnen, dass der Adressat 
jibt; unter Umständen — speziell, 
lirig ist — muss er ferner wissen 
i, dass der Vater oder Vormund 
len des Adressaten ebenfalls von 
■n kann. Im letztem Fall braucht 
ähen zu lassen, dass ein Dritter 
rolle direkt mit dem Mündel ver- 
id die Pliicht hat, die Einflüsse 
mlichkeit seines Pflegebefohlenen 
>st hat das Hecht den Vormund 
s anzuerkennen. Im erstem Fall 
ausgesprochenen Individual willen 
ng an dessen Stellvertreter aus- 
intwortlichkeit für eine allfällige 
:its des Absenders eben nicht auf 
Adressaten. 

ost als Vertreter des Adressaten 
leantwortet, sobald feststeht, wen 
■treler anerkennen muss. Inwie- 
nn, der Vormund, der Anstalts- 
treter des Adressaten in Betracht 
79 ff. erörtert. Die Post hat in 
.1 festzustellen, ob die BevoII- 
Stellvertreters genüge, um den- 
der an den Bevormundeten ge- 
■echtigen. In denjenigen Fällen, 
'erson des Mündels zu wachen 
gegenüber als Vertreter desselben 
che Justizdepartement erteilte in 
srhältnisse am 5. März 1892 der 
>nde Weisung: „Der Vater darf 
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~von der Post die Auslieferung von Postgegenständen, die an 
«einen minderjährigen Sohn adressiert sind, verlangen. Da der 
Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt und als natürlicher 
Tormund seiner minderjährigen Kinder die volle Verantwortung 
bezüglich der Erfüllung seiner Pflichten sowohl in Ansehung der 
Person als auch des Vermögens der Kinder trifft, so stehen ihm 
auch alle Rechte zu, um diesen Pflichten gerecht zu werden 
{Monatsblatt für bern. Rechtssprechung Bd. X. pag. 42). 

Ist der gesetzliche Stellvertreter wesentlich zur Wahr- 
nehmung der Vermögensinteressen seines Mündels bestellt 
und hiefür verantwortlich, so geht eben die Vollmacht des 
Vormunds nicht dahin, sich die an den Bevormundeten ad- 
ressierten Privatkorrespondenzen aushändigen zu lassen. Dazu 
bedürfte er einer besondern Vollmacht des Mündels. Setzen 
wir zur Verdeutlichung der hier vertretenen Ansicht den Fall, 
•dass ein Geschäftsmann (G) wegen Verschwendung und un- 
verständiger Handlungen bevogtet worden. Der Vormund (V) 
hat vorläufig das Geschäft des G weiterzuführen. Damit ihm 
dies möglich ist, richtet er an die Post das Gesuch, die an G 
adressierten Geschäftsbriefe, speziell auch Postanweisungen 
und eingeschriebene Wertbriefe an ihn, V, auszuliefern. V 
handelt im Rahmen der ihm durch seine Bestallung als Vor- 
mund erteilten Vollmacht; die Post hat ihn somit als Bevoll- 
mächtigten anzuerkennen, soweit die betreffende Sendung sich 
als geschäftliche zu erkennen gibt, wie z. B. durch Adres- 
sierung in das Geschäftsdomizil, statt in die Privatwohnung, 
durch Adressen, wie „Firma G" etc., oder durch ihren er- 
kennbaren Inhalt, Warenmustersendungen, Postanweisungen. 
Da die Persönlichkeitsrechte des G trotz seiner Handlungs- 
unfähigkeit weiterbestehen, so ist der Absender berechtigt, 
mit der Post zu vereinbaren, dass dem G persönlich zuge- 
stellt wird. Dass es sich um eine Sendung für G persönlich 
handelt, gibt der Absender z. B. zu erkennen mit dem Ver- 
merk „persönlich". 

Lässt die Adresse einen Zweifel übrig, ob es sich um 
-eine Geschäfts- oder um eine Privatsendung handelt, so hat 
-es der Absender sich selbst zuzuschreiben, wenn die Post 



nicht nach seinen Intentionen zustellt. Wird durch die un- 
richtige Zustellung G in seinen persönlichen Verhältnissen 
ernstlich verletzt, so kann er den Absender wegen der fahr- 
lässigen Adressierung gemäss Art. 55 OR. belangen. In der- 
artigen Zweifelsfällen wird sich übrigens die Post durch Be- 
obachtung der in Art. 23 der Posttransportordnung ent- 
haltenen Vorschriften von jeder Verantwortlichkeit befreien. 
Vergl. pag. 29 fg. hiernach. 

Wo es sich unzweifelhaft um Geschäftssachen handelt, 
da ist die Post auch dem Absender, ihrem Gegenkontrahenten 
im Beförderungsvertrag gegenüber, berechtigt und verpflichtet, 
an den V abzuliefern. Durch Beobachtung dieser Regeln 
wird es die Post dem Vormund ermöglichen, die Verwaltung 
des Mündelvermögens pflichtgemäss zu besorgen und wird 
ferner in den weitaus zahlreichsten derartigen Fällen auch die 
Absicht des Absenders selbst verwirklichen. Denn, dass 
z. B. ein Einzugsmandat, welches der Geschäftsmann X an die 
Geschäftsadresse des G sendet, nach dem mutmasslichen 
Willen des X nur von G persönlich eingelöst werden dürfe, 
und nicht von dessen Vormund V, ist eine Folgerung, die auf 
eine unhaltbare Fiktion gestützt wird, und die sich überdies 
mit Art, 77 OR schlecht verträgt; der Adressat G wird gegen 
die Zahlung seiner Schuld durch V nichts einzuwenden haben, 
da V ja berechtigt und verpflichtet ist, seine, des G, Ver- 
mögensangelegenheiten zu besorgen. Ebensowenig wird dem 
Absender gedient sein, wenn seine Geldsendung, die er zur 
Begleichung einer geschäftlichen Schuld an das Geschäft G 
senden will, durch die Post nicht dem. zur Entgegennahme 
einzig berechtigten V, sondern dem Verschwender G persön- 
lich ausgehändigt wird, und er Gefahr läuft, nochmals bezahlen 
zu müssen. Die Unterhandlungen, die in Geschäftsbriefen ge- 
pflogen werden, wird der Absender nicht mit dem Handlungs- 
unfähigen G, sondern mit V durchführen wollen, damit nicht 
hinterher das Resultat der Unterhandlungen sich als unver- 
bindlich herausstellt. 

Gegenwärtig erklärt die Post in bewusster, aber wie sich 
aus Vorstehendem ergeben dürfte, unbegründeter Abweichung 
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von den Grundsätzen des allgemeinen Rechts, sie dürfe nach 
«lern Sinn, welcher den Bestimmungen über das Postgeheimnis 
zukomme, auch die an einen Bevormundeten gerichtete Korres- 
pondenz, Postanweisungen, Postnachnahmen und Geschäfts- 
briefe inbegriffen, nicht dem Vormund aushändigen, wenn sich 
dieser nicht durch eine Spezialvollmacht des Vögtlings aus- 
weise, oder von einer kompetenten Gerichts- oder Polizei- 
behörde eine Verfügung auswirke, wonach die Postsendungen 
für den Bevormundeten an die betreffende Behörde zu Händen 
des Vormunds ausgeliefert werden sollen (Entscheid der Ober- 
postdirektion vom 17. Oktober 1907 und des eidgenöasischen 
Postdepartements vom 23. November 1907. Schweizerische 
Juristenzeitung IV (1908) Nr. 19). Einen geschickten Vertei- 
diger ihrer Ansicht hat die Postverwaltung in Scholz ge- 
funden, der in seinem Aufsatz „Die Aushändigung von Post- 
sendungen und der Einfiuss mangelnder oder beschränkter 
Geschäftsfähigkeit des Empfängers" (Archiv für bürgerliches 
Recht. Bd. 31 pag. 84 ff.) für das deutsche Recht dem gesetz- 
lichen Vertreter in allen Fällen das Recht abspricht, von der 
Post die Aushändigung von Sendungen an sein Mündel, an 
sich selbst zu verlangen. Für das schweizerische Recht treffen 
jedoch die Ausführungen von Scholz nicht zu. Die allgemeinen 
Grundsätze des Rechts dürften vielmehr nur zu der hier ver- 
tretenen Ansicht führen (Oetiker, Bundesgesetz über das Post- 
regal pag. 123), die übrigens in den eingehenden Bestimmungen 
des italienischen Postreglements auch klaren Ausdruck gefunden 
hat (citiert bei Scholz a. a. O. pag. 111). 

Besonders sorgfältig sind die Bestimmungen der Post- 
gesetze und -Verordnungen über unbestellbare Briefpost- 
sendungen. Wenn die Adresse auf mehrere Personen zutreffen 
könnte, so werden Briefpostgegenstände an die Aufgabepost- 
stelle zur Einholung einer genauem Adresse zurückgesandt. 
(Aehnlich Art. 38 der Telegraphenverordnung.) Kann die Ver- 
vollständigung der Adresse nicht erfolgen, so hat die Post- 
stelle des Bestimmungsortes alle mit der gewissenhaften 
Wahrung des Postgeheimnisses vereinbaren Vorkehren zu 
treffen, um den richtigen Adressaten zu ermitteln. Bleibt auch 
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dies erfolglos, so wird der Gegenstand als unbestellbar be- 
handelt (Art. 23 Pos Uran sportordnung). Eine Öffentliche Aus- 
stellung der unbestellbaren Sendungen ist verboten (Art. 26- 
Ziffer 5 Posttransportordnung). 

Unbestellbare Briefpostsendungen (Art. 25 Posttransport- 
ordnung) werden an den Aufgabeort zurückgesandt, dürfen 
aber nicht eröffnet werden; von der Aufgabe poststeile gehen 
sie, wenn möglich, an den Aufgeber zurück (vergl. Art. 26- 
Ziff. 1 und 2). Ist dies unmöglich, so wird die Sendung als 
Rebut behandelt. Rekommandierte Briefpostgegenstände werden 
durch die Post Verwaltung jährlich einmal öffentlich ausgekündel. 
Alle Brief pos [gegenstände, die weder vom Aufgeber, noch 
vom Adressaten reklamiert werden, werden eröffnet. Kanu 
aus dem Inhalt der Aufgeber oder der Adressat ermittelt 
werden, so ist der Gegenstand jedenfalls zu bestellen und 
zwar derart, dass der Brief mit geöffnetem Kouvert und allen 
Inlagen und. unter Beischluss eines Avises amtlich per Post 
an den Berechtigten gesandt wird. Wenn der ermittelte Auf- 
geber im Ausland wohnt, so wird der Rebut-Brief demselben 
frankiert zugesandt (Sammlung pag. 232 Anm. 1; 0. P. D. 821. 
38 vom 8. Dezember 1902; K. P. D. 180, 110 von 1902); weiter 
als zur Ermittlung des Absenders oder des Adressaten und 
zur Feststellung, ob die Rebutsbriefe Wertgegenstände ent- 
halten, darf vom schriftlichen Inhalt der geöffneten Rebuts- 
briefe nicht Kenntnis genommen werden (Sammlung pag. 232 
Anm. 1 ; Art. 17 lit. b Postregalgesetz}. „W'enn die Gegenstände 
dem Adressaten oder Aufgeber nicht zugestellt werden können, 
so wird das Wertlose verbrannt, der Wertinhalt aber ver- 
äussert." Als wertlos ist anzusehen, was keinen allgemeinen 
Gebrauchs- und Marktwert hat, also speziell die schriftlichen 
Mitteilungen. Das weitere Schicksal der Wertsachen brauchen 
wir hier nicht zu verfolgen. Da durch diese Bestimmungen 
ein Eingriff in das Briefgeheimnis erlaubt wird, macht der 
Postgesetzentwurf in Art. 9 Abs. 3 einen bezüglichen ausdrück- 
lichen Vorbehalt (B.-B. 1907. I. pag. 761). 

Wenn Briefpostsendungen irrtümlicherweise von einer 
andern als der durch die Adresse bezeichneten Person eröffnet 
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worden sind, so soll über den Sachverhalt vom Eröffner, oder 
wenn dies nicht möglich ist, von der Bestellungspoststelle eine 
Erklärung ausgestellt und als Ausweis dem Gegenstand bei- 
gefügt werden. Derjenige, der irrtümlich eröffnet, ist für all- 
fällige Folgen verantwortlich (Art. 25 Ziff. 3 u. 4 Posttransport- 
ordnung), 

Diese Verantwortlichkeit richtet sich nach dem gemeinen 
Recht (Art. 50 ff. O. R.). 

Solche Sendungen gehen ebenfalls an den Aufgabeort 
zurück, damit womöglich die richtige Adresse festgestellt 
werden kann. 

Aus Rücksicht auf die Schnelligkeit der Bestellung dürfen 
gewöhnliche Briefpostsendungen und Telegramme, sofern der 
Aufgeber nicht ausdrücklich eine andere Weisung gegeben hat, 
ausser dem Adressaten auch erwachsenen Gliedern seiner 
Familie, seinen Angestellten, Mietsleuten, dem Portier des 
Hauses übergeben werden (Art. 37 Telegraphenverordnung; 
Meili, Haftpflicht der Postanstalt, pag. 43). 

Die Originale und Kopien der Telegramme, die Papier- 
streifen oder ähnliche Belege, sollen, von ihrem Datum an 
gerechnet, wenigstens ein Jahr lang unter Beobachtung aller 
nötigen Vorsicht rücksichtlich des Geheimnisses aufbewahrt 
werden. Nach Verfluss dieses Zeitraumes werden sie ver- 
nichtet (Art. 71 der Telegraphenverordnung), Es wäre mit 
Rüeksicht auf die Verjährungsfristen des gemeinen Rechts an- 
gezeigt, die Telegramme u. s. w. während zehn Jahren aufzu- 
bewahren, damit die Geschäftskorrespondenz, die gemäss 
Art. 878 0. R, so lange aufbewahrt werden muss, durch die 
ausgewechselten Telegramme jeweilen ergänzt werden könnte. 

Telegramme, die innert sechs Wochen nicht bestellt werden 
können, werden- vernichtet (Art. 40 Tel. -Verordnung). 

Ausnahmen. 

Ausnahmsweise befördert die Post und Telegraphenanstalt 

die Korrespondenz nicht nach dem Willen des Absenders, 

sondern entweder überhaupt nicht, oder, sie lässt sie nicht an 

den Adressaten selbst gelangen, oder schliesslich, sie gibt Aus- 
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künfte über die Korrespondenz. Alle diese Ausnahmen haben 
das Gemeinsame, dass sie sich auf Rechtsgrundsätze stützen, 
oder sich als Folge von Rechtsinstituten darstellen, deren 
Zweck durch den Schutz, den die Korrespondenz sonst geniesst, 
verunmöglicht werden könnte, und die sich als übergeordnet 
darstellen. 

a) Wegen Rechtswidrigkeit. Sendungen, welche äusserlich 
Zeichen oder Bemerkungen in juriösen oder unsittlichen 
Inhalts tragen, u. s. w. und Postkarten u. s. w., bei welchen 
wahrgenommen wird, dass der Inhalt injuriöser oder unsitt- 
licher Natur ist, oder dass aus demselben die Absicht einer 
sonstigen strafbaren Handlung z. B. des Betrugs, der Anstiftung 
zu einem Verbrechen hervorgeht, werden nicht befördert, 
d. h. die Annahme zur Beförderung darf bereits von der Auf- 
gabepoststelle verweigert w r erden; wird die Natur der Sendung 
erst während des Transportes wahrgenommen, so wird sie 
als unbestellbar der zuständigen Kreispostdirektion eingesandt, 
welche in zweifelhaften Fällen den Entscheid der Oberpost- 
direktion einzuholen hat (Art. 5 der Posttransportordnung). Ob- 
wohl über die weitere Behandlung dieser Sendungen nichts ver- 
lautet, so muss analogieweise aus Art. 32 Ziff. 2 Posttransport- 
ordnung geschlossen werden, dass sie an den Aufgeber zurück- 
zustellen sind, und wenn dies nicht möglich ist, gemäss 
Art. 26 P. T. 0. als Rebuts zu behandeln sind. Art. 5 der Post- 
transportordnung, sowie die analoge Bestimmung des Art. 1 
Abs. 2 der Verordnung über Benützung der elektrischen Tele- 
graphen im Innern der Schweiz (vom 30. Juli 1886) entspringen 
derselben ratio, wie Art.17, 177 u. s.w. des Obligationenrechts: 
Die staatlichen Verkehrsanstalten brauchen sich nicht zu 
Zwecken missbrauchen zu lassen, die von der Rechtsordnung 
verpönt sind. Der Beförderungs vertrag, den die Post ab- 
schliesst, ist wie ein Vertrag des gemeinen Rechts nichtig, 
wenn es sich zeigt, dass Post- oder Telegraph als Zwischen- 
träger einer unerlaubten Handlung dienen sollten. Diese 
Nichtigkeit des Beförderungsvertrages hat zur Folge, dass nicht 
nur die Aufgabestation, sondern auch Durchgangs- und Be- 
stimmungsstationen die Pflicht, nicht bloss das Recht haben, 
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solche Sendungen zurückzuweisen, d. h. die Nichtigkeit des 
Beforderungsvertrages zu relevieren (Art. 1 Abs. 2 der Tele- 
graphenverordnung). Es ist deshalb z. B. nicht ausgeschlossen, 
dass der Empfänger einer unsittlichen Postkarte gegen den 
Poslh alter der Empfangsstation Disziplinarbeschwerde ein- 
reichen kann, wegen pflichtwidriger Zustellung der Postkarte. 
Da die Nichtigkeit des Beförderungsvortrages in den erwähnten 
Fällen eine logische Folgerung aus unsern allgemeinen Rechls- 
grundsätzen ist, so sind die erwähnten Bestimmungen der Post- 
transportordnung und der Telegraphen Verordnung gültig, ob- 
wohl sie nicht auf bestimmten bundesgesetzlichen Vorschriften 
fussen. 

Die Telegraphen Verordnung zieht aus der Nichtigkeit des 
Beforderungsvertrages auch die richtige- Folgerung, dass der 
Aufgeher von der Zurückweisung des beanstandeten Telegramms 
in Kenntnis zu setzen und ihm die erlegte Taxe zurück- 
zuerstatten sei. Gegen die Rückweisung kann beim Post- 
und Telegrapbendepartement Beschwerde erhoben werden (Art. 1 
Telegraphen Verordnung). 

Mit Recht sind diese Vorschriften von der Praxis dahin 
beschränkt worden, dass die Rückweisung nur da zu erfolgen 
hat, wo der unerlaubte Inhalt oder Zweck ohne weiteres als 
hauptsächlich beabsichtigt in die Augen springt. Wo eine 
eingehende Prüfung erforderlich ist, um beurteilen zu können, 
ob der Sendung im wesentlichen ein erlaubter oder unerlaubter 
Zweck innewohne, da braucht die Post nicht den Richter zu 
spielen, sondern hat zu befördern. Wenn wegen eines ver- 
einzelten Schimpfwortes oder einer Bemerkung, die vielleicht 
als Ehrverletzung taxiert werden könnte, Rückweisung erfolgte, 
so würde der schriftliche Gedankenverkehr aufs bedenklichste 
gehemmt und bevormundet (0. P.D. 1004. 32 v. 6. VIII. 1900). 
Soweit rechtliche Interessen als möglich vorausgesetzt werden 
können, darf keine Rückweisung erfolgen. 

Zu eng scheint mir Art. 12 des Postgesetzentwurfes vom 
25. Februar 1907 (B. B. 1907. 1. pag. 762) gefasst zu sein: „Von 
der Beförderung mit der Post sind diejenigen Sendungen aus- 
geschlossen, welche äusserüch Zeichen oder Bemerkungen 



— 34 — 

beschimpfenden oder unsittlichen Inhalts tragen, und Postkarten 
oder unverschlossene Sendungen aller Art, bei welchen wahr- 
genommen wird, dass der Inhalt beschimpfender oder unsitt- 
licher Natur ist." In Anlehnung an Art. 17 OH. wäre das 
Wort „beschimpfend" beide Male durch das umfassendere 
„widerrechtlich" oder, etwas weniger weit, durch „strafbar" 
zu ersetzen (vergl. Art. 5 der Posttransportordnung). 

Im Postregalgesetz Art. 12 hat ein hierher gehörender 
Fall noch eine spezielle Regelung erfahren: danach ist die Post 
nicht verpflichtet, offene Lotterieanzeigen aller Art zu be- 
fördern, sofern es sich nicht um Lotterten handelt, die von 
der zuständigen schweizerischen Behörde bewilligt sind. Die 
Posttransportordnung (Art. 32) schliesst, in Ausführung dieser 
Bestimmungen, die offenen Anzeigen nicht bewilligter Lot- 
terien von der Postbeförderung überhaupt aus. Die aus dem 
Ausland kommenden Sendungen werden mit dem Vermerk 
„gesetzlich unzulässig" an die Herkunftsstelle zurückgesandt; 
die Sendungen schweizerischen Ursprungs werden mit der- 
selben Bemerkung dem Aufgeber zurückgestellt, oder, wenn 
dies nicht möglich ist, als Rebnts behandelt. Es ist für unsern 
Gegenstand nicht wesentlich, die eingehenden reglementierenden 
Bestimmungen der Oberpostdirektion über die Behandlung der 
offenen Lotterieanzeigen zu durchgehen. Nur soviel sei erwähnt, 
dass auch hier nicht nur die Aufgabe- sondern noeh die Be- 
Btimmungspoststeilen grundsätzlich kompetent zur Kückweisung 
sind {vergl. Sammlung der B. G. etc. betr. das schweizer. 
Postwesen 1905 pag. 245, Anm. 2). Der Grund der Rück- 
weisung offener Anzeigen nicht bewilligter Lotterien liegt auch 
hier in der Widerrechtlichkeit dieser Sendungen (Art. 515 
und 516 0. R. Art. 66 Ziff. 2 P. T. 0.). 

Die Verfügung Nr. 24 vom 26. Februar 1906 behandelt 
einen Fall, da Drucksachensendungen unter fingiertem Titel 
Instruktionen zur Fabrikation von Sprengstoffen enthielten. 
Den Poststellen wurde für derartige Fälle Art. 5 der Trans- 
portordnung in Erinnerung gebracht. 

Aus diesen Bestimmungen geht hervor, dass trotz dem 
Grundsatz des Postgeheimnisses die Organe der Post- und 
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Telegraphen Verwaltung verpflichtet 
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trario ist zu schliessen: den Konkursämtern kann Einsicht- 
nahme und Auslieferung gewöhnlicher und rekommandierter 
Briefe gewährt werden. Betreibungs- und Konkursämter sind 
mit Recht als kompetente Behörden genannt, da ihnen der 
wesentlichste Teil der Zwangsvollstreckung obliegt. Kompetent 
können ferner die instruierenden, urteilenden und vollstreckenden 
Richter der Kantone und des Bundes sein. Ebenso die Polizei- 
behörden des Bundes und der Kantone. Inwiefern die ein- 
zelnen Bundes- und kantonalen Behörden zur Stellung der 
Gesuche kompetent sind, haben die Postbehörden an Hand 
der einschlägigen Gesetze festzustellen. Dieser Pflicht wird 
von den Postbehörden auch nachgelebt (Akten Nr. 1573. 3 
von 1898 in der „Sammlung" pag. 203 Anm. 1. O. P. D. 1018. 
130 vom 23. XII. 03; K. P. D. 8. 131/1903). 

„Begehren um Einsichtnahme oder Auslieferung von 
Postsendungen oder um Auskunftserteilung über den Post- 
verkehr, müssen der zuständigen Kreispostdirektion auf 
schriftlichem Weg eingereicht werden. Letztere hat in allen 
zweifelhaften Fällen die Bewilligung zum Vollzug einzuholen." 
Die Weiterlieferung der betreffenden Gegenstände ist inzwischen 
auf Verantwortlichkeit des requirierenden Amtes hin zu sis- 
tieren (Postamtsbl. Nr. 10 von 1893). Die Postverwaltung 
haftet weder für Verlust, noch für Beschädigung oder Ver- 
spätung der Gegenstände, die sie auf Begehren der kompe- 
tenten Behörden dieselben ausgeliefert hat (Ziff. 3 des Art. 3 
Posttransportordnung). Diese Bestimmung ist vom Postgesetz- 
entwurf Art. 97 litt, a aufgenommen worden (BB. 1907, I. p. 
792). Sie folgt logisch daraus, dass die Post zur Wahrnehmung 
übergeordneter rechtlicher Interessen, die ihr formell in gesetz- 
licher Weise zur Kenntnis gebracht wurden, gehandelt hat. 
Wenn es sich nachträglich herausstellen sollte, dass das recht- 
liche Interesse ein bloss vermeintliches war, so würde für den 
verursachten Schaden die Post nur dann belangt werden 
können, wenn sie auf formell ungesetzlicher Grundlage ge- 
handelt, z. B. wenn sie die Korrespondenz infolge Gesuchs 
einer inkompetenten Behörde zurückgehalten hätte. Unzulässig, 
selbst bei Requisition durch eine sonst zuständige Behörde, 
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ist es von vorneherein, dass die Post einem Gesuche ent- 
spricht, wodurch die requirierende Behörde sich Kenntnis von 
der Korrespondenz nicht genau bestimmter Personen verschaffen 
will. Dies ergibt sich ohne weiteres aus dem Wortlaut des 
Art. 9 Abs. 4 Postregalgesetz, und ist auch von den zustän- 
digen Behörden jeweilen so gehalten worden (Gutachten des 
Justizdepartements vom 5. Dezember 1898 betr. das Begehren 
des Zollpersonals um Zurückhaltung von schmuggelverdächtigen 
Sendungen durch die Posthalter an der Grenze; Salis Bd. III, 
Nr. 1398). 

Von dem Verfahren, das von den einzelnen zuständigen 
Behörden bei solchen Gesuchen zu beobachten ist, und welche 
Voraussetzungen dazu vorhanden sein müssen, soll hiernach* 
pag. 87 ff. die Rede sein. 

Strafvorschriften und vorbeugende Vorschriften. 

Das Postregalgesetz (Art. 9 Absatz 3) verweist für die 
bei Postgeheimnisverletzungen anzuwendenden Straf Vorschriften 
auf das Bundesstrafgesetzbuch. Nach dem Postgesetzentwurf 
Art. 83 sollen, wie nach dem Entwurf des Telegraphengesetzes, 
leichtere Verletzungen des Geheimnisses disziplinarisch geahndet 
werden können. Vergl. Beschluss des Nationalrates vom 
3. Nov. 1903 zu Art. 22 des Entwurfes des B. G. über die' 
Organisation der Telegraphenverwaltung. Vom Bundesstrafrecht 
(vom 4. Hornung 1853) ist in erster Linie anwendbar Art. 54: 
„Ein Beamter oder Angestellter der Postverwaltung, welcher 
a) einen Brief oder ein Schriftpaket unterschlägt; oder b) von 
dem Inhalte eines versiegelten Briefes oder Schriftpakets 
durch Anwendung irgend welcher Mittel sich Kenntnis verschafft; 
oder c) irgend jemand Gelegenheit gibt, einen solchen Post- 
gegenstand zu unterschlagen oder von dem Inhalt desselben 
sich Kenntnis zu verschaffen; oder d) darüber, dass zwei 
Personen miteinander durch die Post korrespondieren, einer 
dritten Person Mitteilung macht, wird mit Amtsentsetzung 
bestraft, womit in schwereren Fällen eine Geldbusse oder 
Gefängnis verbunden w T erden kann." Für die Beamten und 
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Angestellten der Post- und Telegraphenverwaltung sind die 
gleichen Strafvorschriften anwendbar, wenn sie über den 
Inhalt einer telegraphischen Nachricht irgend jemanden für 
den dieselbe nicht bestimmt ist, eine Mitteilung machen 
(Art. 55 Bundesstrafrecht). 

Diese Strafbestimmungen bezwecken, die Korrespondenz 
gegen die Organe der Post- und Telegraphenverwaltung 
selbst zu schützen ; nur diese kommen als Urheber der mit 
Strafe bedrohten Handlungen in Betracht, wie zum Ueberfluss 
auch aus der betreffenden Titelübersicht („Verbrechen, welche 
von den Bundesbeamten in ihrer amtlichen Eigenschaft ver- 
übt werden") hervorgeht. Es braucht hier nicht im Einzelnen 
ausgeführt zu werden, dass auch Nichtbeamte als Mitschuldige 
dieses Amtsdelikts in Betracht kommen können. Ferner 
brauchen die allgemeinen Voraussetzungen der Strafbarkeit 
nicht erörtert zu werden (Art. 11 ff., 13 ff., 27 ff. und 34 ff. 
Bundesstrafrecht). 

Ein erhöhter Schutz gegen Postgeheimnisverletzungen 
wird dadurch geschaffen, dass daherige Klagen nicht nur vor 
dem Richter, sondern auch bei der Kreis-, der Oberpost- 
direktion, dem Postdepartement oder dem Bundesrat eingereicht 
werden können (Art. 112 der Posttransportordnung). 

Die Uebertretungen der Bestimmungen des Bundesstraf- 
rechts werden von Bundes wegen verfolgt (Art. 2 der B. G. 
über die Bundesstrafrechtspflege vom 27. August 1851); der 
Geschädigte kann sich aber ebenfalls am Verfahren beteiligen 
und Anträge stellen (Art. 125 litt. i. m. und p. des cit. Gesetzes 
und Art. 136 Abs. 2 des Organ. Gesetzes). Als Geschädigte 
können sowohl der Absender als der Adressat eines Briefes 
in Betracht kommen, unter Umständen sogar Dritte, die z. B. 
ein Interesse an der Geheimhaltung der in dem Brief ent- 
haltenen Aeusserungen haben können, wie etwa der Patient 
bei der brieflichen Aeusserung eines Arztes an einen andern, 
oder der Rechtsuchende an einer Mitteilung seines Anwalts 
an den Streitgenossen. Zur Sicherung der Korrespondenz im 
Allgemeinen dienen ferner die folgenden Bestimmungen des 
Bundesstrafrechts: Art. 66 bedroht solche Handlungen mit 
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Strafe durch die die Benutzung der Telegraphenanstalt zu ihren 
Zwecken gehindert oder gestört wird ; Art. 67 bedroht die 
absichtliche und die leichtsinnige oder fahrlässige Be- 
schädigung oder Gefährdung von Waren, die sich auf einem 
zur Beförderung der Post dienenden Wagen oder Schiff befinden, 
mit Strafe ; sofern die in Art. 66 oder 67 vorgesehenen Hand- 
lungen von Beamten oder Angestellten der Verkehrsanstallen 
{Post, Telegraph, Eisenbahn oder Dampfschiff) begangen 
werden, so wird in der Regel Amtsentsetzung verhängt. 

Einen Schutz der Korrespondenz bewirken ferner die 
Vorschriften des Art.' 53, wenn auch teilweise nur mittelbar; 
litt. b. desselben bekräftigt durch eine Strafdrohung den Art. 7 
des B. G. betr, die Besoldungen der eidgen. Beamten 
und Angestellten (2. Juli 1897) nach welchem den Post- 
und Telegraphenbeamten und Angestellten die Annahme einer 
anderen Stelle und die Ausübung eines Nebenberufes nur 
gestattet ist, sofern dadurch die Erfüllung ihrer dienstlichen 
Verrichtungen nicht beeinträchtigt wird. Die im Gesetz vor- 
gesehene bundesrätliche Ausführungsverordnung 
(21. Febr. 1899) und die Vollziehungsvorschriften zu 
dieser Verordnung speziell für die Post Verwaltung (15. April 
1904), beabsichtigten nicht nur, im allgemeinen zu erwirken, 
dass das Post- und Telegraphenpersonal die erforderliche Zeit 
für seinen Dienst verwendet, sondern wollen speziell nahe- 
liegende Versuchungen, das Post- und Telegraphengeheimnis 
zu verletzen, verhüten ; dieser letztere Zweck liegt offensichtlich 
dem Verbot zu Grunde, dass weder die Beamten und An- 
gestellten selbst, noch die mit ihnen in ungeteilter Haushaltung 
lebenden Familienglieder eine öffentliche Wirtschaft be- 
treiben. Diejenigen Beamten und Angestellten, welche den 
ihnen übertragenen Verpflichtungen nur einen Teil ihrer Zeit 
zu widmen haben (Posthalter, Postablagehalter, Land- 
brieftrager, Landboten u. s. w., Ziff. 2 der Vollziehungsvor- 
schriften), darf die Betreibung einer öffentlichen Wirtschaft oder 
die Ausübung von Nebenberufen und Geschäften überhaupt 
gestattet werden, wenn dadurch das Postgeheimnis in keiner 
Weise als gefährlich erscheint (Ziff. 11 der Vollziehungsvor- 
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direktion und die Inspektoren, vom 21. Januar 1857), durch 
die Ausbildung und Anstellung gehörig geschulten Personals 
(Bundesrätliche Verordnung über Heranbildung, Prüfung und 
Verwendung von Postaspiranten vom 1. März 1895 mit Voll- 
ziehungsbestimmungen des Postdepartements, vom 5. März 
1895; Vorschriften über die Besetzung von Stellen bei der 
Postverwaltung vom 12. November 1903 [Sammlung pag. 
150 ff.]; Vorschriften über die Beziehungen der Post zum 
Telegraphen und Telephon, vom 1. März 1899 [Sammlung pag. 
189 ff.]; Verordnung über Heranbildung, Prüfung und Ver- 
wendung der Telegraphen aspiranten vom 29. Dezember 1894), 
sowie schliesslich durch die Vorschriften über die Kautions- 
leistungen des Post- und Telegraphenpersonals (Verordnungen 
über die Amtskautionen der Beamten, Angestellten und Be- 
diensteten des Bundes vom 21. Januar 1896; Ausführungs- 
bestimmungen dazu für die Beamten und Angestellten der 
Postverwaltung u.s. w. vom Bundesrat genehmigt am 2. Februar 
1897; Bundesratsbeschluss betr. die Amtsbürgschaften des 
Telegraphen- und Telephonpersonals vom 22. Oktober 1895; 
Verordnung betr. die Amtsbürgschaften des Post- und Tele- 
graphenpersonals vom 21. August 1883). 

So wichtig diese Organisationsbestimmungen in der 
Praxis sind, und so sehr von ihnen die Sicherheit und Zu- 
verlässigkeit des Post- und Telegraphendienstes in jeder 
Beziehung abhängt, so gehören sie doch nicht in den Rahmen 
unserer Aufgabe, da sie im allgemeinen die Ordnung im Post- 
und Telegraphendienst ohne besondere Rücksicht auf den 
Schutz der Korrespondenz bezwecken. 

Civile Ersatzansprüche. 

Dagegen gehört hierher die Betrachtung der civilen Er- 
satzansprüche aus Beschädigung, Verspätung, Verlust von 
Briefen, Verletzungen des Briefgeheimnisses durch Postbeamte 
und Angestellte u. s. w. Solche Ersatzansprüche können 
geltend gemacht werden: 

1. Gegen die Verwaltung. Die Post- und Telegraphenver- 
waltung steht jedoch nicht unter dem gemeinen Recht (Art. 
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e, häufig wirklich nicht vorhanden ist, und das 
für Absender und Empfänger verbundene Affek- 
rechtlich kaum in Betracht zu fallen hätte, so 
timmung des Post- und Telegraphenrechts, es 
rlust oder Verspätung gewöhnlicher Briefe und 
ne Entschädigung bezahlt, nicht als ungerecht- 
nen (Art. 25 Postregalgesetz; Art. 110 Post- 
ng ; Art. 2, Abs. 1 Telegrapheugesetz ; Art, 
henverordnung). Wo Absicht oder grobe Fahr- 

Grund des Verlustes oder der Verspätung ist, 
s vom Standpunkt des korrespondierenden Pu- 

Schadenersalzanspruch gegen die Postverwaltung 
) e t i k e r fordert unter dem Hinweis darauf, 
i Negation der Haftpflicht das Publikum gegen 
i inkorrekten Handlungen der Postangestellten 
is sei, eine Verantwortlichkeit der Postverwal- 
mn der Absender oder der Empfänger zu be- 
g, dass der nicht rekommandierte Brief po st - 
äichtlich oder grobfabrlässig von der Post nicht 
doch dem Adressaten nicht zugestellt wurde; 
Ue solle die Postverwaltung den wirklich er- 
laden ersetzen. Begründet wird diese Ansicht 
eis auf die französische Gerichtspraxis, die trotz 
;n Bestimmung, dass die Post verantwortlich 
denersatzpflicht annehme, wenn nachgewiesen 
rief absichtlich oder fahrlässig verloren gegangen 

Ferner weist Oetiker auf Art. 114 Abs. 1 O.R. 
ine zum Voraus getroffene Verabredung, durch 
[aftung für rechtswidrige Absicht oder grobe 

ausgeschlossen sein soll, nichtig sei. Oetiker 
r, auch den folgenden Art. 115 O.R. in den 
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Kreis seiner Betrachtung zu ziehen, der aber zum Vergleich 
beigezogen werden muss. Danach kann die Verantwortlich- 
keit des Leistungspflichtigen für das Verschulden der seiner 
Autorität untergeordneten Angestellten und Arbeiter durch 
eine zum Voraus getroffene Verabredung beschränkt oder auf- 
gehoben werden. Auch abgesehen vom positiven Recht würde 
sich der Ausschluss der Haftung der Post also rechtfertigen 
lassen, um so mehr, als die Briefposttaxen ein verschwindend 
kleines Entgelt für die Leistungen der Post darstellen (Art. 
113 0. R). 

Will man die Ersatzpflicht der Post Verwaltung nicht auf 
vertragliches Verschulden stützen, sondern mit einer allge- 
meinen actio injuriarum geltend machen (Art. 50 ff. 0. R. 
Meili, Reflexionen in Z. f. Schweiz. R. V, pag. 69, Oetiker 
pag. 160), so stösst man auf noch grössere Schwierigkeiten. 
Nach dem geltenden Recht würde dann die Postverwaltung 
in jedem einzelnen Falle den Nachweis gemäss Art. 62 0. R. 
versuchen, dass sie alle erforderliche Sorgfalt angewendet 
habe, um den Schaden zu verhüten. Dieser Nachweis wäre 
wohl schon dann als erbracht anzusehen, wenn nachgewiesen 
werden könnte, dans der fehlbare Beamte oder Angestellte 
unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften zu seinem 
Dienst tauglich erfunden und erst daraufhin angestellt worden 
ist, dass er Kaution geleistet hat, und dass bis dahin keine 
derartigen Klagen gegen ihn eingelaufen seien, die seine Ent- 
lassung oder andere Massnahmen gerechtfertigt hätten. Die 
Einhaltung der allgemeinen Vorschriften, die das Post- und 
Telegraphenwesen zuverlässig machen sollen, darf tatsächlich 
objektiv als genügend angesehen werden, um Schaden zu 
verhüten. 

Der Bundesrat begründete den Ausschluss der Verant- 
wortlichkeit der Post damit, dass bei der Billigkeit der Be- 
förderung und der Schnelligkeit derselben unmöglich eine im 
ganzen Lande ausreichende Kontrolle bestellt und für die- 
jenigen Interessen Entschädigung gewährt werden könne, 
welche vom Inhalt eines verlorenen oder verspäteten Briefes 
etwa abhängen. Die Sicherheit der Leistungen der Brief post 
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seien bisher noch von keinem Privatunternehmen erreicht 
worden. Diese Begründung, die naturgemäss auf das allge- 
meine Recht nicht besonders Rücksicht zu nehmen braucht, 
sondern sich auf die Erwägung der Zweckmässigkeit beschränkt, 
hält nach dem oben gesagten auch vor dem allgemeinen Recht 
und vor dem Rechtsgefühl stand. Wenn die französische 
Gerichtspraxis eine andere Lösung gesucht und gefunden hat, 
so darf der Grund dafür hauptsächlich in den weitergehenden 
Bestimmungen des französischen gemeinen Rechts gesucht 
werden (vergl. Art. 1384 fg. Code civil, Meili, Haftpflicht der 
Postanstalten pag. 61 fg. und 72 fg.). 

Oetiker (pag. 159) sagt, dass „der Ausschluss der Haft- 
pflicht der Postverwaltung nur dadurch motiviert 
werden könne, dass es dem Publikum frei steht, durch 
die Wahl einer andern Transportart, sei es der Rekomman- 
dation, sei es der Valorierung, sich die nötigen Garantien für 
den Fall des Verlustes, der Beschädigung oder Verspätung zu 
verschaffen." 

Auch wenn dies die einzig mögliche Motivierung wäre, 
so würde sie genügen, den Ausschluss der Haftpflicht der 
Post- und natürlich auch der Telegraphen^er waltung zu recht- 
fertigen (so auch Meili, Haftpflicht der Postanstalten pag. 65 fg.). 
Angesichts der gesetzlichen Bestimmungen ist nämlich in der 
Aufgabe und Annahme eines einfachen Briefpostgegenstandes 
oder einer Depesche zur Beförderung nicht etwa die still- 
schweigende Verabredung des Ausschlusses der Verantwort- 
lichkeit für Arglist und grobe Fahrlässigkeit zu sehen, sondern 
seitens des Aufgebers nur die Erklärung, dass er seinerseits 
im Beförderungsvertrag mit der Postverwaltung der betref- 
fenden Sendung einen bestimmten Vermögenswert nicht bei- 
lege. Das Interesse des Adressaten an der Sendung ist gleich- 
gültig, da dieser nicht Gegenkontrahent ist und aueh nicht 
legitimiert ist, im eigenen Namen die Verwaltung auf Schaden- 
ersatz zu belangen (Art. 34 Postregalgesetz; Art. 69 Tele- 
graphenverordnung). Sofern der Aufgeber seine Sendung 
sicherstellen will, kann er dies tun, durch eine ausdrückliche 
Erklärung (Rekommandation oder Wertdeklaration) und, was 



— 45 — 

sehr wesentlich ist, gegen Bezahlung einer hohem Taxe, die 
hier also in der Art einer Versicherungsprämie wirkt. Wie 
die eidgen, Postverwaltung in einem vom Bezirksgericht 
Zürich, III. Abt. am 5. Juni 1905 entschiedenen Prozess als 
Partei erklärt hat, wäre es zulässig, das Interesse, das man 
an der Bestellung des Briefes an den Adressaten hat, als 
Wert des Briefes zu deklarieren (Schweizer. Jur. Zeilg. II. 
pag. 199 fg.). Grundsätzlich ist diese Deklaration des In- 
teresses als Wert der Sendung allerdings zulässig. Dagegen 
wird gemäss Art. 27 Postregalgesetz die Post mit Erfolg den 
Ersatz dieses Interesses verweigern, soweit ihr der Nachweis 
gelingt, dass der Gegenstand zur Zeit des Verlustes einen ge- 
ringern Wert hatte. 

Obwohl ihr ein grosser praktischer Wert nicht beizu- 
messen ist, darf doch die Frage aufgeworfen werden, nach 
welchen Grundsätzen das Interesse des Absenders eines Briefes 
in solchen Fällen geschätzt werden soll. Es kommen hier 
besonders solche Fälle in Frage, wo durch den Brief die 
Wahrung oder Geltendmachung eines Hechtes erfolgen sollte, 
wie z. B. Erklärungen gemäss Art. 5, 47, 101, 234 u. s. w. 
0. R. Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen wird die Post 
nicht für den Betrag des deklarierten Interesses haften, wenn 
der Wertbrief zwar verloren geht, der Schaden aber nicht 
eintritt, weil z. B. der Absender noch rechtzeitig eine zweite 
Erklärung abgibt. Das Interesse und der Schaden werden 
ferner nicht einzig nach dem Umfang des vom Absender 
geltend gemachten Anspruchs bemessen werden können, 
— man denke etwa an eine ■ Konkurseingabe — sondern nur 
nach der Deckung, die dieser Anspruch beim Anlangen des 
Wertbriefes gefunden hätte. Eine bedauerliche Lücke in den 
durch Art. 25 des Postregalgeselzes vorgesehenen Verant- 
wortlichkeitsfällen ist insofern vorhanden, als der ganze 
Schaden, der durch Deklaration des Interesses versichert 
werden soll, in sehr vielen Fällen bereits durch blosse Ver- 
spätung eintritt und dann trotz der hohen Wertdeklaration 
nur gemäss Art. 25 litt. g. entschädigt wird, selbst wenn 
noch Expressbestellgebühren entrichtet worden sind. Da doch 
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durch die Bezahlung der höbern Werltaxen (Art. 18 des BG. 
über die Posttaxen vom 26. Juni 1884) das Interesse an der 
Zustellung der Sendung überhaupt, sowie durch die Bezahlung 
von Expressgebühren das Inteesse an der Rechtzeitig- 
keit derselben genügend dokumentiert sein sollte, so dürfte 
hier eine besondere gesetzliche Vorschrift am Platze sein. Es 
sollte eine Form gefunden werden, deren Beobachtung dem 
Absender sein volles Interesse an der rechtzeitigen Bestellung 
der früh genug aufgegebenen Korrespondenz versichern würde, 
z. B. die Bezahlung einer Expressgebühr, wovon ein Teil der 
Post als Versicherungsgebübr zufallen würde, und die sich, 
je nach dem Wert, steigern würde {Kombination von Art. 18 
Posttaxengesetz und Art. 18 Ziff. 7 der Posttransportordnung). 
Eine ähnliche Haftpnichtbeslimmung dürfte sich für die Be- 
förderung entsprechender Telegramme ebenfalls empfehlen. 
Post- und Telegraphen an stall böten erst durch solche Bestim- 
mungen zur Beförderung von rechtlich relevanten Kundgebungen 
die nötigen Garantien. Von untergeordnetem praktischen Wert 
scheint die Frage, ob die Mehrtaxe, die bei valorierten Sen- 
dungen zu bezahlen ist, als Versicherungsprämie (Art. 1 8 Post- 
taxengesetz) oder nicht zu betrachten ist (Meili, Haftpflicht 
der Postanstalt pag. 76 ff.). Meili schliesst einen Versiche- 
rungsvertrag aus, weil diese Vertragsart nach ihrer juristischen 
und wirtschaftlichen Grundlage den Versicherten gegen die 
Folgen zufälliger Ereignisse schützen solle; die Post über- 
nehme beim Transport deklarierter Sendungen aber keine 
Haftung für force majeure, weshalb es nicht korrekt sei, 
von einem Versicherungsvertrag zu sprechen. Im Begriff des 
Versicherungsvertrages scheint aher ein bestimmter Umfang 
der Haftpflicht des Versicherers (z. B. nur für Zufall) nicht 
ohne weiteres enthalten zu sein. Erst der einzelne Ver- 
sicherungsvertrag bestimmt den Umfang der Haftpflicht. Aber 
selbst, wenn man einen Versicherungsvertrag nur dann als 
vorhanden annimmt, wenn auch für Zufall — der mit force 
majeure nicht identifiziert werden darf — gehaftet wird, so 
wäre der Begriff der Versicherung liier anwendbar, da die 
Post überall da haftet, wo sie nicht nachweist, dass sie den 
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Schaden nicht verschuldet hat (Art. 30 litt. b. Postregalgesetz). 
Faktisch haftet die Post also in vielen Fällen für Zufall,, 
d. h. für ein Ereignis, das weder vorausgesehen werden konnte, 
noch auf die schuldhafte Handlung des einen oder andern 
Kontrahenten zurückgeht (vergl. Kaiser in der Zeitschrift 
für Schweiz. Recht. N. F. XXV. 413 ff.). Die Uebernahme 
dieser vermehrten Haftung gegen erhöhtes Entgelt durch die 
Post kann ohne Schaden als Versicherung aufgefasst werden. 
Dies um so mehr, als die normale von der Post auszu- 
führende Leistung genau dieselbe ist, ob die Deklaration 
zehn Franken oder tausend ist. Die höhere Taxe, die im 
letztern Falle bezahlt wird, ist also wirklich die Gegenleistung 
des Absenders für die Haftbarkeit der Post für einen unge- 
wissen, nicht voraussehbaren Schaden. Auch die schuldhafte 
Handlung eines Postangestellten ist übrigens insofern Zufall, 
als sie weder voraussehbar ist, noch der Schuld des Absenders 
oder der Postverwaltung entspringt. Meili kann auch nicht 
beigepflichtet werden, wenn er sagt, dass mit der Bezeichnung 
des Portos deklarierter Sendungen als Versicherungsprämie 
der theoretische Irrtum zusammenhänge, „es beruhe die De- 
klaration des Wertes auf einem beidseitigen Einverständnisse 
und auf einer vertraglichen Vereinbahrung zwischen dem Ab- 
sender und der Postverwaltung : dem Marktwerte werde ein 
anderer imaginärer Wert substituiert." 

In erster Linie scheint unklar, wieso dieser Irrtum, 
wenn es einer ist, auf den Gebrauch des Begriffs des Ver- 
sicherungsvertrages zurückgehen sollte, da doch gerade im 
Versicherungswesen die einseitige Taxation seitens des Ver- 
sicherten sehr häufig ist. In zweiter Linie scheint die Ansicht, 
die Wertdeklaration beruhe auf beidseitigem Einverständnisse 
und auf vertraglicher Vereinbarung zwischen Absender und 
Post, gar nicht unhaltbar. Es ist hier wie bei dem einfachen 
Brief : der Absender hat es in der Hand, seine Sendung beim 
Abschluss des Beförderungsvertrages zu bewerten und die 
Post acceptiert diese Bewertung ohne weitere Untersuchung; 
nach allgemeinen Regeln wird die Angabe des Absenders für 
so lange als richtig angesehen, als ihre Unrichtigkeit nicht 
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erwiesen ist. Die Vorschriften des Art. 27 Abs. 1 Postregal- 
gesetz finden sich analog in den Sachversicherungsverträgen, 
auch dort mit dem Zweck, dass die Versicherung dem Ver- 
sicherten nicht Gewinn bringen, sondern nur den wirklichen 
Schaden vergüten soll ; ist die Deklaration zu niedrig, so wird 
im Postregalgesetz, wie bei der Sachversicherung, der Ver- 
sicherte für den Mehrwert als Selbstversicherer betrachtet. 

Die Vorschrift des Art. 27 Abs. 2 (Verwirkung des Rechts 
auf jeglichen Ersatz und Strafdrohung bei betrügerischer zu 
hoher Deklaration) ist aus dem praktischen Bedürfnis heraus- 
gewachsen. Theoretisch lässt sie sich dem Grundsatz des 
Art. 24 0. R. unterordnen, soweit der Verlust des Rechts auf 
Ersatz in Frage steht. 

b) In durchaus analoger Weise, wie der vollständige 
Ausschluss der Haftbarkeit der Verwaltung für gewöhnliche 
Briefpostgegenstände und Depeschen, sind die gesetzlichen Be- 
stimmungen zu beurteilen, die die Schadenersatzansprüche für 
Verlust und Verspätung rekommandierter Sendungen regeln 
{Meili, Haftpflicht der Postanstalt pag. 66 ff. speziell pag. 
73 ff.). Nach Art. 25 Postregalgesetz hat der Absender für 
den Verlust eines rekommandierten Brief postgegenslandes auf 
eine Ersatzleistung von Fr. 50. — , für die Verspätung eines 
solchen um mehr als 24 Stunden auf eine Ersatzleistung von 
Fr. 15. — Anspruch. Desgleichen bestimmt Art. 58 der Tele- 
graphenverordnung, dass dem Aufgeber eines rekommandierten 
Telegramms eine fixe Entschädigung von Fr. 50. — gebühre : 
1. Wenn das Telegramm durch Schuld des Telegraphendienstes 
— d. h. der Organisation des Dienstes im allgemeinen oder 
in dem besonderen Falle, oder schliesslich des betreffenden 
handelnden Telegraphenbediensteten — nicht an seine Be- 
stimmung gelangte (Art. 69 litt, a) ; oder 2. wenn das Tele- 
gramm später anlangte, als ein gleichzeitig aufgegebener Brief 
angelangt wäre (Art 69 litt, b.); diese Bestimmung erklärt 
sich aus dem Zweck des Telegraphendienstes, die denkbar 
schnellste Uebermittlung schriftlicher Nachrichten zu besorgen. 
Ein Telegramm* hat den ihm wesentlichen Wert dann nicht, 
wenn die Korrespondenz mit demselben Erfolg durch die Post 
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liätte geleistet werden können. 3. Wenn das Telegramm in- 
folge Verstümmelung seinen Zweck offenbar nicht erreichen 
konnte (Art. 69 litt. c. wo auch die für unsern Gegenstand 
unwesentlichen Ausnahmen statuiert sind). 

Dieselbe allgemeine Festlegung des Wertes 
einer Nachricht, bezw. der Rechtzeitigkeit derselben, dte bei 
den ^gewöhnlichen Briefen und Depeschen erfolgt ist, findet 
sich also auch bei den rekommandierten Briefpostgegenständen 
und Depeschen. Wenn die Berechtigung dieser letztern prae- 
sumptio juris et de jure anerkannt wird, so kann diejenige 
der ersten nicht bestritten werden. 

Es ist hier kurz zu untersuchen, wann Verlust und wann 
Verspätung anzunehmen ist. Dabei stützen wir uns im 
wesentlichen auf die Ausführungen Wimmers pag. 48 ff. 
Art. 33 des Postregalgesetzes bestimmt nur, dass die Ent- 
schädigungen dem Berechtigten unverzüglich nach stattge- 
fundener postamtlicher Konstatierung des Verlustes, der Be- 
schädigung oder Verspätung, auszurichten seien. Verlust ist 
also dann anzunehmen, wenn postamtlich festgestellt ist, dass 
die Auslieferung einer Sendung an den Adressaten oder die 
Rückgabe derselben an den Versender nicht bewirkt werden 
kann, weil die Post die Sendung nicht mehr in ihrer Dispo- 
sitionsgewalt hat; dabei ist gleichgültig, ob die Sendung, 
während sie sich im Gewahrsam der Post befand, verloren, 
unterschlagen, entwendet oder an einen Unberechtigten aus- 
geliefert worden ist. Die postamtliche Untersuchung kann 
durch Reklamation des Absenders oder des Adressaten ver- 
anlasst (Wimmer pag. 63) und natürlich auch durch die 
Organe der Postverwaltung selbst verfügt werden. Die Be- 
schädigung von Postsachen hat im Rahmen unserer Aufgabe 
nur Bedeutung bei Wertbriefen'. Wir verweisen hiefür auf 
Wimmer a. a. O. Für die Art der Berechnung der Verspä- 
tungen bestehen keine besondern Vorschriften, so dass anzu- 
nehmen ist, dass dieser Berechnung der Vergleich mit der 
normalen Beförderungsdauer zu Grunde zu legen ist. Den 
Beweis, wann die Aufgabe der Sendung erfolgt ist, hat der 
Absender zu erbringen (Wimmer pag. 53). Vergl. in diesem 
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Sinne die Statuierung der Haftung für „postmässige" Ver- 
spätung im Postgesetzentwurf (Art. 91 litt. c). 

Ergänzungsbedürftig erscheint das Gesetz insofern. al& 
eine Vorschrift fehlt, von welchem Zeitpunkt an ein nicht 
bestellter Briefpostgegenstand als verloren zu betrachten ist. 
Vorschriften analog derjenigen der Art. 33 ff. des Eisenbahn- 
transportgesetzes (29. März 1893) dürften sich empfehlen; 
dass dabei der Post nicht die Befugnis erteilt werden könnte, 
über die Sendung zu verfügen, wenn sie nachträglich wieder 
gefunden w T ird (wie Art. 36 Abs. 3 Eisenbahntransportgesetz, 
vorsieht), versteht sich von selbst; der Grundsatz des Post- 
geheimnisses würde vielmehr der Post die Pflicht auferlegen, 
auch nachträglich wieder aufgefundene Gegenstände dem 
Adressaten oder dem Absender zuzustellen. Die Auszahlung 
der vollen Entschädigung würde sich trotzdem rechtfertigen 
aus der dem Art. 89 litt. b. der Telegraphenverordnung zu 
Grunde liegenden ratio: ist nämlich ein Brief über eine ge- 
wisse Zeit hinaus verspätet, so kann angenommen werden,, 
dass er nutzlos geworden ist. 

Als Nebenfolge des Verlustes von rekommandierten Brief- 
postgegenständen und Wertbriefen erscheint das Recht auf; 
Rückerstattung der Posttaxen ; Art. 26 des Postregalgesetzes 
lässt es als zweifelhaft erscheinen, ob die Taxrückerstattung 
auch für nicht rekommandierte Briefe erfolgen solle. Wimmer 
(pag. 47) verneint dies, „aus dem einfachen Grunde, weil die 
Post über die uneingeschriebenen Gegenstände gar keine 
Kontrolle führt, und daher der Absender in jedem Falle den 
Beweis der Aufgabe erbringen müsste, was ihm sozusagen 
nie gelingen würde." Wie Wimmer selbst bemerkt, erscheint 
die andere Auffassung auf den ersten Blick hin richtiger und 
logischer. Materiellrechtlich würde nämlich zweifellos die 
bezahlte Taxe nach dem in Art. 71 0. R. enthaltenen Grund- 
satz condiciert werden können. So Oetiker pag. 160. 

Obwohl das oben zitierte Argument Wimmers kaum 
stichhaltig ist, da in sehr vielen Fällen der Aufgeber eines 
Briefes mit leichter Mühe z. B. durch seine Angestellten, den 
geforderten Beweis erbringen könnte, sc ist Wimmer doch 
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insofern der Wahrheit nahe, als er nicht Gründe des mate- 
riellen Rechts anführt, sondern solche des formellen Hechts, 
in dem sich häufig die Erfordernisse des praktischen Lebens 
Luft machen. Stellen wir uns nämlich das Verfahren vor, 
durch das die Taxrückerstattung bewirkt werden könnte, so 
würde schon das denkbar einfachste Verfahren, Reklamation 
des Absenders und Leistung der Taxe durch die Verwaltung, 
angesichts der kleinen zu ersetzenden Werte einen unver- 
hältnismässigen Aufwand an Zeit und Arbeit, erfordern, von 
einem allfällig nötigen Beweisverfahren ganz abgesehen. Aus 
Gründen des formellen Rechts scheint daher die Taxrücker- 
stattung bei gewöhnlichen Briefen unlogisch. Zum gleichen 
Resultat führt die Beobachtung, dass Art. 26 und auch 
Art. 27 streng nur auf Art. 25 des Postregalgesetzes Bezug 
nehmen. 

In der Telegraphengesetzgebung konnten der Höhe der 
Taxen wegen, nicht dieselben praktischen Ueberlegungen 
massgebend sein. Wir verweisen kurz auf Art. 69 und 70 
■der Telegraphenverordnung, die die Taxrückerstatlungen 
vorsehen. 

Auf die Sicherung der Korrespondenz durch Rekomman- 
dation, Vatorierung u. s. w. braucht hier nicht näher einge- 
treten zu werden, als es bereits geschehen ist, da diese 
Sicherung vorwiegend technischer Art ist und der dadurch 
bewirkte erhöhte Rechtsschutz sich auf den Ersatz finanziellen 
Schadens beschränkt. 

c) Wer ist zur Stellung der Entschädigungsansprüche 
gegen die Verwaltung legitimiert'? Nach Art. 34 des Post- 
regalgesetzes und Art. 69 der Telegraphen Verordnung kann 
als Entschädigungsherechtigter einzig der Absender betrachtet 
werden. Der Absender ist Gegenkontrahent der Anstalt; der 
Adressat hat kein selbständiges Recht aus dem Vertrag 
zwischen Absender und Anstalt, sondern kann eine Entschä- 
digung nur fordern, wenn er sich hierzu als „Vertreter des 
Absenders legitimiert." Diese Fassung des Gesetzes wollte 
natürlich die Rechtsnachfolger des Absenders nicht ausschliessen, 
da diese Entschädigungsansprüche keineswegs als höchstper- 
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sönliche Forderungen zu betrachten sind; es kommen also Uni- 
versal- wie Singularsuccessoren des Absenders ebenfalls in 
Betracht als Gläubiger (Entscheide der K. P. D. von 1905, 
Nr. 257 und 157, der 0. P. D. Nr. 883, 259 vom 14. No- 
vember 1905). 

Das einzige Hecht des Adressaten eines Briefes besteht 
darin, dass er gemäss Art. 14 Postregalgesetz ein Recht auf 
Auslieferung des Briefes hat, wenn derselbe nach Ankunft 
am Bestimmungsort ihm avisiert oder von ihm die Aus- 
lieferung verlangt worden ist. Dieses Recht ist der Anlass 
dazu gewesen, dass auch schweizerische Autoren das Post- 
frachtgeschäft als Vertrag zu Gunsten des Adressaten im 
Sinn des Art. 128 Abs. 2 O. R. ausgegeben haben (Meili, 
Telegraphenrecht, 1 Aufl. pag. 32 ff. Oetiker pag. 138 ff. und 
dort zitierte). Diese Konstruktion, die von vornherein etwas 
Willkürliches und Gezwungenes an sich trägt, kann, wie 
Wimmer pag. 81 fg. durchaus zutreffend ausführt, angesichts 
der gesetzlichen Bestimmungen nicht als richtig angesehen 
werden. 

Das Recht des Absenders, anderweitig über den Brief 
zu verfügen, ist von demjenigen des Adressaten auf Aus- 
händigung des Briefes analog den Regeln des Art. 453 Ziff. 3 
und 4 0. R. im Titel über den Frachtvertrag getrennt. Die 
Vorschrift des Art. 14 des Postregalgesetzes ist als Spezial- 
anwendung der genannten Vorschrift des allgemeinen Rechts 
auf das Postrecht anzusehen, wie die betreffenden Bestim- 
mungen der Eisenbahntransportordnung (§§ 70 fg.) auf das 
Eisenbahnrecht. Diese Vorschriften sind ihrerseits wieder 
Anwendungen der allgemeinen in Art. 209 und 200 Ziff. 2 
O. R. enthaltenen Regeln, dass die Uebergabe des Besitzes 
einer beweglichen Sache durch Uebertragung solcher Mittel 
an den Erwerber erfolgen kann, welche ihm die ausschliess- 
liche Verfügung über die Sache gewähren (Wolf, Anm. 3 
zu Art. 453 O. R.). Eine Uebertragung solcher Mittel sieht 
der Frachtvertrag in den vier in Art. 453 erwähnten Tatbe- 
ständen; desgleichen im besonderen der Postfrachtvertrag in 
der Avisierung des vom Absender zuerst bezeichneten Adres- 
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säten durch die Post, welche letztere nach dem in der Adres- 
sierung selbst enthaltenen Auftrag des Absenders handelt ; 
wenn der Adressat die Auslieferung verlangt, so geht schon 
daraus hervor, dass der Adressat die ihm vom Absender 
durch die Adressierung gemachte f aditionsofferte annimmt 
und der Besitzübergang ist erfolgt*-sofern der Gegenstand im 
Zeitpunkt der Reklamation des Adressaten am Bestimmungs- 
ort .bereits angelangt ist. 

Für den Absender sind Transport und Bestellung der 
Gegenstände nicht Selbstzweck, wie eine natürliche Betrach- 
tungsweise ohne weiteres lehrt, sondern blosse Mittel zum 
Zweck. Der Zweck selbst ist für den Absender die Mitteilung 
an den Adressaten, welche durch Zustellung des Trägers der 
Mitteilung (Brief) an den Adressaten erfolgen soll. Wir haben 
zwei Verträge zu unterscheiden: 

1. Den Hauptvertrag zwischen Absender und Adressat, 
der bezweckt, durch Uebertragnng des Besitzes an einem 
Gegen stände eine Nachricht oder eine Willenserklärung zu 
übermitteln. Hier wird, wie bereits bemerkt, der Besitz- 
übergang an dem Gegenstand nach allgemeinem Recht nicht 
nur durch Aushändigung der Sache vollzogen, sondern auch 
schon dadurch, dass der Besitzerwerber in Stand gesetzt wird, 
über die Saehe zu verfügen. Welchen weitern Zweck die 
Tradition des Briefes verfolgt, blosse Mitteilung, oder Er- 
zeugung irgend eines Rechtsverhältnisses, braucht hier nicht 
untersucht zu werden (vergl. Meili, Teleg. recht. 1. Aufl. 
pag. 39 fg.). 

2. Der Nebenvertrag, den der Absender mit dem 
Frachtführer, in unserm Falle mit der Post abscbliesst, damit 
sie gegen Entgell (PortoX den Transport der Sache besorge, 
und dadurch den Besitzübergang an der Sache auf den 
Adressaten bewirke. Durch diesen Nebenvertrag wird natür- 
lich, soweit dies gesetzlich vorgeschrieben, üblich, oder durch 
die Umstände geboten ist, auch die Befugnis an die Post er- 
teilt, den Gegenstand durch Avisierung in den Besitz des 
Adressaten gelangen zu lassen, statt ihn gleich naturaliter 
auszuhändigen. Der Best tzüb ergang wird ferner als bereits 



— 54 — 

erfolgt präsumiert, wenn der Adressat in der Lage ist, den 
am Bestimmungsort angelangten Gegenstand zu reklamieren. 

Sobald die Besitzesübertragung an dem Gegenstand statt- 
gefunden hat, so ist der Absender nicht mehr Besitzer 
desselben und kann daher auch nicht mehr Weisungen an die 
Post erteilen, den Besitz an andere Personen zu übertragen oder 
ihm selbst zu bewahren (Art. 14 Postregalges. Art. 453 0. R.) : 
der Hauptvertrag ist dann bereits erfüllt, und kann nicht 
durch Abänderung des an die Post erteilten Auftrags, d. h. 
durch Abänderung des Inhalts des Neben Vertrags, nachträglich 
wieder rückgängig gemacht werden. 

Betrachtet man die Sache so, so ist ohne weiteres klar, 
weshalb nur der Absender ein Recht hat, bei Verlust oder 
Verspätung einer Sendung die Post auf Ersatz zu belangen. 
Es würde eben einer ausdrücklichen vertraglichen Verein- 
barung bedürfen, wenn ein Dritter (der Adressat) aus dem 
zwischen Absender und Post geschlossenen Vertrag berechtigt 
sein sollte (Art. 128 Abs. 2 0. R.). Diese Vereinbarung ist 
nicht gebräuchlich, und wird durch das Gesetz auch nicht als 
Vertragsinhalt präsumiert, d. h. nicht als dispositiver Rechts- 
satz verkündigt. Das praktische Bedürfnis hat es mit sich 
gebracht, dass beim gewöhnlichen Frachtvertrag andere dispo- 
sitive Rechtsnormen als beim Postfrachtvertrag gelten, was 
die Berechtigung des Adressaten betrifft. Wir sagen, das 
praktische Bedürfnis habe es mit sich gebracht: Beim gewöhn- 
lichen Frachtvertrag soll nämlich in der Regel ein Veräus- 
serungsvertrag zwischen Absender und Adressat durch Tradition 
nur noch perficiert werden;* beim Postfrachtvertrag dagegen 
ist der zu Grunde liegende Hauptvertrag blosser Traditions- 
vertrag, ohne dass ein vorgängiger Veräusserungsvertrag 
zwischen Absender und Adressat wesentlich wäre, und vom 
Recht besonders berücksichtigt würde. Der zu übertragende 
Gegenstand ist eben im Briefpost- und Depeschenverkehr nicht 
wesentlich Geldwert, sondern ist in den praktisch meisten 
Fällen nur verwendbar als Träger einer Mitteilung von Person 
zu Person; an der Mitteilung selbst geht aber in der Regel 
das geistige Eigentum nicht über. 
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Die bisherigen Ausführungen als richtig vorausgesetzt, 
würde es sich also Leim Postfrachtvertrag nicht um einen 
sogenannten echten Vertrag zu Gunsten eines Dritten, des 
Adressaten, handeln, sondern um einen unechten, bei dem der 
Adressat gegen die Post nieht auf die Leistung klagen kann, 
dagegen natürlich sich nicht gefallen lassen muss, dass die 
bereits erfolgte und acceplierte Leistung wieder rückgängig 
gemacht wird. Da der Vertrag zu Gunsten eines Dritten, 
wodurch dem Dritten keine Klage gegen den Leistungs- 
pflichtigen gegeben ist, einem gewöhnlichen Vertrag gegenüber 
keine Besonderheiten aufweist, so lohnt sich eine besondere 
Behandlung des Postfrachtgeschäfts von diesem Standpunkt 
aus nicht. 

Gegenteils würde durch eine solche Behandlung ein 
unwesentlicher Teil in den Vordergrund geschoben : der Brief 
verlieht doch häufig Interessen des Absenders, die dem Inter- 
esse des Adressaten feindlich sein können ; häufig ist der Brief 
neutral; beides in genau gleicher Weise, wie mündliche 
Aeusserungen dem Zuhörer gegenüber; nur ein geringer Teil, 
Z.B.Wertbriefe, dürften wirklich zu Gunsten des Dritten 
versandt werden. Aus dem gleichen Grund dürfte dem Adres- 
saten gegen Post und Telegraph auch keine actio negotiorum 
gestorum direeta gegeben sein (wie Meili, Telegraphenrecht 
1. Auflage pag. 37 meint), da eben das negotium nicht dasjenige 
des Adressaten, sondern dasjenige des Absenders allein ist. 

Die ganze Untersuchung über die Art des zwischen Ab- 
sender und Post abgeschlossenen Vertrages ist deshalb 
wesentlich, weil erst aus den Ergebnissen der Untersuchung 
diejenigen Bestimmungen des Postrechts erklärt werden können, 
welche den über den Brief Verfügungsberechtigten und das 
Subjekt der Schadenersatzklage für Verlust u. s. w. bezeichnen. 

Der hier vertretenen Meinung könnte der Vorwurf ge- 
macht werden, die Bestimmungen des Postrechts vertragen 
wich nicht vollständig mit ihr; es bestehe nämlich die Sonder- 
barkeit, dass der Absender auch dann einzig legitimierter 
Haftpflichtkläger gegen die Post sei, wenn der Brief erst 
verloren gehe, nachdem er dem Adressaten avisiert worden 
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sei, also nachdem er in den Besitz des Adressaten über- 
gegangen sei. In dieser Zuteilung des Ersatzanspruchs an den 
Absender ist aber nur die Bestätigung unserer Behauptung 
zu sehen, dass der Postfrachtvertrag kein echter Vertrag zu 
Gunsten eines Dritten sein könne; durch den Verlust des 
Briefes im genannten Zeitpunkt geht dem Adressaten der 
Besitz wieder verloren, da er nicht mehr die Mittel hat, darüber 
zu verfügen; eine Schadenersatzpflicht aus Vertrag hat die 
Postverwaltung ihm gegenüber nicht, da sie in keinem Ver- 
tragsverhältnis zu ihm steht ; aus Delikt deswegen nicht, weil 
die Haftbarkeit der Postverwaltung für das Verschulden ihrer 
Organe gegenüber dem Adressaten nirgends statuiert ist. 
Civilrechtlich ist also der Adressat eines Briefes der Post- 
verwaltung gegenüber nicht geschützt, sondern nur der Ab- 
sender. In gleichem Sinn hat sich Karstens, Archiv f. die 
civilist. Praxis, Bd. 37 (1854), pag. 199 ff. ausgesprochen. 

Dieselben Ueberlegungen sind auch im Telegraphenrecht 
zu machen. (Anderer Ansicht ist Meili, Telegraphenrecht 
pag. 32 ff.) 

Gemäss Art. 30 P. G. haftet die Post in den hievor er- 
wähnten Fällen dem Absender nicht, wenn sie nachweist,, 
dass weder sie noch die von ihr mit der Spedition beauftragte 
Transportanstalt den Schaden verschuldet hat, oder dass der 
Schaden ausser dem schweizerischen Postgebiet entstanden 
ist. „Im letztern Fall wird jedoch die Postverwaltung die 
nötigen Schritte tun, um, soweit dies ohne Anhebung eines 
Prozesses möglich ist, dem Aufgeber bei der betreffenden aus- 
wärtigen Transportanstalt den gebührenden Ersatz zu ver- 
schaffen." (Ein fernerer in Art. 30 P. G. enthaltener Libe- 
rierungsgrund hat für unsere Aufgabe keine Bedeutung) Art. 97 
litt, a des Postgesetzentwurfes fügt als neuen Liberierungs- 
grund den Fall an, da die Post Sendungen den zuständigen. 
Gerichts- und Polizeibehörden ausgeliefert hat. Vergl. oben 
pag. 36. 

Grundsätzlich haftet die Postverwaltung also nicht bei 
Zufall, sondern nur bei Verschulden; das Verschulden wird 
aber kraft Gesetzes präsumiert, wenn die Post den Exkul- 
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pationsbeweis nicht zu leisten vermag. Diese Verteilung der 
ßeweislast dehnt praktisch die Haftpflicht der Post erheblich 
aus. Es bedarf keiner besonderen Ausführung, dass die Post 
sich nicht exkulpieren kann durch den Nachweis des Ver- 
schuldens ihrer eigenen Angestellten, oder der Angestellten 
der von ihr beauftragten Transportanstalt; gerade für diesen 
Fall soll der Absender ja geschützt sein, und ein Verschulden 
der Post liesse sich ja überhaupt kaum denken, das nicht 
im Verschulden einzelner Organe bestände. Die Verteilung 
der Beweislast betreffend das Verschulden im Postrecht deckt 
sich nicht vollständig mit den entsprechenden Bestimmungen 
des allgemeinen Rechts über die Haftpflicht des Fracht- 
führers (Art. 457, 458, 459 O. R.), wo der Nachweis des blossen 
Zufalls zur Liberation des Frachtführers nicht hinreicht. Die 
vorteilhaftere Stellung der Post dürfte sich wohl daraus er- 
klären, als sie nicht in der Lage ist, die Beförderung der dem 
Postregal unterliegenden Gegenstände, speziell der schriftlichen 
Mitteilungen auszuschlagen (Art. 2 und 4 P. G.). Angesichts 
der Bestimmungen der internationalen Verträge, nach welchen 
die schweizerische Post der Haftpflicht nur bei höherer Gewalt 
entbunden ist, wäre auch innerhalb der Schweiz die Reception 
dieses Grundsatzes zu empfehlen (Art. 8 Ziff. 1 Weltpost- 
vertrag; Art. 12 Ziff. 1 des Uebereinkommens betr. Wertbriefe 
und Wertschachteln). Gegenwärtig ist die Haftung der Post- 
verwaltung weitgehender für einen Brief, der nach irgend 
einem Land geht, das dem Weltpostverein angehört, als für 
einen Brief, der im eigenen Land zu bestellen ist. Der oben 
genannte fernere Liberationsgrund — Ausschluss der Haftung, 
wenn der Schaden ausserhalb des schweizerischen Postgebietes 
entstanden ist, — hat den grössten Teil seiner ursprünglichen 
Bedeutung eingebüsst, da internationale Verträge die Post 
verpflichten, die Absender von Postsendungen nach dem Aus- 
land auch dann zu entschädigen, wenn der Schaden auf fremdem 
Gebiet eingetreten ist (Wimmer pag. 58 ; Weltpostvertrag vom 
15. Juni 1897 Art. 8 Ziff. 3 ; Uebereinkommen betr. den Aus- 
tausch von Briefen und Schachteln vom 15. Juni 1897 Art. 12: 
Ziff. 3). 
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Art. 69 der Telegraphenverordnung, der die Taxrücker- 
«tattung für nicht bestellte, verspätete oder verstümmelte 
Telegramme anordnet, nimmt nur im Fall der Nichtbestellung 
ausdrücklich auf den Nachweis des Verschuldens Bezug; hier 
liegt aber die Beweislast dem Ersatzforderer ob. Da dieser 
Nachweis an Hand der Orginaltelegramme leicht geführt 
werden kann/ so entsteht eine Benachteiligung des Publikums 
kaum aus dieser Regelung. Bei der Verspätung ist das Ver- 
schulden präsumiert. Bei der Verstümmelung ebenfalls; doch 
stellt das Gesetz selbst einige Exkulpationsgründe für diesen 
Fall auf, die alle das Selbstverschulden des Aufgebers, oder 
dessen Mitverschulden voraussetzen. Für ein rekommandiertes 
Telegramm erhält der Aufgeber in den Fällen des oben er- 
wähnten Art. 69 der Telegraphenordnung ein fixe Entschä- 
digung von Fr. 50. — ausgenommen in Fällen höherer Gewalt 
(Art. 58 T. V.). 

Sowohl nach Bundesrecht, als nach den internationalen 
Verträgen verjährt der Haftpflichtanspruch gegen die Post 
innert Jahresfrist, vom Tage der Postaufgabe an gerechnet 
{Art. 35 Abs. 1 P. G.; Art. 8 Ziff. .6. Weltpostvertrag Art. 12 
Ziff. 6). Nach Bundesrecht wird die Verjährung durch An- 
hebung der Klage oder den Sühneversuch, und durch An- 
bringung der Reklamation bei einer Postbehörde oder Post- 
stelle unterbrochen; die Verjährung läuft nicht, solange die 
Reklamation unerledigt bleibt; ergeht eine abschlägige Be- 
scheidung, und werden zugleich die der Post anvertrauten 
Beweismittel behufs wirksamer Anhebung des Prozesses 
zurückgegeben, so beginnt vom Anfang derselben an eine 
neue Verjährung der Klage, welche durch eine neue Rekla- 
mation gegen jenen Bescheid nicht unterbrochen wird. Diese 
Aufzählung der Unterbrechungsgründe der Verjährung ist nicht 
vollständig; es versteht sich von selbst, dass auch die Aner- 
kennung des Anspruchs seitens der Postverwaltung die Ver- 
jährung unterbricht; ebenso werden die spätem Prozessmass- 
nahmen der Parteien und des Richters wirken. Nachdem 
4ermassen konstatiert ist, dass die Gründe für die Unter- 
brechung der Verjährung nicht vollständig aufgezählt sind, 
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dürfen unbedenklich auch die übrigen Unterbrechungsgründe I 

des gemeinsamen Rechts im Postrecht für anwendbar erklärt ! 

werden. Die Unterbrechung der Verjährung erfolgt somit auch 
durch Anhebung der Betreibung. Dies ergibt sich spe- 
ziell noch aus folgenden Ueberlegungen. Die durch Urteil 
festgestellte Verbindlichkeit der Postverwaltung, einem Ab- 
sender eine gewisse Entschädigung zu bezahlen, würde i 

zweifellos mit dem Ablauf eines Jahres seit Erlass des Urteils 

• i 

verjähren; würde nun, ein immerhin denkbarer Fall, innert 
dieser Frist die Erfüllung der Verbindlichkeit durch die Post- ,1 

Verwaltung nicht erfolgen, so wäre dem Privaten jedes Mittel 
genommen, die Verjährung zu unterbrechen, wenn nicht die 
Betreibung als solches anerkannt wird; deiJn eine neue Rekla- | 

mation würde nach Art. 35 Abs. 4 P. G nicht unterbrechen, 
und eine neue Klage wäre nach dem allgemeinen Grundsatz, 
dass die rechtskräftig beurteilte Sache nicht nochmals vor die 
Gerichte gebracht werden kann, ausgeschlossen. Da die Be- 
treibung zur Erwirkung von Geldzahlungen das einzige Zwangs- 
vollstreckungsmittel ist (Art. 38 B. u. K.), so muss durch sie \ 
die Verjährung unterbrochen werden können. 

Zum gleichen Resultat führt die Ueberlegung, dass nach 
Abgabe einer Anerkennung der Schuld seitens der Post ein 
Prozess ausgeschlossen ist, da ein Prozess über unbestrittene 
Ansprüche begrifflich unmöglich ist, auch da wäre die Be- 
treibung das einzige Zwangsmittel, durch das Zahlung verlangt 
und die Verjährung unterbrochen werden könnte (gegenteilige 
Entscheidungen des Bundesgerichts Curti Nr. 2160, für die- 
selbe Frage beim Eisenbahnhaftpflichtrecht im Urteil des Bun- , 
desgerichts i. S. Blöder gegen die Schweiz. Bundesbahnen, vom 
5. Juni 1908; zustimmende Curti Nr. 2211, 2241). 

Schliesslich dürfte auch die Vorschrift des Art. 158 O. R. 
im Postrecht Anwendung finden. 

Die Telegraphenverordnung enthält über die Verjährung 
der Ersatzansprüche einzig die Bestimmung des Art. 70: „Jede 
Reklamation auf Rückerstattung der Taxe soll innert zwei 
Monaten vom Tage der Aufgabe an, anhängig gemacht werden." 
Damit soll offenbar eine Verjährungsregel gegeben sein, der 
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aber eine allgemeine rechtliche Kraft nicht zuzuerkennen ist r 
da der Bundesrat nicht gesetzgebende Behörde ist (Art. 85- 
Ziff. 2 B.-V.). Verjährung und Verjährungsunterbrechung würden 
sich also nach dem gemeinen Hecht richten (0. K. Art. 146 ff.); 
die Kehrseite der hier vertretenen Ansicht ist aber die, dass 
auch die Bestimmungen über Taxrückerstattung und Ent- 
schädigung für rekommandierte Telegramme in den Fällen des 
Art. 69 der Telegraphenverordnung nicht Gesetzeskraft haben. 
Durch Erlass eines dem Postregalgesetz entsprechenden Tele- 
graphengesetzes sollte diesem Uebelstand abgeholfen werden. 

„Durch die ohne Vorbehalt seitens des Adressaten erfolgte 
Annahme einer Postsendung erlischt die Haftpflicht der Post- 
verwaltung in Bezug auf Beschädigungen (Art. 25 lit. e), sofern, 
nicht der Adressat den Beweis leistet, dass die Sendung schon 
zur Zeit der Ablieferung seitens der Postverwaltung beschädigt, 
war" (Art. 32 P. G.). Desgleichen erlischt im internationalen 
Verkehr die Haftpflicht der Postverwaltungen für die rekomman- 
dierten Sendungen und Wertbriefe nach erfolgter Bescheinigung 
und Uebernahme der Sendungen durch die Berechtigten 
(Wimmer, pag. 60 ff.). 

2. Gegen die Beamten und Angestellten der Post- und Telegraphen- 
verwaltung können ebenfalls civile Entschädigungsansprüche 
geltend gemacht werden. Dabei lassen wir das Begressrecht 
der Verwaltungen auf die fehlbaren Beamten unberücksichtigt, 
da uns das interne Verhältnis der Post- und Telegraphenanstalten 
nicht beschäftigt. Art. 64 0. H. bestimmt, dass über die Ersatz- 
pflicht für Schaden, welchen öffentliche Beamte und Angestellte 
in Ausübung ihrer amtlichen Verrichtungen verursachen, Bun- 
desgesetze abweichende Bestimmungen aufstellen können, und 
zwar auch dann, wenn die Verrichtungen gewerblicher Natur sind. 

Die Bestimmungen über die Ersatzpflicht der Post- 
Verwaltung, die in erster Linie hierher gehören, sind bereits 
erwähnt. Hier kommen nun noch folgende Bestimmungen in 
Betracht : 

' Aus dem Bundesgesetz über die Verantwortlichkeit der 
eidgenössischen Behörden und Beamten (vom 9. Dezember 1850) 
Art. 7, 11, 12 und 43. Davon sind materi ellrechtlich von 
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Bedeutung die drei erstgenannten: Art. 7 stellt als Voraus- 
setzung eines Schadenersatzanspruchs auf: in erster Linie eine 
rechtswidrige Handlung oder Unterlassung im Sinn des Art. 4; 
Art. 4 seinerseits knüpft die Verantwortlichkeit ausschliesslich 
an die Begehung von Verbrechen oder Vergehen in der Amts- 
führung, sowie an Uebertretungen der Bundesverfassung, der 
Bundesgesetze oder Reglemente, d. h. offenbar aller Vorschriften, 
die eine Behörde im Rahmen ihrer Kompetenz, also in ver- 
bindlicher Weise an die ihr unterstellten Beamten und An- 
gestellten erlassen hat. Dagegen macht eine fahrlässige oder 
eine absichtliche Handlung, welche in diesen Vorschriften nicht 
verpönt ist, und die auch nicht eine Uebertretung solcher Vor- 
schriften darstellt, nicht verantwortlich; in den meisten Fällen 
wird dann auch nicht ein in der Amtsführung begangenes 
Delikt vorliegen. In zweiter Linie verlangt Art. 7 einen durch 
die rechtswidrige Handlung oder Unterlassung verursachten 
positiven Schaden. Was ist unter dem „positiven" Schaden 
zu verstehen? Wir wollen die Frage so stellen: was kann 
als nicht positiver Schaden betrachtet werden? 

a) In erster Linie der Erfolg einer Handlung, soweit er 
nicht nur schädigend, sondern auch vorteilhaft wirkt; z. B. bringt 
der Verlust eines rekommandierten Briefes ohne weiteres das 
Recht auf eine Entschädigung für den Absender mit sich.. 
Soweit also der Schaden des Absenders durch den Verlust des 
Briefes die gesetzliche Entschädigung nicht übersteigt, ist er 
kein wirklicher Schaden. 

b) Als nicht positiver Schaden darf ferner ausgeschlossen 
werden die Schädigung der Ehre, Ruhe, Hinderung der Willens- 
betätigung u. s. w., soweit darin nicht unmittelbar eine Ver- 
mögensschädigung liegt. Der tort moral erscheint deshalb nicht 
als positive Schädigung, weil der durch die Handlung er- 
wachsende Schaden nicht bloss von äussern, sondern wesent- 
lich von innern, nicht allgemein zu beurteilenden Momenten, 
von den individuell verschiedensten Lebensansichten, Gefühlen, 
Werturteilen, abhängt, also äusserlich nicht nachweisbar ist. 
Damit kommen wir eigentlich schon zu einem weitern nicht 
positiven Schaden: 
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t c) Da nach dem Schaden in unserm Fall nur gefragt wird,. 

weil er Folge einer schuldhaften Handlung ist, so muss es 
auch Merkmal des positiven Schadens sein, dass er unmittel- 
bare und zwingende Folge der Handlung ist. Als Schaden 
kommt also nicht in Betracht der entgangene Gewinn, der 
wahrscheinlich, nach dem gewöhnlichen Gang der Dinge, zu 
erwarten gewesen wäre, sondern nur der nachweisbar einzig 
infolge der Handlung entgangene Gewinn. Zwischen diesem 
nachweisbar nur infolge der Handlung cessierenden lucrum 
und dem damnum emergens (das mitunter als „positiver 
Schaden" bezeichnet wird), ist prinzipiell kein Unterschied, 
der rechtfertigen würde, dass dieses lucrum cessans nicht 
ebenfalls zu ersetzen wäre. Es ist also der verlangte „posi- 
tive Schaden" ungefähr zu definieren als Vermögensschaden, 
der die unmittelbare und zwingende Folge einer schuldhaften 
Handlung oder Unterlassung ist. Da die Ersatzpflicht auf 
diesen Schaden beschränkt ist, so ist eine Erhöhung oder Er- 
mässigung des Schadensersatzes durch richterliches Ermessen 
je nach den Umständen und nach der Grösse der Verschuldung 
ausgeschlossen, denn der positive Schaden wird im Fall der 
Fahrlässigkeit nicht anders bestimmt werden können, als in 
dem der bösen Absicht. 

Die Vorschriften über die Schadenersatzpflicht des Post- 
und Telegraphenpersonals sind also insofern von den Schadens- 
ersatzregeln des Obligationenrechts verschieden, als: 

1. schadenersatzpflichtige Subjekte nur Beamte und An- 
gestellte der Post-. und Telegraphenverwaltung sind. 

2. Als nur der Schaden aus einer besonders gearteten 
Handlung ersetzt werden soll. 

3. Als dem Richter bei der Bestimmung der Höhe des 
Schadensersatzes viel engere Grenzen gezogen sind, als 
im gemeinen Recht. 

In diesem letztern Punkt wäre die Aufstellung von Rechts- 
sätzen, die mit dem gemeinen Recht (Art. 51 und 55 O. R.) über- 
einstimmen, dringend geboten (vergl. Meili, Reflexionen über 
das schweizer. Postrecht; Zeitschrift für schweizer. Recht V, 
pag. 61 ff.). 



Wie im Obligationenrecht, ist aber auch hier die Ersatz- 
pilicht an das Vorhandensein von Absicht oder Fahrlässigkeit 
beim Täter geknüpft. Art. 4 des citierten Verantwortüchkeits- 
gesetzes sieht nämlich nur schuldhafte rechtswidrige Hand- 
lungen und Unterlassungen vor. Die Begriffe von Absicht und 
Fahrlässigkeitgehören unserm gemeinen Recht an und brauchen 
hier ebensowenig erörtert zu werden, wie der Begriff der 
Rechts Widrigkeit. 

Vom gemeinen Recht abweichende Bestimmungen gelten 
ferner für die Verjährung der Schadenersatzansprüche. 
Art. 11 des citierten Verantwortlichkeitsgesetzes erklärt die 
Civilklage für verjährt, wenn der Beschädigte vom Zeitpunkt 
an, wo er von der Schädigung Kenntnis erhalten, seine 
Klage nicht innert Jahresfrist beim Bundesrat anhängig macht; 
die Verjährungsfrist läuft also, auch wenn der Beschädigte 
keine Kenntnis vom Schädiger hat (vergl. Art. 69 0. R.); 
es ist nicht einmal erforderlich, dass der Beschädigte weiss, 
dass es sich um ein Amtsdelikt oder die schuldhafte Hand- 
lung eines Beamten oder Angestellten im allgemeinen handelt. 
Verjährung tritt ferner ein, wenn die Klage nicht innert drei 
Monaten angehoben ist, vom Zeitpunkt an, da der Bundesrat 
seine Zustimmung zur Klageanhebung erteilt oder verweigert 
hat. Die Zeitdauer eines Krimin alprozeases, der den Tat- 
bestand der Civilklage beschlägt und gegen den Beamten 
gerichtet ist, der auf Schadensersatz belangt werden soll, fällt 
bei diesen Verjährungsfristen nicht in Berechnung vom 
Moment der Schlussnahme über die Anklage an bis zum End- 
urteil. Als Moment der „Schlussnahme über die Anklage" 
kann kein anderes Stadium des Strafverfahrens angesehen 
werden als das durch Art. 31 ff. des Bundesgesetzes über die 
Bundesstrafrechtpflege (vom 27. August 1851) beschriebene; 
erst vom Beschluss über die Versetzung in Anklagezustand an 
wird nämlich ein „Endurteil" den regelmässigen Abschluss des 
Verfahrens bilden ; wenn das Gesetz den Sinn hätte, dass die 
Unterbrechung der Verjährungsfrist vor dem genannten Be- 
schluss beginnen sollte, so würde es in vielen Fällen nur einen 
Anfang der Unterbrechung, nicht aber ein Ende bezeichnen. 
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Dies war jedenfalls nicht die Absicht des Gesetzgebers. Als 
Endurteil ist nach allgemein gebräuchlicher Terminologie der 
rechtskräftige Entscheid einer urteilenden Gerichtsbehörde über 
Schuld oder Unschuld des Angeschuldigten zu verstehen. Wo 
gemäss Art. 125 Abs. 2 und Art. 146 ff. des Bundesgesetzes über 
die Organisation der Bundesrechtspflege (vom 22. März 1893) 
kantonale Prozessordnungen anzuwenden sind, da beginnt die 
Verjährungsunterbrechung in analoger Weise in demjenigen 
Stadium des Verfahrens, von welchem an eine regelmässige 
Erledigung der erhobenen Anklage nur noch durch Endurteil 
möglich ist. Art. 148 des Organisationsgesetzes begründet keine 
Ausnahme davon. 

Jedenfalls verjährt die Schadensersatzklage gegen einen 
fehlbaren Beamten binnen fünf Jahren vom Eintritt des 
Schadens an gerechnet (Art. 12 1. c). 

Das Verfahren für Civilklagen privater Geschädigter 
gegen Beamte und Angestellte der Post und Telegraphen Ver- 
waltung ist dasjenige der kantonalen Civilprozessgesetze, 
allerdings mit den Modifikationen, die Art. 43 des Verant- 
wortlichkeitsgesetzes aufstellt: Danach sind Civilklagen, die 
wegen gesetzwidriger Amtsführung gegen Beamte erhoben 
werden, zunächst beim Bundesrat anzubringen. Der Beklagte 
braucht sich also nicht auf die Klage einzulassen, wenn der 
Bundesrat sich noch nicht über dieselbe ausgesprochen hat; 
solange der Bundesrat noch nicht gesprochen hat, fehlt den 
Gerichten sogar die sachliche Kompetenz zur Beurteilung dieser 
Verantwortlichkeitsklagen. Verweigert der Bundesrat seine 
Zustimmung zur Civilklage, so kann der Kläger den beklagten 
Beamten nur belangen, wenn er für die Prozesskosten eine 
vom Bundesgericht zu bestimmende Kaution geleistet hat. 

Als Geschädigter kommt hier nicht bloss der Absender 
in Betracht; auch der Adressat ist, soweit er geschädigt ist, 
zur Klage legitimiert. 

Die Bestimmungen des Art. 14, Schlusssatz, des B. G. 
über die Organisation der Postverwaltung (vom 25. Mai 1849) 
ist durch die hie vor teilweise zitierten ausführlichen Vor- 
schriften des Verantwortlichkeitsgesetzes ersetzt worden. Auch 
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für das Telegraphenpersonal sind hier einzig die Bestimmur 
des Verantwortlichkeitsgesetzes anwendbar. Vergl. Art. 16 
B. G. betreffend die Organisation der Telegraphenverwalt 
•(vom 20. Dezember 1854); Art. 3 und 4 der Verordnung i 
die Disziplinarstrafen der Telegraphenbeamten und Bedi 
teten (vom 22. Januar 1855). 

Sofern ein Beamter oder Angestellter der Post < 
Telegraphenverwaltung nicht in Ausübung seiner amtlic 
Verrichtungen einen Schaden anrichtet, wird er nach den 1 
schritten des gemeinen Rechts, Art. 50 ff. 0. R, dem Gesi 
digten ersatzpflichtig. 

Desgleichen richtet sich die Verantwortlichkeit der 1 
sonen, die nicht im Post- oder Telegraphendienst stel 
nach allgemeinem Recht und erfordert deshalb hier ki 
besondere Betrachtung. 



IL Der Rechtsschutz des Vertrauensbriefes. 



Die vorgängige Behandlung des Rechtsschutzes, den die 
Korrespondenz im Post- und Telegraphenrecht geniesst,. 
rechtfertigt sich einmal aus historischen Gründen: im Post- 
recht wurde der Brief zeitlich zuerst geschützt ; im Zusammen- 
hang mit dem Postrecht entwickelte sich das Individualrecht 
auf Schutz der schriftlichen, an einen Dritten gerichteten Ge- 
dankenäusserung ; dieses Individualrecht wurde aber erst wirk- 
sam, als es durch die Grundsätze der französischen Revolution, 
als Seite der persönlichen Freiheit auch gegenüber Eingriffen 
des Staats gewährleistet wurde (vergl. Liszt Lehrbuch pag. 
389, Welcker a. a. 0., Brat er a. a. 0.). Die abgetrennte 
Behandlung rechtfertigt sich aber auch deshalb, weil der 
Rechtsschutz des Postbriefes und der Depesche in der Schweiz 
vornehmlich durch Bundesrecht bestimmt ist, während für 
den Rechtsschutz des Vertrauensbriefes die kantonalen Rechts- 
ordnungen in erster Linie massgebend sind. 



A. Im Civilrecht 

Der Brief als körperliche Sache. 

Ein Brief im Sinne des Vertrauensbriefes ist nur dann- 
vorhanden, wenn mindestens zweierlei den Sinnen erkennbar 
ist: erstens eine körperliche, bewegliche Sache, die 
im konkreten Fall Träger einer Gedankenäusserung ist; welche 
körperliche Sache als Träger verwendet wird, ob ein Wachs- 
täfelchen, eine Phonographenwalze, ob Papier, ist grundsätz- 
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lieh gleichgültig; zweitens muss an der körperlichen Sache 
dem Destinatar eine Gedankenäusserung des Urhebers erkenn- 
bar gemacht sein. Schliesslich ist dem Brief wesentlich die 
ihm durch den Urheber gegebene Bestimmung, vom Urheber 
an den Destinatar zu gelangen. Der Brief will eine münd- 
liche Gedankenäusserung einer Person an eine andere ersetzen. ' 
Unser Gegenstand erfordert nun keine Betrachtung darüber, 
welchen Schutz das Recht dem körperlichen Gegenstand, dem 
Träger als solchem, zuteil werden lässt ; der Rechtsschutz 
ist nur zu untersuchen, soweit er dem Träger der Gedanken- 
äusserung mit Rücksicht auf diese Gedankenänsserung gegeben 
ist. Aber auch der Inhalt der Gedankenäusserung ist uns 
deswegen gleichgültig, weil wir nicht zu unterscheiden brauchen 
zwischen dem Schutz, welchen der Brief, in dem eine wissen- 
schaftliche Entdeckung mitgeteilt wird, oder der Beweismittel 
für ein Rechtsgeschäft ist, vor demjenigen, der eine Familien- 
nachricht übermittelt, vermöge seines verschiedenen Inhaltes 
voraus hat: denn dieser Unterschied im Rechtsschutz ist be- 
dingt durch die Zugehörigkeit des speziellen Inhaltes zu ver- 
schiedenen Reehtszweigen. Den gemeinschaftlichen Charakter 
der Briefe als vertraulicher Mitteilungen von Person zu Person, 
und damit unsere Aufgabe, berühren diese Unterschiede streng 
genommen nicht. Trotzdem wird ihnen mitunter im folgenden 
Beachtung geschenkt werden müssen. 

Da die Sachen im Recht nur Bedeutung haben wegen 
ihrer Beziehungen zu den Rechtssubjekten, so soll, bevor der 
Rechtsschutz der Briefe untersucht wird, festgestellt werden, 
wer Subjekt der Rechte an den Briefen ist, wobei festzustellen 
ist, welches die Rechte selbst sind. 

Als Rechtssubjekte kommen in Betracht: in erster Linie 
der Urheber des Briefes und in zweiter Linie der Destinalär 



Der Urheber der brieflichen Mitteilung kann den bereits 
geschriebenen Brief zurückbehalten, vernichten, abändern. Er 
kann den bereits mit dem Brief an den Destinatar abgesandten 
Boten zurückrufen und sieb seinen Brief wiedergeben lassen, 
oder dem Boten Weisung geben, ihn jemand anderem zu 
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bringen. Der Urheber des Briefes ist, solange er über den- 
selben noch verfügen kann, zweifellos ausschliesslicher Berech- 
tigter an demselben; sein Recht ergreift den Brief so voll- 
ständig, dass es als Eigentum zu qualifizieren ist. Ob der 
Urheber des Briefes Eigentümer des von ihm gewählten Trägers 
der Gedankenäusserung gewesen ist oder nicht, ist in den 
gewöhnlichen, hier einzig zu betrachtenden Fällen, in denen 
Papier der Träger ist, gleichgültig: durch die Benutzung als 
Brief wird das Blatt Papier als solches verarbeitet und geht 
in eine andere Güterkategorie über ; hatte es vorher als Gegen- 
stand des Güterverkehrs, als Ware, einen Marktpreis, so ist 
es jetzt nur noch unselbständiger Träger der Gedanken- 
äusserung. Der Inhalt des Briefes ist es, der den Brief wert- 
voll oder wertlos macht. Der Wert kann unter Umständen 
Marktwert sein, wird aber in der Regel nur im Interesse des 
Absenders an der Kenntnisgabe und im Interesse des Desti- 
natars an der Kenntnisnahme des Inhalts bestehen. Dieser 
Wert ist insofern schnell vergänglich, als das Interesse an 
einer Naehricht sich in der Regel auf eine kurze Zeit zu- 
sammendrängt und der Brief nach Ablauf dieser Zeit höchstens 
noch als Beweismittel der geschehenen Gedankenäusserung 
in Betracht kommt. Der bei Briefen sehr häufig vorkom- 
mende Affektionswert entspricht dem Interesse, das auch der 
mündlichen Gedankenäusserung verehrter und angesehener 
Menschen entgegengebracht wird. 

Das Eigentum des Papiereigentümers geht infolge des 
Verbrauchs des Papiers nach den Vorschriften der kantonalen 
Civilgesetze regelmässig unter. Die civilrechtliche Auseinander- 
setzung zwischen dem frühern Eigentümer des Papiers und 
dem Urheber der Gedankenäusserung hat nach den kantonal- 
rechtlichen Regeln über die Spezifikation bezw\ den Verbrauch 
fremder Sachen zu geschehen und braucht hier nicht näher 
erörtert zu werden (vergl. z. B § 950 deutsches B. G. ß., 
Hub er schweizer. Privatrecht III. pag. 187 ff., Schweiz. Civil- 
gesetzbuch 726). 

Eine nähere Erörterung ist auch deswegen unnötig, weil 
der an den Destinatar gelangte Brief regelmässig auch dann 
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Eigentum desselben wird, wenn der Urheber nach kantonal*- 
rechtlicher Vorschrift nicht Eigentümer gewesen sein sollte. 
Der Briefempfänger wird nämlich beim Empfang des Briefes 
immer im guten Glauben sein, der Urheber des Briefs sei 
Eigentümer desselben gewesen und wird gemäss Art. 205 
O. FL regelmässig einwandsfreies Eigentum am Brief erwerben. 
Allfällige strafrechtliche Verantwortlichkeiten des Briefschreibers 
sind hier ebenfalls nicht zu erörtern. 

Der Urheber des Briefes kann den Brief selbst schreiben, 
ihn diktieren, ihn durch einen speziell oder allgemein Bevoll- 
mächtigten schreiben lassen. Urheber des Briefes ist derjenige, 
der die darin enthaltene Gedanken äusserung als die seinige 
an den Destinatar richtet oder richten lässt; der Angestellte 
schreibt die geschäftlichen Briefe, auch wenn er sie selbst, 
mit oder ohne Andeutung seiner Eigenschaft unterzeichnet, für 
seinen Prinzipal; der Prinzipal ist Eigentümer des Briefes. 
Der Urheber ist identisch mit dem Absender des Briefes, denn 
die schriftlich festgehaltene Gedankenäusserung wird erst dann 
Brief, wenn sie die Bestimmung erhält, an einen Destinatar 
zu gelangen. Wer vom Boten oder von der Post ausserdem 
als Absender betrachtet werden darf, ist hier nicht zu unter- 
suchen. Wir verweisen diesbezüglich auf den bei Meili, 
Haftpflicht der Postanstalten, pag. 45 ff. citierten Fall. Vergl. 
auch Seil, Arch. f. civil. Praxis XXI. pag. 145 mit Anm. 36. 

Der Urheber erwirbt an seinem Brief originär Eigentum ; 
durch seine Willensbetätigung wird der Brief erst geschaffen. 

Der Brief* ist bestimmt, an den Destinatar zu gelangen, 
damit dieser von der Gedankenäusserung des Absenders 
Kenntnis erhält. Zu diesem Zweck muss der Destinatar oder 
ein Stellvertreter desselben mindestens vorübergehend den 
Brief in die Hände bekommen. In der Begel geht aber der 
meist stillschweigend, mitunter auch ausdrücklich kundgegebene 
Wille des Absenders weiter: Der Destinatar soll den Brief 
behalten; der Brief soll in seinen Besitz und sein Eigentum 
übergehen. Der Destinatar kann die Annahme von Besitz und 
Eigentum, die ihm offeriert werden, verweigern. Nimmt er 
den Brief an, so ist die ihm vorn Absender gemachte Tradi- 
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tionsofferte acceptiert. Infolge des damit abgeschlossenen 
Traditionsvertrages ist Besitz und Eigentum am Brief vom 
Absender auf den Destinatar übergeleitet. Vergl. Sella. a. 0. 
pag. 146 ff. Die causa für den Traditionsvertrag ist der Wille 
des Absenders, seine Gedankenäusserung dem Destinatar zur 
Kenntnis zu bringen. Der Grund, weshalb der Destinatar die 
Traditionsofferte annimmt, ist, die Aeusserung des Absenders zu 
vernehmen. In dieser causa muss Uebereinstimmung herrschen. 

Das Eigentum kann sowohl vom Absender als vom Desti- 
natar auf deren Rechtsnachfolger übergehen. 

Der vom Urheber abgesandte Brief kann aus irgend 
einem Grund dem Destinatar nicht eingehändigt werden; der 
Bote will den Brief daher dem Urheber, seinem Mandanten, 
zurückbringen; inzwischen ist dieser gestorben: sein Erbe ist 
legitimiert, sich den Brief wieder aushändigen zu lassen; auf 
ihn ist das Eigentum übergegangen. Andrer Fall: der Brief 
ist ein Geschäftsbrief. Die Firma, die ihn abgesandt hatte, ist 
im Zeitpunkt, da der Brief zurückkommt, mit Aktiven und 
Passiven und der ganzen Kundschaft an eine andere Firma 
übergegangen, oder in eine andere Firma aufgegangen; die 
Einzelfirma ist z. B. in eine Aktiengesellschaft umgewandelt 
worden; kraft ihrer Rechtsnachfolge in das ganze Geschäft 
wird die neue Firma Eigentümerin des Briefes, sobald dem 
Boten der Auftrag gegeben wird, die Sache fortan für den 
neuen Erwerber in Gewahrsam zu halten (Art. 201 0. R.); 
der Vertrag, kraft welchem der Eigentumsübergang am Ge- 
schäft erfolgt, wird übrigens gemäss Art. 200 Abs. 2 0. R. der 
neuen Firma solche Mittel übertragen können, welche ihr die 
Verfügungsgewalt über den Brief gewähren. 

Die dem Destinatar zugekommenen Briefe gehen in 
gleicher Weise an seine Rechtsnachfolger über. Briefe, die 
an einen Verstorbenen gerichtet sind, gehen aber nicht ins 
Eigentum der Erben über, wenn nicht der Besitzübergang 
noch bei Lebzeiten des Destinatars an ihn erfolgt ist. Der 
Wille des Absenders ging nur auf Uebertragung des Eigentums 
an den Destinatar; wenn der Bote diesen nicht mehr findet, 
so darf er den Brief nicht einem andern aushändigen. Dies 
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■wird von unserer Postverwaltung anerkannt; die Oberpoat- 
direktion verlügte z. ß. am 17. Oktober 1898, dass Sendungen 
an Verstorbene ohne besondere Weisung des Absenders nicht 
der Witwe oder den Familienmitgliedern ausgeliefert werden 
dürfen, sondern als unbestellbar zu behandeln seien. Gleich 
hat der Bote zu verfahren, wo eine Firma durch eine andere 
ersetzt worden ist; wo aber der Brief als Geschäftsbrief er- 
kennbar ist und feststeht, dass die neue Firma rechtlich und 
tatsächlich an Stelle der alten getreten ist, wird die neue 
Firma den durch den Boten" übergebenen Brief an die alte 
Firma zu Eigentum erwerben können ; wo diese Voraus- 
setzungen fehlen oder der erklärte Wille des Absenders 
entgegensteht, wird der Eigentumsübergang nicht erfolgen 
(Art. 199 0. R.). 

Hat der Destinatar des besondern Inhalts der Briefe 
wegen die Pflicht, dieselben aufzubewahren, auf Verlangen 
vorzuzeigen, oder geheim zu halten, so gehen diese Ver- 
pflichtungen auch auf seine Bechtsnachfolger über (Hafner 
Art. 878 Anm. 1 und 3). Für die Fälle, in denen bei juris- 
tischen Personen ein Bechtsnachfolger fehlt, dürfte es sich 
empfehlen, die Spezialvorschrift des Art.. 668 0. R. zur all- 
gemeinen Regel zu machen. 

Im folgenden soll dargestellt werden, in welcher Weise 
der Brief vom Recht geschützt wird. Derjenige Schutz, der 
jedem Eigentümer einer körperlichen Sache zur Wahrung 
seines Eigentums gegeben ist, ist nicht zu betrachten ; wir 
können für den Schutz, den das Civilrecht dem Briefeigen- 
tümer gewährt, auf Seil, über den Erwerb des Eigentums 
■na Briefen etc. im Archiv für civilist. Praxis 1838 XXI. pag. 
130 ff., speziell pag. 139, 148, 151, verweisen, dessen Aus- 
führungen über die Vindikation von Briefen noch heute mu- 
tatis mutandis brauchbar sind. 



Der Gedankeninhalt des Briefes. 
Wie das gesprochene Wort an den Hörer gerichtet wird 
zur blossen Unterhaltung, zur Befriedigung der Neugierde, der 
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Wissbegierde dee Hörers, oder aber zur Herbeiführung vor* 
Rechtsgeschäften ; wie das Wort auch unbeabsichtigte Rechts- 
folgen nach sich ziehen kann, so auch die briefliche Mitteilung. 
Während der blosse Unterhaltungsbrief den Empfänger zu 
nichts verpflichtet, stellt der Geschäftsbrief ganz bestimmte 
Anforderungen an ihn. Treue und Glauben im Verkehr er- 
heischen, dass der Briefempfänger, wie der Hörer, zu der an 
ihn gerichteten Aeusserung des Urhebers Stellung nimmt. 

Stillschweigen und Antwort des Destinatars auf den Inhalt 
des angenommenen Briefes werden vom Recht durchaus analog, 
behandelt, wie die entsprechende Handlungsweise des Hörers 
dem gesprochenen Wort gegenüber. Wie der Hörer, so hat 
der Briefempfänger die Pflicht, der an ihn gerichteten und von. 
ihm nicht von vorneherein abgewiesenen rechtserheblichen 
Mitteilung die nötige Aufmerksamkeit zuzuwenden. Tut er es- 
nicht, so hat er den Schaden, der dem Absender des Briefes 
oder ihm selbst aus seiner Fahrlässigkeit entsteht, zu tragen : 
es wird also z. B. wenn nach der besonderen Natur des vom 
Absender offerierten Geschäfts eine ausdrückliche Annahme 
nicht zu erwarten ist, der im Brief offerierte Vertrag beim 
Stillschweigen des Destinatars als abgeschlossen betrachtet, 
so dass der Destinatar aus dem Vertrag belangt werden kann 
Art. 5 Abs. 3 0. R.), auch wenn sein Wille nicht auf den 
Vertragsabschluss gerichtet war ; kann sich der Destinatar 
aber des Vertrages entledigen durch den Nachweis, dass er 
nach Empfang des Briefes im wesentlichen Irrtum gehandelt 
hat, so wird er dem Absender für den Schaden, den er ihm 
durch seine Fahrlässigkeit zugefügt, ersatzpflichtig (Art. 23 0. R.). 

Diese Ersatzpflicht setzt voraus, dass die Pflicht des. 
Briefempfängers, dem rechtserheblichen Inhalt des Briefes 
Aufmerksamkeit zu schenken, eine Rechtspflicht ist, nicht 
etwa bloss eine Forderung des Anstände. Wer sich mit 
jemandem in Vertragsunterhandlungen einlässt, übernimmt 
damit die Pflicht, denselben aufmerksam zu folgen. Lässt er 
es schuldhafterweise an der nötigen Aufmerksamkeit fehlen, 
so begeht er eine gegen das Recht des Vertragsgegners ver- 
stossende unerlaubte Handlung (vergl. Art. 50 fg. 0. R. ; 
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Hafner Art. 23 Anm. 1; Art. 50 Anm. 5 ; Jhering, Schuld- 
moment im römischen Privatrecht pag. 21 ff. speziell pag. 3& 
und pag, 40 ff. und pag. 52). 

Vor der mündlichen hat die schriftliche Aeusserung, 
wozu speziell der Brief gehört, voraus, dass sie vom Urheber 
besser überlegt und vom Empfänger auf ihren Inhalt sorg- 
fältiger geprüft werden kann, dass sie also weniger Gelegenheit, 
zu Irrtümern bietet, schliesslich, dass sie selbst als Beweis- 
mittel für die Aeusserung verwendet und fast unendlich 
lange aufbewahrt werden kann. Gerade die letzte Eigenschaft 
des Briefes, seine Verwendbarkeit als Beweismittel für die^ 
darin enthaltene rechtserhebliche Aeusserung, ist der Haupt- 
grund für weitere Verpflichtungen des Empfängers. Der Ur- 
heber des Briefes wird häufig die Briefform wählen, um 
später, wenn nötig den Wortlaut seiner Aeusserung wieder 
nachweisen zu können. Da aber der Brief regelmässig ins. 
Eigentum des Destinatars übergeht und die Aeusserung regel- 
mässig nur als erfolgt betrachtet werden kann, wenn dieser 
Eigentumsübergang stattgefunden hat, so wird dem Absender 
unter gewissen Verhältnissen das Recht gewährt, auch nach- 
her noch Einsicht in den Brief zu nehmen, bezw. dessen 
Vorlegung zu verlangen. Das 0. R. statuiert die Vorlegungs- 
pflicht nur für diejenigen Personen, die zur Führung von 
Geschäftsbüchern verpflichtet sind (Art. 879; vergl. für die 
Grundlagen dieser Vorschrift im gemeinen Civilprozess 
Wetzeil, System des gemeinen Civilprozesses, 3. Aufl., 1878,. 
pag. 249) ; es setzt dabei das Bestehen von Streitigkeiten über 
Rechtsverhältnisse, die aus dem Betrieb eines Geschäft» 
herrühren, voraus, woraus sich zu ergeben scheint, dass eine 
Vorlegungspflicht nicht existiert, solange keine Streitigkeit 
herrscht. Da aber offenbar mit Absicht ein so weiter Aus- 
druck gewählt wurde, wie es „Streitigkeit" ist, so darf wohl 
interpretiert werden, dass in allen Fällen die Vorlegung ver- 
langt werden kann, wo ein rechtliches Interesse dazu besteht. 
Das Recht, Vorlegung zu verlangen, ist im 0. R. dem Subjekt 
nach nicht beschränkt: es* können also nicht nur die Brief- 
absender, sondern auch Drittpersonen die Vorlegung verlangen ; 
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so z. B. wird der frühere Reisende oder Vertreter des Ge- 
schäfts die Vorlegung der Briefe verlangen können^ welche 
seitens der Personen an das Geschäft gerichtet worden sind, 
die durch ihn hedient wurden. Der Kreis der Personen, die 
■ein Recht auf Vorlegung der Korrespondenzen des Geschäfts 
' haben, wird aber andrerseits dadurch ziemlich eng beschränkt, 
dass Art. 879 die Vorlegungspflicht nur aufstellt bei Strei- 
tigkeiten über Rechtsverhältnisse, die aus dem Betrieb des 
■Geschäfts herrühren. 

Die Vorlegungspflicht besteht natürlich auch nur rttck- 
sichtlich derjenigen Korrespondenz, die Bezug auf das streitige 
Verhältnis haben kann (vergl. Schweizer Bl. für handelsrechtl. 
Entscheidungen XI, pag. 226). 

Die Aktionäre haben gemäss Art. 641 .Abs. 4 0. R. aus- 
serdem noch die spezielle Berechtigung, Einsicht in die 
Korrespondenz der Aktiengesellschaft zu verlangen, wenn sie 
durch die Generalversammlung dazu ermächtigt worden sind, 
oder die Erlaubnis der Verwaltung oder schliesslich eine 
dahingehende gerichtliche Anordnung erwirkt haben; die 
gerichtliche Anordnung wird auf Grund des kantonalen Rechts, 
sowie auf Grund des Art. 879 0. R. erfolgen können (vergl. 
Schw. Bl. für handelsrechtl. Entscheid. XVI. pag. 160 ff.). 

Einzelne kantonale Rechte legen auch andern Brief- 
empfängern ähnliche Pflichten auf. So verfügt z. B. Zürich 
(C. R. 574), dass die Vertragsparteien gegenseitig die Pflicht 
zur Vorlegung der über das Rechtsgeschäft erhaltenen Korres- 
pondenzen haben, und bestimmt zugleich, als Folge der Miss- 
achtung dieser Pflicht: die Verbindlichkeit zum Ersatz des 
Interesses (Zürich C. R. 571). Diese letztere Bestimmung fehlt 
im 0. R. 879 ; auch nach 0. R. ist jedoch der zur Aufbewahrung 
und Vorlegung Verpflichtete im Fall der Weigerung oder wenn 
■er sich böswillig oder fahrlässig in die Unmöglichkeit versetzt, 
vorzulegen, schadensersatzpflichtig (Art. 50 fg. 0. R.). 

Die Vorlegungspflicht des Zürcher Rechts ist als Nebenfolge 
der Vertragsunterhandlungen anzusehen : der Vertrag verpflichtet 
die Parteien, sich gegenseitig in die brieflichen Aeusserungen, 
die den Vertrag betreffen, auch nach Abschluss i 



— 75 — 

Hinsicht zu geben; die über den Vertrag 
pondenz ist beiden Parteien für die Ausle 
■wesentlich. Die ratio des Zürcher Rect 
die der Art. 191, 398 ff. 504 und 507 ff. 
Recht nennt die über ein Rechtsgeschäft 
pondenzemi. s.w. „dem Inhalt nach gemeins 
Trotzdem ist damit nicht gemeint, dass 
"Vertragsparteien daran bestehe; aus de 
im System des Zürcher Privatrechts, so 
sich vielmehr, dass das Recht der eine 
als „Forderung auf Vorlegung" des 
gatorisches Recht, und nicht etwa als 
anzusehen ist. Ebenso Schaffhausen 
.auch Schweiz. Blätter für handelsrechtl. I 
-wo einem ausgeschiedenen Gesellschafter 
■C. R. Zürich der Anspruch auf Vorlegung 
der Gesellschaft gegeben wird. 

Im Recht auf Vorlegung von Briefen li 
Abschriften davon anfertigen und dieselben : 
lassen (vergl. Schw. Bl. f. handelsrechtl. Ent 

In Art. 879 0. R. wollte der Gesetz 
nicht eine private Verbindlichkeit für di 
Eingetragenen statuieren, sondern eine j 
Vorschrift zur Sicherung und nähern Au: 
:mung des Art. 877. Art. 879 0. R. näh 
prozessualischen Bestimmungen über die ] 
künden, und soll die Durchführung oblig 
in einem bescheidenen Masse gewährleis 

In den meisten Kantonen bestehen 
Vorschriften über die Pflicht zur Vorlej 
denzen. Die Vorlegungspflicht wird viel 
Folge des Prozessverhältnisses behandelt 
hier, wo wir die privatrechtlichen Bez 
betrachten, zur Sprache kommen. Vergl. 
Privatrecht III pag. 676 (Ziff. 3 litt. c). 

Schon aus den bisherigen Betraeh 
■dass der Erwerber des Briefes, der Des 
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Regel ausschliesslicher Eigentümer der körperlichen Sache,., 
des Briefes wird, dass aber der gedankliche Inhalt je nach 
seiner Natur vom Recht verschieden berücksichtigt wird. Der 
gedankliche Inhalt des durch den Patienten an den Arzt ge- 
richteten Briefes legt dem Arzt das Verbot auf, davon zu 
Dritten zu sprechen. Der Gelehrte, der von einem Kollegen 
die briefliche Mitteilung von einer wissenschaftlichen Ent- 
deckung erhält, erwirbt wohl am Brief Eigentum, aber nicht 
am gedanklichen Inhalt desselben. Immerhin gehört streng 
genommen die Unterscheidung dieser Fälle nicht hierher, da 
der Rechtsschutz, den der Brief dann geniesst, nicht dem 
Brief schlechthin gegeben ist, sondern eben seinem Inhalt: 
der Arzt hat die Pflicht, die Mitteilungen seiner Patienten 
geheim zu halten, ob sie mündlich oder schriftlich erfolgen; 
das geistige Eigentum geht durch die Mitteilung nicht ver- 
loren und wird nach wie vor als solches geschützt; der 
Kollege würde sich im oben erwähnten Fall, einen Eingriff 
in das geistige Eigentum seines Korrespondenten zu Schulden 
kommen lassen, wenn er den Gedankeninhalt des Briefes als 
eigenen ausgeben würde. Der Inhalt des Briefes ist ent- 
scheidend für die schützenden Vorschriften des Civil- und 
Strafrechts, welche der Urheber des Briefes gegen Dritte und 
gegen den Destinatar selbst anrufen kann ; die körperliche 
Sache, das Material, steht so sehr hinter dem Inhalt zurück, 
dass das Material an sich als für den gewöhnlichen Verkehr 
wertlos betrachtet wird und ein Rechtsschutz demgemäss 
hauptsächlich oder ausschliesslich dem Inhalt zuteil wird. 
Die zürcherische Praxis z. B. hält einen Diebstahl oder eine 
Unterschlagung an Briefen deswegen regelmässig für ausge- 
schlossen, weil den Briefen kein Verkehrswert zukommt 
(Zürich. Str. R. Art. 168 ff.; Zürcher Komm. Art. 172; vergl. 
Obergericht Zürich i. S. gegen Fr. Holzkämpfer, Januar 1907; 
B. E. 32, I, pag. 322 ff. i. S. Stephany). 

.Auch da, wo weder eine bestimmte Berufspflicht die 
Wahrung des Briefgeheimnisses fordert, noch auch ein Im- 
materialgüterrecht am Briefinhalt zu Gunsten des Absenders 
begründet ist, kann trotzdem der Inhalt des Briefes derart 
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«ein, dass die Weiterverbreitung desselben ein empfindlicher 
Eingriff in die persönlichen Verhältniese der Korrespondenten 
wäre. Dass er in seinen persönlichen Verhältnissen nicht 
verletzt werde, darauf hat aber jeder Mensch ein privates 
Recht. Vergl. Gierke, Deutsches Privatrecht I, pag. 702 ff., ' 
auch zum folgenden, lieber den privaten Anspruch auf 
Wahrung des persönlichen Selbstbestimmungsrechts in Bezug 
auf die Korrespondenz bestehen in der Schweiz keine spezi- 
ellen civilrechtlichen Vorschriften, obwohl solche denkbar 
wären. Wie alle unmittelbaren Lebensäusserungen der Per- 
son, das Leben selbst, die Freiheit der Bewegung, der Be- 
schäftigung, der Gedanken äusserung im allgemeinen, so wird 
aueh das Briefgeheimnis, d.h. die defensive Seite des 
Rechts auf freien Briefverkehr, vielmehr in erster Linie durch 
Vorschriften des öffentlichen Rechts, speziell des Staats- und 
Strafrechts, sowie durch die Formen des Prozessrechts ge- 
schützt. 

Sollen aus den Öffentlichrechtlichen Bestimmungen zum 
Schutz des Individualilätsrechts die entsprechenden privaten Be- 
rechtigungen der Personen an den Briefen abstrahiert werden, 
wobei zugleich den in unserer Gesellschaft geltenden Grund- 
sätzen der Sitte und des Ans tan ds Berücksichtigung zuteil 
werden muss, so" darf gesagt werden, dass das Individualitäls- 
recht des Absenders insofern dem Autorrecht analog ist, als 
jedenfalls die im Brief enthaltenen selbständigen Aeusserungen 
d. h. diejenigen Aeusserungen, die vertraulicher und persön- 
licher Natur sind, nicht dermassen in die Verfügungsgewalt 
des Briefempfängers übergehen, dass dieser ein Recht hätte, 
sie anders zu verwenden, als ihm vom Briefurheber still- 
schweigend oder ausdrücklich erlaubt worden ist. Der Brief- 
inhalt selbst und das zwischen Briefurheber und Destinatar 
bestehende Verhältnis bestimmt, in welcher Weise der De- 
stinatar über den Briefinhalt verfügen darf; aus diesem Ver- 
hältnis lässt sich beurteilen, ob beim Briefinhalt die Persön- 
lichkeit des Adressaten sich äussert und Schutz verdient. 

Trotzdem darf nicht gesagt werden, das Eigentum des 
Destinatars am Brief sei ein beschränktes. Es muss eben 



— 78 — 

unterschieden werden zwischen dem Brief als körperlicher 

Sache und dem Individualitätsrecht des Absenders, über den 
Briefinhalt verfügen zu können. Wenn z. B. der Destinatar 
einen vertraulichen Brief veräussert, damit er gedruckt und 
verbreitet werde, so wird der Absender zwar nicht gegen 
den Erwerber die Vindikationsklage auf Herausgabe des- 
Briefs anstellen können, da er, der Absender, kein Eigentum 
am Brief mehr hat. Wohl aber wird er sein Individualitäts- 
recht am Briefinhalt dermassen wahren können, dass er den 
Bestand des Rechts gerichtlich feststellen lässt, dass er auf 
Unterlassung weiterer Verletzung desselben klagt und dass er 
endlieh Ersatz des aus den bereits erfolgten Verletzungen 
entstandenen Schadens, sowie Genugtuung fordert (Gierke, 
a. a. 0. pag. 705 fg.}. Während die beiden ersten Begehren 
auf kantonales Recht zu stützen sind, so sind in der letzten 
Beziehung Art. 60, 51 und 55 O. R. direkt verwendbar. Noch 
weiter gehen würde die Wirksamkeit dieser Bestimmungen 
des O. B. auch für die hier interessierenden Verhältnisse, 
wenn die im Entwurf des O. B. von 1905 vorgeschlagene 
Beifügung zu Art. 50 gemacht würde, dass zum Ersatz auch 
die gegen die guten Sitten verstossende Handlung verpflichtet, 
vergl. Botsch. des Bundesrates vom 3. März 1905, erste Ab- 
teilung Ziff. 4. Vergl. auch Schweiz. Civilgesetzbuch 28. 

Als Individualitätsrecht ist der Anspruch auf Wahrung 
des Briefgeheimnisses nicht übertragbar. Der Absender des 
Vertrauensbriefes will mit der Zusendung der brieflieben Ge- 
dankenäusserung den Destinatar allein ins Vertrauen ziehen; 
er will aber dem Destinatar nicht das Recht erteilen, seiner- 
seits nun die erlangten Kenntnisse weiter mitzuteilen. Der 
Absender kann auf das Geheimnis des Briefes verzichten, 
ja ihn sogar ausdrücklich zur Veröffentlichung bestimmen. 
Dagegen kann der Absender auf das Recht, auch nach Ueber- 
gang des Briefes ins Eigentum des Destinatars noch die im 
Brief enthaltenen Gedanken weiter als eigene zu äussern, 
ebensowenig gültig verzichten, als auf das Recht der Gedanken- 
äusserung überhaupt ; eine derartige Verpflichtung wäre un- 
sittlich und nicht rechtsbeständig. Der Destinatar erhält also- 
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trotz seines Eigentums am Brief bloss das Recht, selbst 
Kenntnis vom Inhalt zu nehmen. Dagegen darf er das Brief- 
geheimnis nicht Dritten gegenüber preisgeben ohne Rücksicht 
auf die im Brief sich kundgebende Persönlichkeit des Absen- 
ders. Wo jedoch der Brief die eigene Persönlichkeit des Desti- 
natars in ihren Lebensäusserungen oder in der Ehre angreift, 
da verdrängt das Recht der Selbstverteidigung die Rücksicht 
auf die Persönlichkeit des Absenders: gegen den injuriösen 
Brief darf der Destinatar alle gesetzlichen Schutzmittel er- 
greifen, auch wenn dabei der Absender in seinem Persönlich- 
keitsrecht gekränkt werden sollte (vergl. Art. 56 0. R. sowie 
Art. 1065 0. R., Entwurf 1905). 

Wie der unbefugte Horcher, der belauscht, wie jemand 
zu einem andern vertraulich spricht, nicht nur den Sprecher, 
sondern ebensogut den Angesprochenen je nach der Natur 
des Gesprächs in seinem Privatgeheimnis verletzen kann, so 
verhält es sich auch bei den Briefgeheimnisverletzungen ; nicht 
nur der Absender, sondern auch der Destinatar kann in seinen 
persönlichen Verhältnissen, in seinem Individualitätsrecht, 
durch die Verletzung des Briefgeheimnisses betroffen werden. 
Das Vertrauensverhältnis, das sich im Briefwechsel kundgibt, 
hat zur Folge, dass im Brief des Absenders die Persönlichkeit 
des Destinatars in ihrer Intimität sich bald ungewiss, bald 
sehr deutlich wiederspiegelt, so dass die Verletzung des Brief- 
geheimnisses durch Dritte fast immer auch eine Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts des Destinatars sein wird. Kohler 
a. a. 0. pag. 103 führt deshalb richtig aus, dass es denkbar sei, 
dass der Absender selbst dem Empfänger gegenüber das Ver- 
trauen verletze, wenn er seinen eigenen Brief veröffentliche.- 

Aus dem gegenseitigen Vertrauensverhältnis, das bei 
der Korrespondenz immer zwischen mindestens zwei Persön- 
lichkeiten geschlossen wird, ergibt es sich somit, dass 
regelmässig am Inhalt eines Briefes zwei Individualitäten be- 
teiligt und berechtigt sind, die beide in gleicher Weise zu 
schützen sind. 

R. Peret, de rinviolabilite du secret des lettres 1895 
sucht den Rechtsschutz, den der Vertrauensbrief geniesst, auf 
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«einen stillschweigenden Vertrag zurückzuführen, der mit dem 
Empfang des Briefes zwischen Absender und Destinatar ab- 
geschlossen werde, „et qui n'est autre chose que le devoir de 
respecter le secret des lettres" (a. a. 0. pag. 78, 79, u. s. w.). 
Diese Ansicht befriedigt deshalb nicht, weil damit in unnatür- 
licher Weise das Briefgeheimnis unter verschiedene rechtliche 
öesichtspunkte gestellt wird: der Destinatar sollte durch die 
Briefgeheimnisverletzungen vertragswidrig, der Dritte dagegen 
unerlaubt handeln, obwohl die Handlung beider doch denselben 
Charakter hat. Praktisch dürfte denn auch diese Theorie ver- 
sagen : wie wäre z. B. die unerlaubte Publikation des eigenen 
Briefs durch den Absender zu beurteilen, wenn dadurch der 
Empfänger blossgestellt wird? 

Erlaubte Eingriffe. 

Das Personenrecht räumt gewissen Personen unter be- 
stimmten Voraussetzungen Rechte über andere Personen ein, 
und beschränkt dadurch die Freiheit und die Persönlichkeits- 
rechte dieser letztern. Hier ist der Einfluss des Personenrechts 
speziell auf das Briefgeheimnis zu betrachten. 

a. Voraussetzung der Erlaubtheit von Eingriffen in die 
Korrespondenz eines andern durch Zurückhalten, Eröffnen, 
Lesen von Briefen, die an ihn gerichtet sind oder von ihm 
ausgehen, auch durch Lesen und Entzug von Briefen, die der 
andere bereits erhalten hat, — Voraussetzung der Erlaubtheit 
aller dieser Eingriffe ist, dass für denjenigen, der den Eingriff 
vollführt, das Recht und die Pflicht besteht, über den andern 
Aufsicht zu üben, speziell die durch die Briefe zu vermitteln- 
den geistigen Einwirkungen Dritter auf ihn auf ihre Zweck- 
mässigkeit zu prüfen und eventuell zu verhindern; es wird 
weiter vorausgesetzt, dass die Persönlichkeit desjenigen, der 
durch die Eingriffe betroffen wird, nicht selbständig genug 
sei, um von sich aus die durch die Korrespondenz vermittel- 
ten, geistigen Einwirkungen Dritter zu beurteilen. 

Jugendlichen Personen fehlt nach gesetzlicher 
Vorschrift die Vollwertigkeit in der Regel bis zum zurückge- 
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legten zwanzigsten Altersjahr. Ueber die nicht volljährigen 
Personen kommt ' Eltern und Vormündern, sowie gewissen 
Aufsichtsbehörden Erziehungs- und Aufsichtsrecht und -Pflicht zu. 
VergL Huber, schweizer. Privatrecht I pag. 418 ff., speziell 
423 ff. und pag. 664 ff. ; Civilgesetzbuch Art. 273 ff. und 405. 

Da die kantonalen Civilrechtsgesetze nicht auf das Brief- 
geheimnis Minderjähriger Bezug nehmen, so genügt es, zu 
konstatieren, dass den Inhabern der elterlichen oder vormund- 
schaftlichen Gewalt überall die Befugnis zuerkannt werden 
muss, kraft ihres Erziehungsrechts die Korrespondenz ihrer 
Schützlinge zu kontrollieren. Wie weit man darin gehen darf, 
ohne die Selbständigkeit und das Selbstvertrauen der heran- 
wachsenden Persönlichkeit zu ertöten, ist nicht Sache des Rechts, 
sondern wird in erster Linie durch die Sitte bestimmt. 

Dem Inhaber einer Erziehungsanstalt, der über ein Kind 
zu wachen hat, wird in der Hegel das gleiche Aufsichtsrecht 
über die Korrespondenz des Pfleglings zustehen. Er wird 
aber Weisungen von erziehungsberechtigten Eltern und Vor- 
mündern diesbezüglich befolgen müssen und darf jedenfalls 
ihre Korrespondenz mit dem Pflegling nicht hindern oder 
kontrollieren. Vergl. Koh 1 er, j Recht an Briefen, pag. 144. 

Volljährige Personen können unter gewissen Voraus- 
setzungen bevormundet werden; da für die Bevormundung 
nach modernem Recht immer das Interesse des Bevormun- 
deten selbst massgebend sein soll, so darf jedoch eine Be- 
schränkung ihrer Persönlichkeitsrechte, speziell auch ihres 
Anspruchs auf Respektierung des Briefgeheimnisses nur inso- 
fern stattfinden, als sie in ihrem eigenen Interesse geboten 
ist. Deshalb berechtigt die aus ökonomischen Gründen er- 
folgte Bevormundung den Vormund nicht, die konfidentielle 
Korrespondenz seines Mündels zn kontrollieren. Nur da, wo 
die Korrespondenz selbst, ihr gedanklicher Inhalt, das Mündel 
schädigen könnte, wo also auch eine intensive Aufsicht über 
die Person des Mündels notwendig ist, darf sich der Vormund 
oder derjenige, dem die bezügliche Aufsicht und Obsorge an- 
vertraut ist, Eingriffe in die Korrespondenz erlauben. Auch 
hier fehlen allerdings "Einzelvorschriften in der Gesetzgebung 
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vollständig, so dass die Entscheidung jedes Spezialfalles aus den? 
eben angedeuteten Grundsätzen zu folgern sein wird. VergL 
Huber, Schweiz.PrivatrechtIpag.668 ff. Civilgesetzbuch Art.406^ 
Erlaubt ist deshalb der Eingriff in das Briefgeheimnis- 
einer volljährigen Person nicht in weiterm Masse, als es die 
Rücksicht auf ihre geistige oder körperliche Krankheit erfordert. 
Besonders Geisteskrankheiten können eine ärztliche Aufsicht, 
über die ein- und ausgehenden Briefe im Interesse des Kranken, 
gebieten. Gesetzesrecht fehlt uns, im Gegensatz z. B. zu Eng- 
land (Kohler, Recht an Briefen, pag. 144 ff.), diesbezüglich, 
ganz, wie bereits erwähnt. Immerhin geht das Bestreben 
der Irrenärzte dahin, wenigstens wegleitende Grundsätze auf- 
zustellen. Wyler (für ein eidgenössisches Irrengesetz, Basel,. 
1905, pag. 87) schlägt zur Abgrenzung der Rechte des Irren- 
arztes auf Ueberwachung der Korrespondenz des Geistes- 
kranken folgende Bestimmungen vor: „Briefe, die an den 
Kranken gelangen, dürfen nur geöffnet werden, wenn der 
Briefschreiber dem Direktor unbekannt oder seinen Namen 
nicht auf das Couvert geschrieben hat." Wyler motiviert die 
unseres Erachtens doch zu enge Einschränkung des iirenärzt- 
lichen Brieferöffnungsrechts, indem er sagt, an die Familie und; 
die ihm bekannten, mit dem Kranken korrespondierenden 
Personen könne der Direktor „mit Leichtigkeit Weisungen? 
erteilen, dahingehend, welche Dinge dem Kranken nicht ge- 
schrieben werden dürfen." Würde es nicht viel leichter und' 
für die Krankenpflege dienlicher sein, dem Irrenarzt das 
Brief eröffnungsrecht schlechthin nur dann zugeben, wenn der 
Kranke unter Vormundschaft steht, und der Vormund aus- 
drücklich oder stillschweigend sein Einverständnis damit er- 
klärt hat, dass die Briefe an den Kranken kontrolliert werden? 
Diese Regelung würde nach unserer Ansicht koinzidieren mit 
der von Wyler für einen Spezialfall gewünschten, der ohne 
weiteres beizupflichten ist: Briefe von Behörden dürfen nur 
geöffnet werden, wenn der Kranke unter einer Form von. 
Vormundschaft steht." Diese Bestimmung hätte den Vorteil,, 
dass nur gegen diejenigen Kranken seitens der Aerzte vom. 
Briefkontrollrecht Gebrauch gemacht würde, deren Zustand. 
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so ernst wäre, dass ihnen ein Vormund gegeben werden 
müsste. Geisteskranke, bei denen eine Bevormundung nicht 
erforderlich ist, können dem Arzt von sich aus die Vollmacht 
erteilen, ankommende Briefe auf ihre Geeignetheit zu prüfen, 
oder die Absender der an den Kranken gerichteten Briefe 
werden, wie es in ihrem Belieben steht.ihre Briefe freiwillig vor 
der Zustellung an den Kranken dem Arzt zur Prüfung zustellen. 

Betreffend die vom Kranken verfassten Briefe sagt Wyler: 
„Briefe des Kranken an seine Verwandten dürfen geöffnet, 
doch müssen sie abgesandt werden. Kenntnis des Inhalts kann 
dem Direktor in psychiatrischer Hinsicht wichtig sein." 

Auch hier möchten wir die oben erwähnte Bedingung auf- 
stellen, dass der Kranke bevormundet, und der Vormund mit 
dieser Massrege] einverstanden sein muss. Eine besondere 
Stellung wird mit Recht den Briefen an die Aufsichtsbehörden 
zugewiesen, die Wyler unter dem Titel „Allgemeines Be- 
schwerderecht" auf pag. 88 behandelt, indem er auf Art. 8 der 
vom Verein schweizerischer Irrenärzte angenommenen Grund- 
sätze für ein Bundesgesetz zum Schutz der Geisteskranken 
verweist: „Die Anstalten gewähren ihren geisteskranken Pfleg- 
lingen das Recht, Beschwerden an die Kommissionen für 
Geisteskranke zu richten und senden diese ohne Verzug ab. 
Nur wenn der gleiche Kranke immer wiederholte, durch seine 
Krankheit bedingte Beschwerden führt, dann genügt in der 
Regel nach Absendung der beiden ersten Beschwerdebriefe 
eine vierteljährliche Absendung der folgenden." Beizufügen 
wäre jedenfalls, dass auch die Briefe an die kantonalen Auf- 
sichtsbehörden ohne Kontrolle abgesandt werden müssen. 
Vergl. Kohler, Recht an Briefen pag. 144, sowie Schröder, 
Das Recht im Irrenwesen, etc. 2. Aufl. 1904, pag. 145 (§ 48), 
und pag. 124, der das Briefgeheimnis auch gegenüber Irren 
immer gewahrt wissen will, und der einzig den wegen Ver- 
folgungstriebes internierten Irren das Recht nehmen möchte, 
Briefe frei abzusenden. 

In diesem Zusammenhang soll noch die Frage erörtert 
werden, ob in der Schweiz die Eheleute berechtigt seien, die 
Briefe, die der andere Teil empfängt oder absendet, zu lesen 
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und zu eröffnen. Ausdrückliche Gesetzesbestimmungen be- 
stehen auch hier nicht. Unter normalen Verhältnissen werden 
sich die Eheleute diese Befugnis ausdrücklich oder still- 
schweigend freiwillig eingeräumt haben. Ist diese Befugnis 
nicht erteilt, so hat keines der Ehegatten das Recht, die Briefe 
des andern zu eröffnen oder gegen den Willen desselben zu 
lesen. Speziell ist ein Vorrecht des Ehemannes, die Korres- 
pondenz seiner Frau zu kontrollieren, abzulehnen. Allerdings 
wird die Handlungsfähigkeit der Ehefrauen in allen kantonalen 
Rechten mehr oder weniger beschränkt. Im heutigen Recht 
der Schweiz besteht diese Beschränkung der Handlungsfähig- 
keit fast überall nur deshalb, um den ökonomischen Mass- 
nahmen der Ehegatten bis zu einem gewissen Grade Einheit- 
lichkeit zu sichern. Wenn der Gedanke der Inferiorität der 
Frau in Wahrnehmung ihrer Vermögensinteressen dabei noch 
vielerorts das Recht beherrscht, so kann diesem Gedanken 
doch in Bezug auf die Persönlichkeitsrechte der Frau keine 
Bedeutung mehr beigemessen werden. Art. 8 des Bundesgesetzes 
betreffend die persönliche Handlungsfähigkeit bestimmt, dass 
aus Gründen, die im Gesetz nicht anerkannt sind, Volljährige 
in ihrer persönlichen Handlungsfähigkeit nicht beschränkt 
werden können. Art. 7 1. c. gestattet dem kantonalen Recht 
bloss, die Handlungsfähigkeit der Ehefrauen für die 
Dauer der Ehe zu beschränken. Aus diesen beiden Be- 
stimmungen, sowie aus Art. 1 1. c. ergibt sich, dass die Frau 
einzig des ehelichen Verhältnisses, nicht ihres Geschlechts 
wegen in der Handlungsfähigkeit beschränkt werden darf. 
Vergl. Hub er, Schweizerisches Privatrecht I, pag. 131 ff. Die 
Beschränkung der Persönlichkeitsrechte der Frau geht also 
notwendigerweise nur soweit, als sie durch das Gesetz aus- 
drücklich vorgeschrieben ist, oder sich mit Notwendigkeit aus 
den Vorschriften des kantonalen Rechts ergibt. Die häufige 
Bestimmung, „der Ehemann ist das Haupt der Familie" und 
ähnliches genügt in dieser Richtung nicht, denn sie bezieht 
sich eben nur auf die gemeinsamen Angelegenheiten. 

Da das Briefgeheimnis ein der Person jedes Ehegatten aus- 
schliesslich zukommendes Recht ist, so dürfte dem Ehemann 
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eine Befugnis, die Korrespondenz seiner Frau gegen il 
Willen zu kontrollieren, nur dann zuerkannt werden, w 
sie ihm durch eine gesetzliche Vorschrift ausdrücklich er 
ist. Dies ist jedoch in der Schweiz nirgends der Fall, Vi 
Huber, Schweizerisches Privatrecht I, pag.233 ff. Wir kom: 
also für das schweizerische Recht zu den gleichen Ergebnis 
wie sie für daB deutsche Recht z. B. von Merkel in Holt 
dorffs Rechtslexikon s. v. Briefverletzung, von Tillman 
Das Eröffnen fremder Briefe nach heutigem Strafre 
pag. 68 ff., und von Horle im Archiv für bürgerliches Rt 
Rd.31, pag. 114 fg. und 121 im Gegensatz zu Kohler, R 
an Briefen, pag. 145 aufgestellt worden sind. 

Die hier vertretene Ansicht ist durchgeführt im Enh 
eines schweizerischen Civilgesetzbuches, vom 28. Mai l 1 
Art. 28 fg. und 166 ff. Vergl. Botschaft des Bundesrate 
Ziff. 2 und III Ziff. 3 zum genannten Entwurf. Vergl. C 
gesetzbuch Art. 159 ff. 



Wo Familienangehörige, Bekannte, Hausgenossen, 
Wahrung der Interessen des Adressaten die für ihn angelan; 
Briefe eröffnen und vom Inhalt Kenntnis nehmen, z. B. wähl 
längerer Abwesenheit oder während schwerer Krankheit 
Adressaten, wird in der Regel eine stillschweigende oder 
drückliche Bevollmächtigung vorliegen ; die Eröffnung kann i 
auch als negotiorum gestio gestattet sein. Vergl. die 
gehendere Erörterung Kohlers, Recht an Briefen, pag, 13' 
die auch für schweizerische Verhältnisse passt. 



6. Im öffentlichen Recht. 

1. Rechtsschutz gegen Eingriffe des Staates. * 
a. Verfassungsrechtliche Vorschriften. 

Die Grundsätze der französischen Revolution über 
Menschenrechte, über die Rechte der Persönlichkeit, sine 
fast allen geltenden Kantons Verfassungen, wie in der Bun 
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Verfassung, durch eine Reihe von Garantien zu Gunsten des 
Einzelnen gegen defi Staat vertreten, welche jeweilen logische 
Folgerungen aus dem Grundsatz der individuellen Freiheit 
sind. Alle diese Garantien sollen den Einzelnen gegen direkte 
Eingriffe der Regierung, der Staatsverwaltungsorgane, schützen, 
und den Staat zwingen, auch seinerseits den ordentlichen 
Gang der Rechtspflege zu respektieren und die ordentlichen 
Gerichte selbst in Anspruch zu nehmen, wo er aus irgend 
einem Grund, in die persönlichen Verhältnisse des Einzelnen 
eingreifen will. 

Eine Reihe von Verfassungen garantieren neben der per- 
sönlichen Freiheit die Freiheit der Mitteilung der Gedanken 
durch Worte, Schrift, Druck, bildliche Darstellung und ver- 
bieten die Zensur und andere vorgreifende Massnahmen 
(Aargau, Appenzell a./Rh., Bern, Glarus, Graubünden, Luzern, 
Schaffhausen, Schwyz, Solothurn, Thurgau, Obwalden, Nid- 
walten, Uri, Zug). Die meisten übrigen garantieren die per- 
sönliche Freiheit und daneben als spezielles Freiheitsrecht die 
Pressfreiheit, Basel-Land dazu noch die Redefreiheit. Wenn 
die Garantie der persönlichen Freiheit auch in erster Linie 
Sicherheit vor willkürlicher Verhaftung geben will, so geht 
doch ihr Inhalt bedeutend weiter. 

Das Individualrecht auf persönliche Freiheit erschöpft 
sich nicht im Recht auf freie Bewegung, sondern schliesst 
das Recht auf alle möglichen menschlichen Betätigungen in 
sich; die Bestrafung des Missbrauchs der Freiheit wird 
natürlich vorbehalten. Aus dem Recht auf freie Willens- 
betätigung geht das Recht auf freie Gedankenmitteilung her- 
vor. Das Recht desjenigen, der seine Gedanken äussert, 
geht insbesondere auch dahin, zu bestimmen, wer von seiner 
Gedankenäusserung Kenntnis nehmen darf, und allen andern 
diese Kenntnisnahme zu verbieten. So ist die Unverletzlich- 
keit des Briefgeheimnisses die logische Folge sowohl des 
Grundsatzes der persönlichen Freiheit, als desjenigen der 
Freiheit der Gedankenäusserung (vergl. pag. 20 ff.). Die Ga- 
rantie der freien Gedankenäusserung und damit, negativ, die 
Garantie der Unverletzlichkeit des Briefgeheimnisses, ist aber 
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logischerweise auch ein Teil des Systems der übrigen gewähr- 
leisteten Freiheitsrechte (vergl. Bluntschli, Gesammelte 
kleine Schriften, I, 1879 pag. 95 fg. Welcker a.a.O. pag. 
447 ff.). 

Speziell wäre aus der Gewährleistung der Pressfreiheit 
(Art. 55 B. V.) a maiori ad minus auf eine Garantie der 
freien Gedanken äusserung überhaupt zu schliessen (vergl. 
Burckhardt, Komm. pag. 557); der Grundsatz der Unver- 
letzlichkeit des Post- und Telegraphengeheimnisses zielt eben- 
falls auf die Garantie der freien Gedankenäusserung hin; er 
stattet die Korrespondenz gerade da, wo der staatliche Ein- 
griff am leichtesten geschehen konnte, mit einsm wirksamen 
Schutz aus. Der Absender hat es in der Hand, durch An- 
wendung des Briefverschlusses den Organen der Postverwal- 
tung jede Kenntnisnahme von seinen Gedanken zu verwehren. 
Die Gewährleistung des Post- und Telegraphengeheimnisses 
lässt einen staatlichen Eingriff in die Privatkorrespondenz 
während der Beförderung überhaupt nur noch denken 
im Rahmen der durch die Posigesetze zugelassenen Aus- 
nahmen vom Geheimnis (vergl. oben pag. 33 ff.), d. h. im 
wesentlichen als Beschlagnahmerecht des Staats im Interesse 
der Straf- und Civilrechtspflege. 

Gegen eine willkürliche Beschlagnahme ist die Korres- 
pondenz, soweit sie noch beim Absender, oder 
schon in Händen des Adressaten ist, geschützt 
durch die in mehreren Kantonen verfassungsmässig garantierte 
Unverletzlichkeit des Hausreehts (Bern, Freiburg, St. Gallen, 
Genf, Luzern, Neuenburg, Schaffhausen, Thurgau, Obwalden, 
Waadt, Wallis), sowie wieder durch den Schutz der Person 
gegen willkürliche Verhaftung, und gegen Willkür im allge- 
meinen. (Art. 4B. V.). 



b. Der Einfluss der Strafreohtspflegre auf das Briefgeheimnis. 

Der Zweck des Staates hei der Verwaltung der Straf- 
rechtspflege ist, die durch das Gesetz als strafbar erklärten 
Handlungen durch Verfolgung und Bestrafung der Schuldigen 
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zu sühnen und dadurch die Rechtsordnung, soweit sie nicht 
reine Privatinteressen betrifft, aufrecht zu erhalten. Um diesen 
Zweck erreichen zu können, stellt das Strafprozessgesetz ge- 
wisse Regeln und Formen auf, in denen festzustellen ist, ob 
eine und welche strafbare Handlung vorliege und wer die- 
selbe begangen habe. Dieses Untersuchungsverfahren gegen 
den Angeschuldigten sowohl, als die Bestrafung des gesetzlich 
schuldig Erkannten sind ihrer Natur nach schwerwiegende 
Beeinträchtigungen der Freiheit des Individuums. Alle in der 
Schweiz geltenden Strafprozessrechte kennen die Unter- 
suchungshaft als Mittel zur Sicherung der Untersuchung über 
das zur Anzeige gelangte Delikt und eventuell zur Sicherung 
der Urteilsexekution; ebenso allgemein ist die Freiheitsstrafe 
in verschiedenen Formen als Rechtsfolge begangenen straf- 
baren Unrechts gebräuchlich. Wenn zum Zweck der Unter- 
suchung und Bestrafung die ziemlich vollständige Aufhebung 
der persönlichen Freiheit des Untersuchungs- und des Straf- 
gefangenen möglich ist, so ist es logisch gerechtfertigt, wenn 
das Recht auch geringere Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte- 
gestattet und die Freiheit der Meinungsäusserung und das 
Briefgeheimnis preisgibt, soweit es die Zw T ecke der Strafrechts- 
pflege erfordern. 

Dem Untersuchungsgefangenen wird allgemein verwehrt,. 
Briefe ganz frei und ohne Aufsicht zu schreiben und zu empfangen - y 
einzig Briefe an die den Untersuchungsbehörden übergeordneten 
Behörden machen eine Ausnahme, die in mehreren Strafprozess- 
gesetzen ausdrücklich hervorgehoben wird (z. B. Luzern 86 r 
Nidwaiden 18, Solothurn 140). 

Immerhin werden den verhafteten Angeschuldigten nur 
soweit Schranken gesetzt, als es der Zweck der Untersuchung; 
erheischt. Vergl. Genf 149 — 152. Aus diesem Grunde sollen 
alle beschlagnahmten Briefe, soweit sie für die Untersuchung 
keine Bedeutung haben, dem Berechtigten jeweilen sofort im 
Original oder in Abschrift zugestellt werden. 

I. Der Widerstreit zwischen dem Persönlichkeitsrecht 
des Angeschuldigten auf freie Meinungsäusserung und auf 
Wahrung des Briefgeheimnisses einerseits und dem Zweck der 
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Strafuntersuchung andrerseits ist von den kantonalen Straf* 
prozessgesetzen verschieden gelöst worden; im folgenden soll 
in erster Linie untersucht werden, wie der zur Beförderung 
bestimmte und übergebene Brief im Gegensatz zu dem noch 
beim Absender oder bereits beim Destinatar befindlichen "be- 
handelt wird: Am meisten Spielraum dürfte der Praxis ge- 
währt sein durch die Regelung in Neuen bürg (St. P. 1893,. 

• 

Art. 67): Der Untersuchungsrichter entscheidet nach freiem 
Ermessen, ob das Interesse der Untersuchung die Bestellung 
der vom verhafteten Angeschuldigten ausgehenden oder an 
ihn gerichteten Korrespondenz überhaupt zulässt; die für die 
Untersuchung allfällig wichtigen Briefe werden im Original 
den Akten einverleibt, und in Abschrift dem Destinatar mit- 
geteilt. Voraussetzung dieser Bestimmungen ist, dass der 
Untersuchungsrichter die sämtlichen ausgehenden und ein- 
gehenden Briefe der Untersuchungsgefangenen eröffnet und 
prüft. Auch wenn der Angeschuldigte nicht in Haft ist, so* 
kann der Untersuchungsrichter an den Post- und Telegraphen- 
bureaux die an den Angeschuldigten gerichteten Briefe und. 
Telegramme aufheben ; ebenso kann er in diesen Bureaux die- 
Briefe und Telegramme aufheben, von denen zu vermuten 
ist, sie stammen vom Angeschuldigten oder seien für ihn be- 
stimmt, falls anzunehmen ist, ihr Inhalt habe Wichtigkeit für 
die Untersuchung (Art. 122); es können unter solchen Um- 
ständen auch Briefe, die an Drittpersonen adressiert sind, in 
Beschlag genommen werden. Das Ermessen des -Richters* 
geht noch weiter in den summarischen Vorschriften des 
Bundesgesetzes .über die Bundesstrafrechtspflege (vergl. Art. 23 
Abs. 1, 6, 10, 11) und in Basel-Stadt 53. 

Zürich unterscheidet zwischen dem Recht auf Be- 
schlagnahme, das nicht nur der Untersuchungsbehörde und 
allen Polizeibeamten und Angestellten, sondern jedem Bürger 
zusteht, zur sofortigen Sicherung des Beweismaterials und 
dem Recht auf Eröffnung. Die Eröffnung darf gegen den 
Willen des Angeschuldigten nur stattfinden, wenn aus guten 
Gründen zu vermuten ist, dass die Mitteilung von einem 
Mitschuldigen herrühre, oder an einen solchen gerichtet sei,, 
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■oder sonst Aufschlüsse enthalte, die für die Untersuchung 
Bedeutung haben. Gegen die Eröffnungsverfügung ist Be- 
schwerde möglich, der jedoeh in dringenden Fällen auf- 
schiebende Wirkung versagt werden kann. Ebenso Glarus 
St. P. 1899, 52 fg. und St. Gallen 58 fg. 

* Zürich 838 gibt ferner der Untersuchungsbehörde das 
Becht, Brief e und Telegramme, welche an den Angeschuldigten 
.gerichtet sind, oder von ihm ausgehen, in Beschlag zu nehmen. 
Ebenso Glarus 53, Schwyz 113, Tessin 131. 

Aargau unterscheidet, wie Zürich, Beschlagnahme und 
Eröffnungsrecht; das Besehlagsrecht steht aber nur den Poli- 
zeibeamten und den Untersuchungsbehörden zu. Die Beschlag- 
nahme von Briefen, die an den Angeschuldigten gerichtet 
sind, oder welche derselbe absendet, darf jedoch nur erfolgen, 
wenn bereits ein Haftbefehl gegen den Angeschuldigten er- 
lassen ist. Das Eröffnungsrecht ist ähnlich wie in Zürich um- 
grenzt (St. P. 1858, 63, 193, 199, 200). 

Luzern (St. P. 1865) detailliert noch mehr: der Verhaftete 
•darf nur mit Bewilligung der Untersuchungsbebörde Briefe em- 
pfangen und an andere absenden und beides nur, nachdem der 
Untersuchungsrichter die Briefe gelesen hat. Nur in Eingaben 
an höhere Behörden darf der Untersuchungsbeamte weder Ein- 
sicht nehmen noch deren Absendung verweigern. 

Die Beschlagnahme von Briefen auf der Post darf nur 
stattfinden, wenn der Adressat oder der Absender eines 
Kriminal Verbrechens beschuldigt ist. Die Eröffnung des 
Briefes darf nur mit Zustimmnng des Angeschuldigten ge- 
schehen, sofern derselbe nicht flüchtig ist. Gegen den Willen 
des Angeschuldigten erfolgt die Eröffnung unter denselben 
materiellen Voraussetzungen, wie in Zürich; gegen den be- 
züglichen Beschluss kann innert drei Tagen rekurriert werden 
{86, 111, 112). 

Aehnlich Nidwaiden, Schwyz, 112 fg. Hier wird 
<lie Persönlichkeit des Angeschuldigten ausserdem dadurch 
geschont, dass ihm oder seinem zurückgebliebenen Bevoll- 
mächtigten von der geschehenen Beschlagnahme sofort Mit- 
teilung gemacht werden soll. 
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Freiburg (Art. 98 Abs. 4) erteilt < 
beamten unbeschränkte Kompetenz zur 
Eröffnung aller Briefe an den verhaftet 
die einzige Garantie für den Angescbuldig 
dem Untersuchungsbeamten allein e 
gegeben ist. Dagegen kennt Freiburg 
Korrespondenz des nicht verhafteten Ar 
Aehnlich Waadt 72. 

Während die bisher besprochenen F 
lichkeitsrecht des Angeschuldigten nur so^ 
als der Zweck der Untersuchung nichl 
Bern (St. P. 1854) ganz entschieden dem 
den Vorzug vor dem Zweck der Unter 
ist, dass die an den Angeschuldigten geri 
Zustimmung des Angeschuldigten nich 
dürfen; dies gilt unbeschränkt für den n: 
geschuldigten. Dies ist per argumentum 
daraus zu schliessen, dass das Eröffnungs: 
hafteten Angeschuldigten gegenüber i 
richter nicht gegeben ist. Die an den Ve 
Briefe werden dem Untersuchungsrichter 
den Angeschuldigten zu fragen hat, ob ei 
oder nicht. Will der Angeschuldigte i 
werden sie unerbrochen der Post oder 
zurückgegeben; im ersten Fall werden s 
in Gegenwart des Angeschuldigten eröffnet 
Welcker a. a. O. pag. 468 fg.). 

Nur sofern sie zur Aufhellung er 
dienen können, werden sie beschlagnah 
beigefügt (141, 142). Bern stellt wie Freibi 
.Bestimmungen auf über die Briefe, die i 
ausgehen; es werden also für diese Bi 
Regeln über Beschlagnahme von Gegen 
sein (124 ff.), solange der Angeschuldigt! 

Ist der Angeschuldigte verhaftet, so 
handlung der von ihm ausgehenden I 
.Art. 54 und 160, wonach der Untersuchi 
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die Sache anhangig ist, in Beziehung auf die Abgeschlossenheit. 
des Angeschuldigten zu verfügen hat, und zwar je nach dem 
Untersuchungszweck. 

Allgemein darf hier wohl bemerkt werden, dass es 
gesetzgebungspolitisch richtiger ist, wenn die Beschlagnahme 
und Eröffnung von Briefen unter Beobachtung sichernder 
Formen auch dann gestattet wird, wenn der Angeschuldigte 
nicht verhaftet ist. Wo die Verhaftung Voraussetzung der 
Beschlagnah mebefugnis ist, wird in denjenigen Fällen, wo die Be- 
schlagnahme von Briefen für die Untersuchung Wichtigkeit 
bat, eben die Verhaftung als Mittel zum Zweck behandelt 
werden; der Angeschuldigte wird verhaftet werden, damit 
nur seine Briefe aufgefangen werden dürfen. Entweder wird 
dann die Untersuchung leiden, wenn nämlich die Unter- 
suchungsbehörde aus Rücksicht auf das Persönlichkeitsrecht 
auf die Verhaftung verzichtet, oder der Angeschuldigte 
wird darunter leiden, wenn er seiner Briefe wegen verhaftet 
wird. 

II. In zweiter Linie ist für uns wesentlich, wie der bereits 
am Bestimmungsort angelangte, oder der noch beim Absender 
gefundene Brief behandelt wird. Diesbezüglich gelten all- 
gemein die Vorschriften, die überhaupt für die Beschlagnahme 
von Beweisstücken während Straf Untersuchungen gelten. Der 
am Bestimmungsort angelangte oder der noch nicht zur Be- 
förderung abgegebene Brief kommt regelmässig als blosses, 
offenes Schriftstück in Betracht, das als solches nicht Anspruch 
auf einen besonderen Rechtsschutz des Verschlusses hat; das 
Geheimnis solcher Briefe ist das Privatgeheimnis, auf welches 
der Inhaber auch für seine übrigen Schriftstücke, und seine 
ganzen Privatverhältnisse Anspruch hat. Obwohl also speziell 
den Schutz der Korrespondenz bezweckende Rechtsnormen 
hier nicht in Betracht kommen, so soll doch kurz orientiert 
werden über die Vorschriften, welche in der Richtung eines 
Schutzes dieser Korrespondenz wirken. 

Einige Strafprozessgesetze erinnern ausdrücklich an den 
allgemeinen Grundsatz, dass das Privatgeheimnis soviel wie 
möglich geschont werden soll, wo der Strafprozess eine Durch- 



suchung der Schriften erfordert (Aargau 1858/63, 198; Luzern 
1865, 97 und 109; Zürich § 836; Thurgau 1867 § 12; Appen- 
zell a. Rh. 1 880, 46 u. s. w.). Gegen willkürliche Beschlag- 
nahme, und, wo sich die Briefe in einem Haus befinden, 
gegen willkürliche Haussuchungen schützen regelmässig 
detaillierte Formvorschriften, die hier nicht zu durchgehen 
sind. Speziell bei der Beschlagnahme von Schriften sind 
jeweilen gewisse Formalitäten einzuhalten, deren Zweck der 
Schutz des Geheimnisses vor dem Einblick nicht direkt zur 
Untersuchung kompetenten Personen ist. Tessin 129 kommen- 
tiert diese Form Vorschriften mit der ausdrücklichen Nennung 
dieses Zweckes: 

Trattandosi di perquisizione di carte, si avrä cura che il 
loro contenuto non giunga alla conoscenza di persone che non 
vi hanno diritto. 

Regelmässig haben die Beamten, die die Beschlagnahme 
auszuführen haben, die Papiere, die sie als wesentlich für die 
Untersuchung ansehen, in Gegenwart von Urkundspersonen 
oder Zeugen nach Aufnahme eines Verzeichnisses unter Siegel 
zu legen ; der Angeschuldigte ist womöglich beizuziehen und 
kann sein Siegel ebenfalls beidrücken. Die Enlsiegelung und 
Prüfung der etwa vorgefundenen Papiere findet womöglich in 
Gegenwart des Angeschuldigten statt. Der Untersuchungs- 
beamte versieht die Papiere und Schriften mit seinem Hand- 
zug (z. B. Bern 138 ff.; Freiburg 140 ff.; Aargau 197; Luzern 
100 ff.; Zürich 835; Neuenburg 117). 

Nicht bloss Angeschuldigte und der eines Delikts Ver- 
dächtige haben regelmässig ein Recht auf ihr Geheimnis nicht 
mehr, soweit es dem Unlersuchungszweck hinderlich wäre; 
auch Drittpersonen haben die Pflicht, dem Staat bei Hand- 
habung der Strafjustiz behilflich zu sein. Nur von dieser 
Pflicht aus betrachtet, die der Zeugnispflicht gleichzuachten 
ist, lässt es sich rechtfertigen, dass Dritte, die an einem 
Delikt nicht den geringsten Anteil haben, trotzdem genötigt 
werden, auf Begehren der Untersuchungsbehörde Briefe vor- 
zulegen, an denen sie Eigentum erworben haben oder die sich 
in ihrem Gewahrsam befinden und zu deren Geheimhaltung 
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sie sonst unbedingt berechtigt sind. Entsprechend der Natur 
dieser Pflicht erteilt die Gesetzgebung den Strafjustizorganen 
hier nicht die gleichen einschneidenden Befugnisse auf Beschlag- 
nahme, wie gegenüber dem Angeschuldigten. Der dritte 
Besitzer öder Inhaber muss vom Untersuchungsbeamten regel- 
mässig zuerst einvernommen oder zur Vorlegung der Briefe 
erfolglos aufgefordert worden sein, bevor eine seine Persön- 
lichkeitsrechte berührende Massregel, Haussuchung zum Zweck 
der Beschlagnahme, angewendet werden darf (z. B. Bern 124,. 
127 ff.; Freiburg 129, 131 ff.; Aargau 196 ff.; Luzern 
108 ff.; Zürich 834 ff. und 837; Appenzell a. Rh. 46; 
Tessin 127; Solo thurn 128). Die Beschlagnahme entspricht 
hier den Massregeln, welche den Zeugen zur Aussage nötigen 
sollen: wie das Zeugnis durch Strafen erzwungen werden- 
kann, die sich in vielen Rechten bis zum zeitweiligen Entzug 
der persönlichen Freiheit steigern können, so wird das Privat- 
geheimnis bei Weigerung des Editionspflichtigen gewaltsam 
gebrochen. 

In einigen Strafprozessgesetzgebungen geht die Analogie 
noch weiter im Satz : wer nicht zeugnispflichtig ist, ist auch 
nicht editionspflichtig. Nahe Verwandte des Angeschuldigten,, 
sowie diejenigen Personen, die ihr Berufsgeheimnis zu wahren- 
haben, wie Aerzte, Advokaten u. s. w. brauchen also weder der 
Aufforderung zur Vorlegung der bei ihnen befindlichen Briefe 
Folge zu leisten, noch darf ihnen gegenüber die Vorlegung 
erzwungen werden. Neuenburg (St. P. 118) bestimmt in 
dieser Beziehung speziell mit Rücksicht auf die Korrespon- 
denz: „La correspondance echangee entre le prevenu et les 

personnes dispensees de temoigner ne peut etre 

saisie lorsqu'elle se trouve entre les mains de ces personnes, 
ä moins qu'elles n'y consentent ou qu'elles ne soient soup- 
Qonnees d'avoir participe au delit comme complices, fauteura 
ou receleurs." 

Im letzteren Falle sind sie eben auch in einem gewissen 
Grad Angeschuldigte. Vergl. auch Bern 125 und 219 ff. 
Tessin 127, Genf 85 überlässt es dem Ermessen des 
Richters, über die Editionspflicht zu entscheiden. 
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Die meisten kantonalen Strafprozessge 
Beschränkung -der Editionspflicht auf die 
Personen nicht, sondern gestatten die Beschl 
Personen. Die Entscheidung für dieses ot 
liegt auch hier wieder in der grundlegender 
das Interesse der Untersuchung über d 
Persönlichkeit an ihrem Privatgeheimnis s 
nicht. 

Es darf schliesslich noch die Frage ges 
neben dem Interesse des Angeschuldigten a 
auch das Interesse des Korrespondenten am 
komme. Denn darüber herrscht kein Zweii 
Korrespondent des Angeschuldigten durch 
Brief- oder Privatgeheimnis des Angeschi 
werden kann, sei er nun Absender oder De 
Angeschuldigten oder während der Beför 
nahmten Briefes. 

Die Frage ist gestützt auf die bisherig 
indessen zu verneinen: Diejenigen Briefe, di 
des Angeschuldigten sind, können sämtlic 
werden. Der Verfasser muss die Möglic 
Brief beim Adressaten beschlagnahmt wir 
nehmen. Ja, noch mehr : selbst die noct 
geschuldigten ausgehändigten Briefe, bei di 
sender noch die Möglichkeit besteht, sie 
(vergl. z. B. Art. 14 Postregalgesetz), die sii 
Besitz und im Eigentum des Absenders 
beschlagnahmt werden, da sie an den 
adressiert sind, und deshalb in Beziehung 
selbst Bern, das dem verhafteten Angeschi 
die an ihn einlangenden Briefe anzunehmen odt 
und dadurch in die Untersuchung einbezieh 
nicht, gestattet dem Willen des Absenders 
auf das Schicksal seines Briefes. Die Entsc 
ob sofortige Beschlagnahme erfolgen darf, odei 
nähme erst als subsidiäres Zwangsmittel geg 
sich also absolut nicht nach der Art der 
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Rechten und Beziehungen Dritter zu denselben und zu deren 
Inhalt, sondern einzig nach dem äusserlichen Merkmal der 
derzeitigen Inhabung. 

Noch intensiver als bei der Untei-suchungshaft ist die 
Einbusse an den Persönlichkeitsrechten bei der Strafhaft. 
Da der Entzug der Freiheit eine Strafe, ein Uebel sein soll, 
so wird der Häftling so vollständig wie möglich von der 
Äussenwelt abgeschlossen. Korrespondenz abzusenden oder 
zu empfangen, ist dem Häftling entweder überhaupt untersagt 
oder nur sehr beschränkt und nur unter der Kontrolle der 
zuständigen Aufsichtsorgane gestatlet. Ein näheres Eingehen 
auf die Behandlung der Korrespondenz der Strafgefangenen 
rechtfertigt sich nicht. 

Wird in der beschriebenen Weise zum Zweck der wirk- 
samen Durchführung der Strafjustiz gewissen Behörden und 
Beamten die Befugnis eingeräumt, sich in das Privat- und 
speziell in das Briefgeheimnis anderer Personen einzumischen, 
so bestrebt sich andererseits die Gesetzgebung, gegen Miss- 
brauch dieser Befugnis zu schützen. Dazu dient die Orga- 
nisation der Behörden und die Abgrenzung ihrer Kompetenzen, 
die strafprozessualen Formvorschriften und schliesslich eine 
Keine von Strafdrohungen des Strafrechts. Es sei in letzterer 
Beziehung erinnert an die Strafdrohungen gegen willkürliche 
Durchsuchungen, willkürliche Beschlagnahme (z. B. St. R. 
Luzern Krim. 1860/61, 251 c; Obwalden 1864/65, 63; Glarus 
1867, 149, 151; Solothurn 1885/86, 179), gegen die Besei- 
tigung oder Unterschlagung von beschlagnahmten Briefen 
durch Beamte (Bern St. R. 92; Wallis 131; Luzern Krim. 
1860/61, 252; Freiburg 1868/74, 273; Genf 1874, 157), gegen 
unbefugte Mitteilung der im Amt oder Dienst gewonnenen 
Kenntnisse an Unberechtigte (St. R. Thurgau 1868, 276; Frei- 
burg 1868/74, 446; Tessin 1873, 131 § 1 ; Genf 1874, 176) 
sowie endlich gegen absichtliche oder fahrlässige Amtspflicht- 
Verletzungen im aligemeinen (z. B. St. R. Bern 248, Luzern 
Polizeistrafgeselz 170, 172; Zug 1876/77, 53; Appenzell a. Rh. 
1878, 67; Zürich 224). 
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c. Der Binfluss der Civilreohtspflege auf das 

Briefgeheimnis. 

Die Civilrechtspflege dient, im Gegensatz zur Straf rech ts- 
pflege, der Erwahrung und Durchsetzung der Privatrechte 
.gegen Störung und Verletzung derselben. Die Civilgerichts- 
barkeit tritt deshalb nur auf Begehren der beteiligten Privaten 
in Tätigkeit. 

Das Prozessverhältnis kann jedoch für die Parteien und 
für Drittpersonen eine Reihe von Pflichten erzeugen, bezw. 
erheblich und aktuell machen, deren eine hier zu betrachten 
ist, da sie für unsern Gegenstand Bedeutung hat, nämlich die 
.Editionspflicht; da die Pflicht zur Vorlegung der Korrespon- 
denz sich nicht aus dem besondern Charakter der Korres- 
pondenz ergibt, sondern aus ihrer Verwendbarkeit als Beweis- 
mittel, dem Urkundencharakter, der dem Brief wie jedem 
andern Schriftstück zukommen kann, so darf unsere Betrachtung 
sich kurz fassen. 

Zu unterscheiden ist die gegenseitige Editionspflicht der 
Prozessparteien und die Editionspflicht von Personen, die dem 
Prozess fremd sind. Die Beziehung der Korrespondenz zum 
•Gegenstand des betreffenden Rechtsstreits ist überall als Vor- 
aussetzung der Editionspflicht genannt oder vorausgesetzt, und 
zwar nicht nur zum Schutz des Briefgeheimnisses, sondern 
allgemeiner zum Schutz des Privatgeheimnisses. 

1 . Editionspflicht der Parteien. Vereinzelte kantonale Civil- 
prozessgesetze erwähnen unter den Urkunden, für welche die 
Editionspflicht besteht, speziell die Korrespondenz, die über 
den Streitgegenstand zwischen den Parteien gewechselt 
worden ist. (Basel St. 1875, 109 Ziff. 4). Selbstverständ- 
lich dürfte auch in Basel sein, was Schwyz (1848, 190 
Ziff. 3) noch ausdrücklich sagt, dass auch diejenige Korre- 
spondenz vorgelegt werden muss, die von den Rechtsvorfahren 
der Parteien, oder von Personen gewechselt worden ist, an 
deren Handlungen die Parteien gebunden sind. Ebenso 
Zürich und Schaffhausen, vergl. oben pag. 74 fg. 

Immerhin enthalten diese Rechte insofern eine erhebliche 
.Beschränkung der Editionspflicht an Korrespondenzen, als die 

7 
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Korrespondenz einer Partei mit einer Drittperson, die nicht 
Vertreter der andern Partei ist, nicht verlangt werden kann. 
Neuen hu rg nennt die Korrespondenz der Parteien als Bei- 
spiel der „pieces qui aient ete redigees pour une affaire com- 
mune ou dans un interet commun aux deux parties," welche 
vorzulegen sind (1879, 268 Ziff. 2. Ebenso Tessin 179 unter 
dem Titel „dei documenti comuni.") Aehnlich ist bei Grau- 
bünden die Editionspflicht für die Korrespondenz aus Art. 
167 Ziff. 2 zu schliessen, wonach diese Pflicht besteht für 
Urkunden, „die ihrer Natur nach bestimmt sind, über das 
streitige Rechtsverhältnis Auskunft zu geben." Neuenburg,. 
Tessin und Graubünden begreifen also unter Umständen auch 
die Korrespondenz einer Partei mit einer Drittperson unter 
die editionspflichtigen Urkunden. Ebenso Aargau, 170 d: 
„ferner ist jede Partei berechtigt, von ihrem Gegner die 
Herausgabe oder Vorlegung derjenigen Urkunden zu verlangen, 
die sich auf das streitige Rechtsverhältnis beziehen." Aehn- 
lich Glarus 180 fg., wo diejenigen Urkunden, die eine Partei 
nicht selbst anrufen will, aber nur dann vorgelegt werden 
müssen, wenn die Partei, welche Edition verlangt, entweder 
beweist, dass sie Eigentum daran hat, oder dartut, dass die 
Urkunde sich auf das Prozessverhältnis bezieht. Hier ist 
also dem Beweisführer zugemutet, vorgängig des Urkunden- 
beweises glaubhaft zu machen, dass die Urkunde selbst sach- 
bezüglich ist. In den meisten C. P.-Gesetzen findet sich die 
Korrespondenz nicht besonders erwähnt; sie wird gleich be- 
handelt wie andere Urkunden. 

In der Mehrzahl der kantonalen Rechte ist die gegen- 
seitige Editionspflicht der Parteien im Sinn einer privat- 
rechtlichen Verpflichtung geregelt, die nicht, wie es im 
Strafverfahren die Regel ist, erzwungen werden kann ; Nicht- 
befolgung der Verpflichtung hat privatrechtliche Nachteile zur 
Folge; gewöhnlich wird die Behauptung des Prozessgegners, 
die mit der betreffenden, nicht edierten Urkunde bewiesen 
werden sollte, bei Verweigerung der Edition (bezw. des 
Editionseides) als erwahrt angesehen. JBundescivilprozess 
156; Bern 204; Thurgau 173; St. Gallen 155 fg.; 
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Nidwaiden 82; Obwaldei 
Aargau 172; Graubünden 
Land 121; Wallis 218; Sc 

Der C. P. Entwurf von I 
strikte Weisung ans Gericht, die 
wahr anzusehen, durch die Gev 
lichkeit, die Behauptung als 
erlaubt Neuenburg 272 dem B 
verweigert, nur die Führung des 
sonst die Behauptung als erwahr! 
Verweigerung der Edition den bei 
dann als wahr an, wenn der Be~ 
mit Handgelübde an Eidesstatt b 

Zürich 412 und Schaffh 
Richter noch weitern Spielraun 
dem Editionspflichtigen der Bewe 
vom Beweisführer behaupteten T 
Inhalt der vorzulegenden Urkund 
führers oder der von ihm beigebr 
angenommen werden. 

In allen diesen Rechten wir 
weisführer durch die Nichterfüllu 
des Gegners zugefügt würde, näi 
weismittels, dadureh vermieden, 
angesehen oder doeh wesentli 
Statuierung einer besondern Sc 
unnötig. 

Nur in wenigen westsehw* 
Editionspflicht der Parteien nicht 
rechts aus behandelt. Genf, W: 
dem Richter das Recht, die von 
einer Urkunde zwangsweise zu i 
Prozessgegner wird im C. P. Wa 
straft und wird schadenersatzpl 
seinen Editionsbefehl, sofern not 
anstaltung einer Haussuchung du 
In Freiburg 377 kann der Ri( 



— 101 — 

Obwalden 124; Uri47; Zug 73; Wallis 216, Bern 
203; Luzern 158; Aargau 170 litt. c. und Neuenburg 
268, 273, 278 sind ebenfalls hieher zu rechnen; sie ver- 
pflichten zur Vorlegung aller Urkunden, soweit eine Zeugen- 
pflicht besteht, d. h. soweit die Edition dem Pflichtigen selbst 
oder gewissen ihm nahestehenden Personen nicht zum Nach- 
teil gereichen würde, sow r eit nicht nahe Verwandtschaft zu 
einer Prozesspartei oder die Pflicht zur Wahrung des Berufs- 
geheimnisses entgegensteht. Ausserdem aber verpflichten sie 
da zur Vorlegung schlechthin, ohne Zulassung von Weigerungs- 
gründen, wo dem Beweisführer an der betreffenden Urkunde 
eine spezielle private Berechtigung zusteht. 

In keinem Schweiz. Civilprozessrecht ist aber das eine 
oder das andere Prinzip, private oder öffentliche Pflicht, unter 
vollständigem Ausschluss des andern durchgeführt: 

Sowohl aus dem einen wie aus dem andern Prinzip lässt 
es sich allerdings erklären, wenn die meisten Rechte den 
editionspflichtigen Dritten, der die Vorlegung verweigert, dem 
Beweisführer gegenüber schadenersatzpflichtig machen ; als 
Grundlage des Schadenersatzanspruchs kann ja nicht nur die 
vertragliche oder quasi-kontraktuelle Verpflichtung in Betracht 
kommen, sondern ebensogut die in der Nichterfüllung der ge- 
setzlichen Pflicht liegende unerlaubte Handlung (Art. 50 fg. 0. R.). 

Einzig aus dem privatrechtlichen Charakter der 
Editionspflicht dürfte sich aber das Incidentalverfahren er- 
klären, in welchem über das Vorhandensein oder Nichtbestehen 
der Vorlegungspflicht geurteilt wird. Dieses Zwischenverfahren 
findet sich hauptsächlich in denjenigen Rechten, welche die 
Editionspflicht grundsätzlich als privatrechtliche Obligation er- 
klären und zwar für die Beurteilung der Vorlegungspflicht 
sowohl des Prozessgegners, als des Dritten. Vergl. z. B. Zürich 
413 ff. sowie auch Appenzell a. Rh. 76; St. Gallen 153; 
Tessin 183, 180; Schwyz 194 gestaltet das Zwischenver- 
fahren zu einem selbständigen Prozess: dem Beweisführer 
wird eine Frist gegeben, den Inhaber auf Herausgabe vor 
dem zuständigen Richter zu belangen. Aber auch mehrere 
Rechte, die grundsätzlich die Editionspflicht als Analogon der 
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Zeugnispflicht betrachten, haben dieses Zwischenverfahret] 
mehr oder weniger ausgebildet. So haben besonders ein- 
gehende Vorschriften Aargau 168 und 173 und Neuenburg 
268 ff. Vergl. auch Wallis 219, Nidwaiden 82. 

Andrerseits sind die Strafen, welche den ungehorsamen 
dritten Voiiegungspflichtigen, gleich wie den ungehorsamen 
Zeugen nach den meisten Prozessordnungen treffen, und zwar 
auch nach denjenigen, welche die Editionspflicht Im übrigen 
als private Obligation behandeln, eine Folge des öffentlichen 
Charakters der Editionspflicht (Zürich, Schaff hausen, Grau- 
bünden, Thurgau, Bern, Luzern, Nidwaiden, Obwalden, Zug, 
Aargau, Basel-Land, Waadt, Neuenburg u. s. w. Solothurn 
149 legt Bussen auf; St. Gallen bestraft wegen Widersetz- 
lichkeit gegen eine amtliche Verfügung). Die Strafen, welche 
den Ungehorsam des Editionspflichtigen bedrohen, sollen einen 
mittelbaren Zwang auf ihn ausüben; die meisten Rechte 
gestatten im Civilprozess nicht mehr. Einzig Waadt, Frei- 
burg und Genf kennen auch gegenüber dem dritten Editions- 
pflichtigen den zwangsweisen Eingriff in das Privatgeheimnis, 
■die gewaltsame Beschlagnahme der vorzulegenden Urkunden. 
Einzig in diesen Kantonen werden somit die Civilgerichts- 
behörden als kompetent angesehen werden 
Art. 9 des Postregalgesetzes Einsichtnahme oder 
von Korrespondenzen von der Post zu verlangen. In den 
übrigen Kantonen wirkt das Interesse an der Durchführung 
von civilrechtlichen Ansprüchen nicht so kräftig, dass deshalb 
eine gewaltsame Erforschung der Privatgeheimnisse, die in 
den noch geschlossenen oder bereits geöffneten Briefen ent- 
halten sind, zulässig wäre. 

Gegenteils gewähren eine Reihe von Civilprozessrechlen 
der zu edierenden Korrespondenz, wie überhaupt den vorzu- 
legenden Urkunden, dergestalt einen weitern Schutz gegen 
unbefugte PÄnsichtnahrne, dass sie erlauben, die für den be- 
treffenden Prozess bedeutungslosen Steilen der Einsicht des 
Gerichts und der Parteien zu entziehen. So im Bundes- 
civilprozess 119: „Stellen .... welche sich nach der eid- 
lichen Versicherung des Inhabers oder nach der eigenen Wahr- 
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nehmung des Richters nicht auf den 
zwar nicht zerstört, wohl aber verde« 
168 gestattet, die nicht sachbezüglic 
zu machen, behält aber dem Gerich 
unzugänglich gemachten Stellen „na 
schliessen. Schwyz 191 gestattet d 
der Gerichtepräsident die Urkunde ein 
bezeugt hat, dass die betreffenden Stell 
enthalten. AehnlichBasel-Land 123 
§222: ebenso Graubünde n 171 und 
dem Richter, der die zu verbeißenden 
Inhalt amtliches Stillschweigen aufei 
stattet nur, solche Stellen zu verde 
Inhaber behauptet, sie könnten ihn seil 
-auf den Streitfall keinen Bezug habe 

Auf diese Art bemühen sich die 
Konflikt zwischen dem Persönlichkeit 
Privatgeheimnisses einerseits und de 
pflege an der Erforschung der Wah: 
für beide Interessen befriedigenden Lc 
Rechte berücksichtigen nur das Priv: 
Pflichtigen Dritten, nicht auch dasjenig' 
dieses nur insofern, als sie ihm, anal 
statten, die Edition überhaupt zu ve: 
seine Interessen oder diejenigen gew 
schädigen würde; so z. B, Bern 202 
Neuenbürg 279 u. s. w. Dieser Grün' 
ptlicht für den Dritten überhaupt aus; 
aber besteht, halten es diese andern 
■Oivilrechtspflege für unumgänglich, i 
ständig vorgelegt werden: Walli; 

lieh: „ II ne suffira pas, d 

sous pretexte que les autres parties n 
Vergl. auch Bern 194. 

Damit dürfte unser Ueberblick 
Oivilrechtspflege auf das Recht an de 
massen vollständig sein. 
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Das Schuldbetreibung- und Konkursrecht 

beeinflusst das Recht des Eigentümers an der Korrespondenz 
im Rahmen der folgenden Bestimmungen: 

1. Korrespondenzen welche der Post zur Beförderung übergeben 
sind : Die Posttransportordnung Art. 3 Ziff. 2 bestimmt, dass- 
die Betreibungsämter Briefe mit Wertdeklaration dann 
mit Beschlag belegen und herausverlangen können, wenn gegen 
Absender oder Empfänger eine Pfändung anbegehrt oder ein 
Arrestbefehl erlassen ist (vergl. oben pag. 35). Beim Erlass dea 
Kreisschreibens Nr. 19 des eidgen. Justiz- und Polizeideparte- 
ments vom 25. August 1893 wurde festgestellt, dass zwar den 
Betreibungsämtern das Recht hätte eingeräumt werden können,, 
selbst die gewöhnliche Korrespondenz von Personen, gegen die- 
Pfändung oder Arrest angeordnet ist, mit Beschlag zu belegen ; 
es werde aber davon Umgang genommen, weil bei der Organi- 
sation vieler Betreibungsämter die Gefahr nahe liege, dass das 
Recht zu Missbräuchen Anlass geben könnte. Für den Fall r 
dass sich die Notwendigkeit ergeben sollte, den Betreibungs- 
ämtern weitere Rechte einzuräumen, behielt sich das Departe- 
ment vor, die Frage nochmals zu prüfen, und namentlich zu 
untersuchen, wie bei der Beschlagnahme jener Korrespondenz 
die Gefahr von Missbräuchen ausgeschlossen werden könne 
(Archiv II. Nr. 106). Vergl. aus fremden Rechtsgebieten: 
Kohler, J., Lehrbuch des Konkursrechts, 1891, pag. 111 und 
310 fg., sowie Peret,R., De l'inviolabilite du secret des lettres. 
pag. 175 ff. 

In unserm Schuldbetreibungsgesetz finden sich keine be- 
züglichen speziellen Bestimmungen. Die Beschränkung des. 
Beschlagnahmerechts des Betreibungsamtes auf Briefe mit Wert- 
deklaration ist aber durch dasselbe nicht gerechtfertigt. Nach 
Art. 95 B. u. K. soll in erster Linie das bewegliche Vermögen 
gepfändet werden und zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich 
beim Schuldner oder bei einem Dritten befindet (Art. 91). 
Setzen wir den Fall, ein Schuldner sendet seine Wertpapiere, 
um sie der Pfändung zu entziehen, z. B. an seine eigene Adresse- 
in eingeschriebenem Brief poste restante, an irgend einen ent- 
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fernteti Ort in der Schweiz oder im Ausland : Der B< 
beamte erfährt davon, schreibt an die Postverwt 
verlangt, dass der betreffende Brief beschlagnahmt 
Post verweigert die Beschlagnahme, gestützt auf Ar 
der Posttransportordnung. Der Strafrichter, der 
Fällen regelmässig wird in Tätigkeit treten müssen. 
seinem Gesuch mehr Erfolg gehabt, aber seine Ko 
gehen nicht über die Kantonsgrenzen hinaus. Bis t 
wendigen Schritte getan hat, verstreicht Zeit, Aber 
von dieser praktischen Erwägung steht im Vorder) 
ausschlaggebende rechtliche, dass die in verschloss 
auch offenen Briefen auf der Post befindlichen \ 
stücke des Schuldners von dem Beschlagnahmerecht 
bungsamtes durch das Gesetz mit keinem Wort bef« 
Der Brief verschluss verdient bei Briefen mit Wert< 
und bei andern Briefen keine verschiedene \ 
Art. 91 Abs. 2 B. u. K. bestimmt, dass dem pfändende 
Räumlichkeiten und Behältnisse geöffnet werden ra 
dass ihm die Polizeigewalt nötigenfalls zur Verfüg 
Daraus, sowie aus dem ganzen Charakter des Öchuldbi 
rechts, das die zwangsweise Exekution gewisser \ 
rechtlicher Ansprüche durch Dazwischentreten d' 
regelt, scheint sich zu ergeben, dass dem Betreibun 
erlaubt ist, verschlossene Briefe, in denen er einen ^ 
wert vermutet, zu pfänden, und mit Arrest zu b» 
/.war auch dann, wenn sie sich auf der Post befind 
Ziff. 2 der Posttransportordnung kommt somit m. E. 
Abs. 4 des Postregalgesetzes gegenüber nicht in Betra 
er die Kompetenz der Gerichtsbehörden, als welche 
bungsämter anzusehen sind, zur Einsichtnahme oderAi 
von Postsachen beschränken will ; denn der Ui 
Kompetenz der Gerichtsbehörden kann nur nach d€ 
Organisation und ihre Obliegenheiten massgebenden ', 
und eidgenössischen Gesetzen, nicht aber nach der '. 
gebung bestimmt werden, welche nur den bezüglict 
satz in Art. 9 Abs, 4 des Postregalgesetzes aufe 
Vorschrift des Art, 3 Ziff. 2 der PosttransportordT 
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silso nur als regelmässig dem Gesetz entsprechende Instruktion 
bezeichnet werden: einfache und rekommandierte Briefe als 
solche sind nicht Vermögensgegenstände und daher auch nicht 
pfändbar. Vergl. Jäger, Komm, zu B. u. K. Art. 92 Anm. 1 
{pag. 143). Dem Betreibungsbeamten steht es daher auch 
nicht zu, solche Briefe sich ausliefern zu lassen und sie zu 
eröffnen, wenn nicht Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, 
<iass sie Vermögensgegenstände enthalten. Die briefliche Mit- 
teilung selbst, der Privatbrief, darf seitens des Betreibungsbeam- 
ten dem Eigentümer nicht vorenthalten werden, es sei denn 
infolge des Beschlagnahmerechts (vergl. oben pag. 89), das 
ihm aus strafprozessualen Gründen gegeben sein kann. 

Die Posttransportordnung räumt dem Konkursbeamten 
das Recht ein, Postsachen jeder Art, also auch einfache und 
rekommandierte Briefe, sich ausliefern zu lassen. Dass der 
Konkursbeamte auch das Recht hat, diese Korrespondenzen 
nötigenfalls zu eröffnen, zu lesen und in Verwahrung zu 
nehmen, soweit es zur Feststellung des Vermögens und zur 
Rechtsverfolgung für die Konkursmasse erforderlich ist, ergibt 
sich aus Art. 197, 222 und 223 Abs. 2 B. u. K. Briefe nicht 
geschäftlichen Inhalts gehören jedoch nicht in die Konkurs- 
masse; der Konkurs übt an sich nur Wirkungen aus auf das 
Vermögen, nicht auch auf die Persönlichkeitsrechte des Gemein- 
schuldners. Beschlagnahmte Privalbriefe sind also dem Be- 
rechtigten sofort wieder herauszugeben. Vergl. Jäg^r, Komm, 
zu B. u. K. Art. 197 Anm. 1 (pag. 326). Zweifellos entspricht 
es dem Charakter unseres Betreibungsrechts, wenn dem Kon- 
kursbeamten eine ausgedehntere Beschlagnahmebefugnis zuge- 
standen wird, als dem Betreibungsbeamten. Die Pfändung 
erstreckt sich nur auf einzelne bestimmte Vermögensstücke, 
der Konkurs auf die ganze ökonomische Existenz des Schuldners. 
Die Konkursmasse nimmt den Platz des Schuldners ein; ihren 
Organen soll ermöglicht werden, die wirtschaftliche Tätigkeit 
des Schuldners weiter zu führen, soweit es zur Erzielung eines 
günstigeren Konkursergebnisses angezeigt erscheint (Art. 223 
Abs. 1 B. u. K.). Dazu ist unbedingt erforderlich, dass die 
Konkursmasse die geschäftliche Korrespondenz sofort erhält. 
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Die Korrespondenz bildet rechnerisches Beleg, Beweismittel 
und Bestandteil geschäftlicher Massnahmen ; sie gehört zu den 
in Art. 877 und 878 0. R. genannten Urkunden, für welche Auf- 
bewahrungs- und Vorlegungspflicht besteht. Der Verlust des 
Verfügungsrechts über das Vermögen (Art. 204 B. u. K.) betrifft 
auch die Korrespondenz, die des Vermögens wegen gewech- 
selt wird. 

Besondere praktische Wichtigkeit wird dem Beschlag- 
nahmerecht des Konkursbeamten in den Fällen des Art. 190 
Ziff. 1 B. u. K. zukommen. Der Verbleib des Schuldners und 
•des verschleppten Vermögens wird mitunter dadurch festgestellt 
werden können. 

II. Bei den Korrespondenzen, die bereits am Bestimmungsort 
angelangt sind, stellt sich die Sache noch einfacher: es ist unnötig, 
eine besondere Betrachtung anzustellen über die vom Schuldner 
an einen Dritten gesandten Briefe. Diese Briefe sind und 
bleiben im Eigentum des Dritten. Unter Briefverschluss ver- 
sandte Vermögenswerte werden behandelt wie andere an den 
Dritten gelangte Werte. Ob Pfändung oder Konkurs gegen den 
.Schuldner erfolgte, macht keinen Unterschied. 

Die Korrespondenz, die sich beim Schuldner selbst vor- 
findet, wird anders behandelt werden müssen, je nachdem 
gepfändet wird oder der Konkurs eröffnet ist. Wird gepfändet, 
so unterliegt jedenfalls die Korrespondenz als selbständiges 
Rechtsobjekt ohne Vermögenswert der Pfändung nicht. Da- 
gegen ist sehr wohl möglich, dass die Pfändung von Forde- 
rungen und die Verwertung derselben einen praktischen Erfolg 
nur dann hat, wenn nach Analogie von Art. 191 0. R. die be- 
züglichen Korrespondenzen dem Ersteigerer übergeben oder 
wenigstens in dem Sinn „mitgeteilt" werden, dass ihm die 
Benutzung derselben ermöglicht wird. Die Pfändung ergreift 
also auch die die Forderung begründende und beweisende 
Korrespondenz, soweit es zur Geltendmachung der Forderung 
nötig ist. Vergl. Jäger, Komm, zu B. u. K. Art. 91 Anm. 11 und 
Art. 99 Anm. 5. 

Nach gleichen Grundsätzen kann auch die vorgefundene 
Korrespondenz im Konkursfall zur Masse gezogen werden; 
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Forderungen werden die ausschliess- 
arreepondenzen mitgegeben werden 
häftliche Korrespondenz bleibt mit. 
icher Verwahrung. 
er Betreibungs- oder Konkursbeamte 
ler gesetzwidrigen Eingriff in die 
Schuldners begeht, ist Beschwerde, 
ie civile Schadenersatzklage (Art. 5 
zutreffende Strafklage gegen ihn 

iie möglichen Eingriffe des Staates 
', umschrieben zu haben. Es ergibt 
Mühe, in welchem Umfang und in 
poudenz gegen Eingriffe des Staates 



Schutz gegen Eingriffe Privater. 

onales Recht. 

der früher erwähnten Gründe die- 
de eines Dritten oder dem Eingriff 
egt, ist derjenige Eingriff in die 
den Willen des Urhebers und des 
? durch die Moral verurteilte Hand- 
ich, fremde Korrespondenzen gegen 
;n zu lesen, wie das Horchen auf 
schicklich ist. 

:aliton, Schaffhausen StB 255, 
Ingen in fremde Geheimnisse mit 
eschieht, um jemandem zu schaden, 
dritten einen Vorteil zu verschaffen., 
remde Geheimnisse kann also auch, 
riefe sein; es ist nicht erforderlich, 
ef geöffnet wird; ein Eindringen in 
i auch im Lesen einer fremden Post- 
;nahme von längst eröffneten Briefen' 
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liegen. Vergl. Stooss, Grundzüge des schweizerischen Straf- 
rechts II, pag. 173. Speziell für das Geheimnis von Briefen 
und andern schriftlichen Mitteilungen und Aufzeichnungen geht 
noch weiter Bern StR 186: wer unbefugter Weise Briefe 
oder andere Papiere erbricht oder liest, ist strafbar und zwar 
nicht nur dann, wenn er beabsichtigt, einem andern zu schaden 
oder sich selbst oder einem andern einen unerlaubten Vorteil 
zu verschaffen, sondern auch dann, wenn er aus blosser Neu- 
gierde handelt; im letztern Fall tritt allerdings Strafmilderung 
ein; ist aus der Handlung tatsächlich Nachteil erwachsen, so 
tritt Strafschärfung ein; der innere und äussere Tatbestand 
wird also durch Aufstellung von drei verschiedenen Straf- 
rahmen berücksichtigt. Die Bedrohung des blossen Lesens von 
verschlossenen oder unverschlossenen Briefen findet sich nur 
in Bern und Schaffhausen. 

T essin 343 stellt unter Strafe das unbefugte Oeffnen 
versiegelter Briefe und Depeschen, wenn Kenntnisnahme 
vom Inhalt beabsichtigt wird; dagegen wird derjenige, der 
sich eines unversiegelten Briefes zum gleichen Zweck bemäch- 
tigt (si impossessa), nur dann bestraft, wenn er mit List (con 
artificio) zu Werke geht. Das Gesetz lässt Strafschärfung ein- 
treten, wenn der Täter mit besonderer Verschlagenheit oder 
Bosheit zu Werke geht und unterscheidet a) den Fall, da der 
Täter sich durch Angabe eines falschen Namens oder Vor- 
schützung eines Auftrags vorsätzlicherweise Briefe und De- 
peschen von einem Bureau oder einem Angestellten der Post 
oder Telegraphen Verwaltung oder von einem andern öffent- 
lichen Amt aushändigen lässt ; b) den Fall, da der Täter einen 
unter den eben genannten Umständen ausgehändigten Brief 
unterdrückt (avrä soppresso), und c) den Fall, da der Täter 
den Inhalt des Briefes noch andern Personen mitteilt, oder 
auf andere Weise zur Kenntnis kommen lässt. Umfassender 
als Schaffhausen ist Tessin also insofern, als eine Absicht des 
Täters, zu schädigen oder sich oder andern einen Vorteil zu 
verschaffen, nicht zum Tatbestandsmerkmal erhoben ist; die 
blosse Absicht, Kenntnis zu nehmen, genügt. Andererseits er- 
scheinen als geschützt in Tessin nur verschlossene Briefe 
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und Depeschen, und, wenn besondere List nicht angewandt 
wird, sogar nur versiegelte Briefe und Depeschen. 

Luzern, (Pol. 118 fg.) bedroht 1. die unbefugte, vorsätz- 
liche Erbrechung von Schlössern und Siegeln, unter denen 
jemand eine Sache zur Verwahrung erhalten hat, sofern nicht 
ein Vermögensdelikt beabsichtigt war. Täter kann sowohl der 
Depositar, als auch ein Dritter sein. 2. Das unbefugte und 
vorsätzliche Erbrechen versiegelter Briefe oder Pakete. 3. Das 
Vorenthalten versiegelter Briefe oder Pakete; dabei braucht 
eine Geheimnisverletzung nicht vorzuliegen. Vergl. Stooss, 
Grundzüge des schweizerischen Strafrechts II, pag. 173. Ana- 
loge Bestimmungen hat b w a 1 d e n (Pol. 100 fg.). Ebenso 
St. Gallen 103, das aber nicht nur versiegelte, sondern alle 
verschlossenen Briefe dem Schutz des Strafrechts unterstellt. 
Solothurn 192 bedroht nur das unbefugte Erbrechen von 
Verschlüssen. Siegeln, Briefen, oder Paketen, sofern keine 
schwerere Strafbestimmung anzuwenden ist. Das Vorent- 
halten von Briefen und brieflichen Nachrichten ist somit nicht 
besonders bedroht; es kann allerdings als Vermögensdelikt in 
Frage kommen. In gleicher Weise schützt Basel- Stadt 162' 
den Brief verschluss; Neuenburg 445 Ziff. 6 schützt den an 
eine andere Person adressierten, verschlossenen Brief. Aehn- 
lich Frei bürg 425 und Genf 379; Genf gewährt aber nur 
dem der Post anvertrauten, oder durch den Postboten abge- 
lieferten Brief Schutz, und zwar gegen Unterdrückung oder 
gegen Eröffnung zum Zweck der Geheimnisverletzung. 

Entwürfe eines schweizerischen Strafrechts. 

s 

Der Entwurf eines schweizerischen Strafgesetzbuchs von 
Stooss enthält folgende Bestimmung: „Wer einen Brief oder 
eine andere verschlossene Schrift unbefugt öffnet, wird auf 

Antrag bestraft." Diese Bestimmung wurde durch die 

Expertenkommission 1896 w T ie folgt ausgebaut: „Wer einen 
Brief oder eine andere verschlossene Schrift unbefugt öffnet, 
oder auf andere Weise davon Kenntnis nimmt und wer eine 
Korrespondenz unbefugt beiseite schafft, vernichtet oder ver- 
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öffentlich!, wird ..... bestraft" (schweizerisches Strafrecht,. 
Verhandlungen der Expertenkommission II. 1896, pag. 18 ff.). 
Stooss machte gegen diese Fassung in der Kommission folgen- 
des geltend: „Wird ein Brief oder ein Telegramm unbefugt 
durch einen Postbeamten vernichtet oder beiseite geschafft, so 
trifft Art. 179 des Entwurfs zu. Geschieht dies durch eine 
andere Person, so kann der Täter nach der Bestimmung des 
Entwurfs über die Sachbeschädigung, so wie diese 
letzten Herbst durch die Kommission grundsätzlich festgestellt 
worden ist, bestraft werden. Für die Bestrafung der unbe- 
fugten Veröffentlichung einer Korrespondenz, soweit sie nicht 
unter den Tatbestand der Verletzung des Berufsgeheimnisses 
(Art. 88 Entw.) fällt, ist wohl kaum ein Bedürfnis vorhanden." 
Immerhin nahm er dann im Vorentwurf 1896 einen Art. 231 
auf: „Wer eine schriftliche Mitteilung, die den Umständen 
nach nicht für die Oeffentlichkeit bestimmt sein konnte, un- 
befugt veröffentlicht, wird bestraft;" im übrigen wurde 

die Fassung des Art. 90 Entwurf in Art. 96 des Entwurfs der 
Expertenkommission mit einer unwesentlichen Wortänderung 
reproduziert; ebenso wieder in Art. 109 des Departemental- 
entwurfs 1903. 

Natur der Briefgeheimnis Verletzung. 

Die Frage, was unter Brief verschluss und unter Brief- 
eröffnung zu verstehen ist, findet sich eingehend erörtert, 
z. B. bei Liszt, Lehrbuch pag. 390 und Tillmanns, Eröffnen 
fremder Briefe, pag. 12 ff. und 15 fg. 

Stooss ordnete das Delikt der Briefgeheimnisverletzung 
(Art. 90) in seinem Entwurf ein unter die Verbrechen gegen 
den Frieden, wie schon in seinen Grundzügen des schweize- 
rischen Strafrechts II pag. 173, In der Expertenkommission 
verlangte Gretener Einreihung der Briefgeheimnisverletzung 
unter die Verbrechen gegen die Ehre, wie dies in Bern der 
Fall sei. Correvon pflichtete ihm bei. Stooss dagegen ver- 
teidigte seinen Standpunkt durch Aufstellung der Tautologie, 
die Verletzungen von Geheimnissen seien deshalb Verbrechen 
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gegen den Frieden, weil es sich bei Ihnen um den straf- 
rechtlichen Schutz befriedeter Interessen handle. Im Vorent- 
wurf 1903 wurde der Titel des betreffenden Abschnitts ab- 
geändert in „Verbrechen gegen die persönliche Rechtssicherheit." 

Diese Erörterungen über den Platz, der dem Delikt der 
Briefgeheimnisverletzung im System des Strafrechts gebühre, 
veranlassen zu einer nähern Prüfung. Dabei können wir kon- 
statieren, dass kaum ein anderes Delikt unter so verschiedenen 
•Gesichtspunkten aufgefasst wird und aufgefasst worden ist, 
wie gerade die Brief Verletzung. Für die Würdigung, die sie 
im 17., 18. und noch anfangs des 19. Jahrhunderts fand, ver- 
weisen wir auf die folgende Stelle bei Welcker a. a. O. 
pag. 466 fg. : 

„Diese rechtswidrige Aneignung fremder Geheimnisse 
erhält, sofern sie mit Gewalt gegen die Persönlichkeit vor- 
genommen wird, den Charakter des Raubs, sonst bei Ver- 
letzung fremder Gewahrsam, wofür man schon das Siegel 
ansehen könnte, den des Diebstahls, ohne dieses den der 
Unterschlagung, und sofern sie, wie bei einer Verletzung 
der der Post anvertrauten Briefe geschieht, den Charakter 
>einer schimpflichen Veruntreuung. Durch die Veröffent- 
lichung und den falschen Gebrauch bloss geheimer vertrau- 
licher Gedanken erhalten diese, wie schon Luther mit dem 
heiligen Hieronymus ausführte, eine so gänzlich veränderte 
Gestalt, dass dadurch eine Fälschung begangen werde. 
Auch die verfälschende Nachmachung der Siegel, oder die Be- 
gründung des falschen Scheins der Unversehrtheit des Briefes 
und seines Geheimnisses sind Fälschungen. Jedenfalls ist der 
bösliche mir nachteilige Gebrauch des Anvertrauten eine Be- 
trügerei." 

Auf pag. 449 führt Welcker ferner Thomas Höpping (de 
sigillor. Jure) an, der die Briefverletzung als Rechtskränkung 
sowohl gegen den Empfänger, als den Absender, als einen Bruch 
des bürgerlichen und Völkerrechts, als eine Verletzung aller 
gesellschaftlichen Verhältnisse erkläre; ferner Hommel, der 
im Erbrechen fremder Briefe ein Delikt sieht, das als Fälschung 
und Diebstahl zu bestrafen sei, und das als Diebstahl fremder 
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'Geheimnisse anzusehen sei. Im übrigen verweisen wir auf 
pag. 4 ff., 11 fg. und 14ff. hievor, sowie auf Stephen, Henry J., 
Handbuch des englischen Strafverfahrens und Strafrechts, 
pag. 95 ff. und Kohler a. a. O. pag. 124, über England, wo 
'der Gesichtspunkt der Verletzung und Störung des Postver- 
kehrs massgebend ist. 

Kehren wir zum modernen Straf recht und seinen Delikts- ... .„_.. 

■kategorien zurück, so ist festzustellen, dass die Briefgeheimnis- ■ ;|| 

Verletzung nicht als Delikt gegen das Vermögen angesehen 
werden kann. 

Nur soweit, als der körperliche Träger der Nachricht ;.*j| 

geschützt werden soll, der nach unsern frühern Ausführungen 
an Wichtigkeit hinter die im Brief enthaltene Gedanken- 
äusserung vollständig zurücktritt, wäre die Einordnung unter 
die Vermögensdelikte angezeigt. Zum Zweck des Schutzes 
des Eigentums an Briefen werden also die Deliktstatbestände fö 

des Diebstahls, der Unterschlagung, der Eigentumsbeschädigung ^ ^ 

zweifellos Anwendung finden können. Gerade das wesentliche, '^ 

die Gedankenäusserung, wird aber dabei nicht hinreichend . ..jdj 

geschützt. Wenn z. B. der verschlossene Brief über Wasser- 
dampf geöffnet, der Brief dem Umschlag entnommen, gelesen, 
-abgeschrieben, später veröffentlicht wird, der Brief selbst aber 
im sorgfältig wieder geschlossenen Umschlag an den Adressaten 
gelangt, so liegt keinerlei Eigentumsdelikt, und doch eine 
strafwürdige Handlung vor. Es genügt also nicht, die Straf- 
drohungen, die zum Schutz des Eigentums aufgestellt sind, 
für die Korrespondenz anwendbar zu erklären. 

Bern ordnete die Geheimnisverletzungen zu den Delikten 
gegen die Ehre ein. Streng genommen hat allerdings Bern 
sowohl, wie übrigens auch Schaffhausen, nicht bloss die Person, 
sondern in erster Linie den immateriellen Vermögenswert, der 
im Geheimnis liegen kann, schützen wollen. Dies geht hervor 
aus dem Eingang des Art. 186: „wer in der Absicht, einem 
andern zu schaden oder sich selbst oder einem andern einen 
unerlaubten Vorteil zu verschaffen etc." ; vergl. damit z. B. 
Art. 231 (Betrug). Bloss nebenher stellt Bern auch die aus 
.Neugierde begangene Geheimnisverletzung unter Strafe. 
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Auch zu den Delikten gegen die Ehre im weitern Sinn lässL 
sich die Briefgeheimnisverletzung rechnen. Dies insofern, als 
die Verletzung eines jeden fremden Rechtsgutes als Missachtung 
der Person des Berechtigten aufgefasst werden kann. Jede 
absichtliche und fahrlässige Verletzung der Rechtsordnung 
schliesst eine Geringschätzung des Berechtigten in sich. Ver- 
schiedene Zeiten und verschiedene Völker bezeichnen daher 
bald diese, bald jene Sitten- oder Rechtsverletzungen als 
speziell gegen die Ehre einer Person verstossend. (Vergl. 
Merkel, Lehrb., 1889, pag. 288 fg.). Im modernen Recht ist 
jedoch in einer Briefgeheimnisverletzung nicht ein besonderer 
Verstoss gegen die soziale Geltung, gegen den Zustand des 
Geachtetseins des Berechtigten zu erblicken ; der Vorsatz des 
Täters geht nicht dahin, durch das Erbrechen und Lesen 
eines fremden Briefes seiner Missachtung für den Berechtigten 
Ausdruck zu geben, sondern regelmässig darauf, sich oder 
andern zu irgend einem Zweck Einblick in Verhältnisse zu 
gewähren, in die ihm ein Einblick nicht zukommt. Soli 
dieser Vorsatz, und die aus ihm entspringenden Handlungen 
getroffen werden, so darf die Briefgeheimnisverletzung nicht 
als Delikt gegen die Ehre aufgefasst werden. 

Nach modernem Recht soll vielmehr durch den Schutz 
des Briefgeheimnisses speziell das Recht der Person auf un- 
gehinderte schriftliche Gedankenäusserung gewahrt werden. 
Welcker a. a. 0., Brat er a. a. 0. Die Gedankenäusserung 
wird gehindert durch das Vorenthalten, das Beiseiteschaffen 
von Briefen; sie wird ferner aiteriert, wenn Unbefugte sich 
oder Dritten von ihr Kenntnis verschaffen, sei es durch Lesen, 
Eröffnen, oder Verbreiten des Inhalts der Korrespondenz: 
die Person wird in ihrem Recht, zu bestimmen, an wen sie 
ihre Gedankenäusserung richten will, beeinträchtigt; dieses 
Recht der Selbstbestimmung — als solches ein Freiheits- 
recht — soll geschützt werden. Die Einordnung der Brief- 
geheimnisverletzung unter die Verbrechen gegen die persön- 
liche Rechtssicherheit ist daher durchaus richtig. Während 
die oben pag. 20 ff. und 15 ff. besprochenen verfassungsmässigen 
Garantien zum Zweck haben, die individuellen Gedanken- 
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äusserungen und damit einen wichtigen Teil des persönlichen 
Lebens vor willkürlichen Eingriffen des Staates zu bewahren, 
so sollen die Strafen, die für Briefgeheimnisverletzungen an- 
gedroht werden, die unbefugten Eingriffe treffen, die von 
einem staatlichen Beamten zu Privatzwecken, oder von einem 
Privaten begangen werden; vergl. Brater a. a. O. pag. 264. 
Die hier besprochenen Strafdrohungen entsprechen also den- 
jenigen wegen Hausfriedensbruchs, die neben der verfassungs- 
rechtlichen Garantie des Hausrechts, und denjenigen wegen 
Freiheitsberaubung u. s. w., die neben der verfassungsmässigen 
Garantie der persönlichen Freiheit stehen ; vergl. Lisa t, Lehr- 
buch, pag. 386 ff. und 389. 

Es dürfte denn auch ein Forlschritt sein, dass der Straf- 
gesetzentwurf 1903 den unklaren Sammelbegriff der „Delikte 
gegen den Frieden" hat fallen lassen. 



Strafbarer Tatbestand. 
Eine Frage der Gesetzgebungstechnik ist es nun, welcher 
Tatbestand als Briefgeheimnisverletzung unter Strafe gestellt 
werden soll. Wenn sich Art. 109 des Strafgesetzentwurfs 1903, 
wie St. Gallen, Solothurn, Basel, Neuenburg uud Deutsches 
Reichsstrafgesetzbuch 299 darauf beschränken, die vorsätzliche 
und unbefugte Eröffnung eines verschlossenen Briefes 
unter Strafe zu stellen, so scheint dies doch eine allzugrosse 
Konzession an die Wünschbarkeit einfacher Deliktstatbestände 
zu sein. Es ist allerdings zuzugeben, dass es technisch wohl 
unrichtig wäre, im gesetzlichen Tatbestand die Worte „un- 
befugt" („sans en avoir le droit") zu ersetzen durch „vorsätz- 
licherweise, um das Geheimnis zu verletzen" („volontairement, 
pour en violer le Beeret"), wie Gorrevon in der Experten- 
kommission 1896 vorgeschlagen hatte, denn das Motiv der 
Eröffnung spielt keine Rolle, da ja jedenfalls ein rechts- 
widriger Vorsatz vorhanden sein muss, und wäre in vielen 
Fällen äusserst schwer nachweisbar; die BrieferÖffnung darf 
daher unter Strafe gestellt werden. Was aber in diesem Tat- 
i hauptsächlich getroffen werden wollte, ist eigentlich nicht 



srer? - y* 



— 116 — 

die blosse Eröffnung, sondern eben die widerrechtliche Absicht, 
Kenntnis zu nehmen, oder den Briefen der Kenntnisnahme 
unbefugter Dritter preiszugeben, und der darin enthaltene An- 
griff auf das private Geheimnis. Wie Hürbin 1896 zu- 
treffend bemerkt hatte, ist die Kenntnisnahme nicht bloss durch 
Eröffnung des Briefumschlags, sondern auch z. B. mittelst Durch- 
leuchtung möglich. Der Gesetzestext sollte also unter Bei- 
behaltung der Strafdrohung gegen die Eröffnung auch die un- 
befugte Kenntnisnahme als solche unter Strafe stellen, wie 
dies die Expertenkommission 1896 vorgeschlagen hatte. Ist 
man über die Notwendigkeit dieser Vorschrift im klaren, so 
darf man auch noch einen Schritt weiter gehen : weshalb sollte 
die unbefugte Kenntnisnahme bloss eines verschlossenen 
Briefes strafbar sein? Auch ein offener Brief, eine Post- 
karte kann vertrauliche Mitteilungen enthalten, die Schutz be- 
anspruchen dürfen. Besonders wenn ein neues Postgesetz die 
offene Korrespondenz in hervorragendem Mass begünstigen 
sollte, wie vorgeschlagen wird (schweizer. B.-B. 1907 Heft 
Nr. 12 pag. 722 ff. und Art. 22 und 26 des Postgesetzentwurfs), 
«o würde ein Schutz dieser Korrespondenz auch gegen private 
Eingriffe dringendstes Bedürfnis werden. Oder sollte es nicht 
strafbar sein, wenn A die Postkarte, die für den B bestimmt 
ist, vom Boten in Empfang nimmt, um sie zu lesen und erst 
nachher dem B einhändigt ■? Wenn er vielleicht dem Boten 
vorschwindelt, er sei B, oder von B zur Entgegennahme be- 
vollmächtigt? Sollte es nicht strafbar sein, wenn A den 
offenen Brief, der sich bereits im Briefkasten des B befindet, 
herausnimmt und vom Inhalt Kenntnis nimmt? Durch das 
Postgeheimnis und die ergänzenden postalischen und Straf- 
vorschriften ist die Postkarte und der offene Brief im Post- 
Verkehr, der gebräuchlichsten Beförderungsart, gegen Geheimnis- 
verletzungen des Postpersonals weit besser geschützt, als es 
der Brief verschluss zu tun vermöchte! Der Schutz des Straf- 
rechts dürfte . sich deshalb auch für die Korrespondenz im 
übrigen, ob verschlossen oder nicht, zur Abwehr unbefugter 
Kenntnisnahme empfehlen. Wie die vom Staat und seinen 
Organen begangene Postgeheimnisverletzung verpönt ist, ob 
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sie an einer offenen oder verschlossenen durcl 
förderten Korrespondenz begangen wird; so ist 
Einblick eines Privaten in die Korrespondenz 
gleich verwerflieh, ob er nun geschieht durch E 
mit mehr oder weniger Sorgfalt verschlossenen I 
ob die Entfernung dieses geringsten Widerstand 
Richtig ist ja, dass, um alle Fälle zu treffen, ( 
Tatbestand der Briefgeheimnisverletzung in ein 
pliziertere Fassung gelegt oder aber in mehi 
untergebracht werden muss; sobald aber eine 
strafwürdig erkannt ist, so hat der Gesetzgeber ai 
sie ausdrücklich unter Strafe zu stellen; dies is 
des Satzes „nulla poena sine lege," dessen Kons 
nach dieser Richtung hin von einem eidgenössisc 
gezogen werden müssen. 



Antragaberechtigte Verletzte. 

Von der Einreihung der Briefverletzung un 
gegen die persönliche Freiheit ausgehend, darf ai 
der kontroversen Frage versucht werden, wt 
Delikt antragaberechtigt sei. Von den Kantone 
Briefverletzung mit Strafe bedrohen, verfolgen 
Basel, St. Gallen, Schaffhausen und Tessin nui 
ebenso die Entwürfe eines schweizerischen Stt 
Als Antragsbereehtigte nennt Schaffhansen die „E 
Beschädigten," Bern „die verletzte Partei," S 
Beleidigten bezw. seinen Vertreter," d. h. den 
elterlichen, vormundschafllichen, oder eheherrl 
Art. 2 Entw. 1896 eines schweizerischen Slrafrec 
„Verletzten" als antragsberechtigt. Wie die § 
des deutschen Strafrechts, so lassen also auch die 
unserer schweizerischen Rechte der Frage Ra' 
letzter sei; vergl. Zeitschrift des bernischen i 
XXXVIII, pag. 437. Die Kontroverse, die beson 
sehen Juristen zu lösen versucht worden ist, he 
idem : die herrschende Meinung, die 
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wird von Liszt, Lehrbuch, pag. 390 mit Anm. 4, geht dahin, 
der Eigentümer des Briefes sei antragsberechtigt, bei Post- 
sendungen also der Absender bis zur erfolgten Bestellung, nach- 
her der Adressat (so auch die bernische Polizeikamnuer in dem 
Zeitschrift des bernischen Juristenvereins XXXVIII pag. 435 ff. 
zitierten Fall). Kohler, Recht an Briefen, pag. 126 fg. kommt 
zum gleichen Resultat, indem er den zur Zeit der rechts- 
widrigen Eröffnung Individualitätsberechtigten als zum Antrag 
ausschliesslich befugt erklärt. Kohler erläutert auf pag. 139 
seine Meinung noch weiter, jedermann habe das Recht, einen 
Stellvertreter für die Brieferöffnung zu ernennen, und dieses 
Recht könne ihm durch den Absender nicht verkümmert 
werden. Daraus ergebe sich von selbst, dass das Antrags- 
recht gegen den unbefugten Brieferbrecher nur dem Adressaten 
zustehe, wenn die Erbrechung nach Uebergabe an denselben 
-erfolgt sei. Der Adressat könne ja auch dem anfänglich nicht 
befugten Eröffner verzeihen, und seine Handlungsweise ge- 
nehmigen, ebenso', wie es der x\bsender tun könne, wenn der 
Brief eröffnet werde, bevor er zum Adressaten komme. 

Dagegen meint Merkel, Lehrb. 1889, pag. 349, bei Ver- 
letzungen zwischen Absendung und Empfang des Briefes s.ei 
sowohl Empfänger als Absender antragsberechtigt. 

Binding, Handb. I, 1885, pag. 625 vertritt die Meinung, 
§ 299 deutsches StR sei bestimmt, das Vertrauensverhältnis 
zwischen Absender und Empfänger zu schützen; beide seien 
also durch das unbefugte Eröffnen verletzt und beide antrags- 
berechtigt: der Aussteller wie der Destinatar. „Nur dann, 
wenn der Absender die Bestimmung des Briefs, zur Kenntnis- 
nahme des Adressaten zu dienen, rechtzeitig widerruft, und 
die Eröffnung nachher stattfindet, ist er allein antragsberechtigt, 
dann kann auch der Adressat der Täter sein." Setzen wir 
als zu schützendes Rechtsgut statt des „Vertrauensverhältnisses 
zwischen Absender und Destinatar" das „persönliche Recht 
auf freie und unbeobachtete Gedankenäusserung," so -ist Bin- 
ding ohne weiteres beizupflichten. Die andern Ansichten 
begehen sämtlich den Fehler, dass sie entweder als geschütztes 
Rechtsgut das Eigentum am Brief oder den Briefverschluss 
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^ansehen. In diesen letzten Fehler scheint auch Kohler verfallen 
zu sein, zu dessen trefflichen Ausführungen (Recht an Briefen 
■§ 3, pag. 103 ff.) über das Individualitätsrecht des Absenders 
am Briefinhalt seine Ansicht über das Strafantragsrecht nicht 
passen will. Stellen wir nämlich mit Kohler auf das am 
Briefinhalt bestehende Individualitätsrecht zur Begründung des 
Antragsrechts ab, so müssen wir dasselbe sowohl dem Absender 
als dem Adressaten zuerkennen, da die Beziehungen von Brief 
zu Brief und vom Brief zum Empfänger zu intim sind, als 
dass allgemein entschieden werden könnte, welche Persönlich- 
keit, ob diejenige des Absenders oder die des Adressaten, durch 
die Brief Verletzung in höherem Mass oder ausschliesslich be- 
troffen werde. Das Geheimnis sowohl des Absenders, als auch 
des Adressaten kann auf Schutz gegen Dritte Anspruch machen; 
sie sind daher beide antragsberechtigt, wenn eine Verletzung des 
Geheimnisses begangen wird. Wenn es richtig wäre, dass die 
Unterlassung, einen Strafantrag zu stellen, eine Genehmigung 
der strafbaren Handlung "selbst bedeutete, so könnte man viel- 
leicht sagen, dass jeweilen sowohl Absender als Adressat den 
Strafantrag stellen müssen; die bezüglichen Ausführungen 
Kohlers sind aber unrichtig; wer den Straf an trag unterlässt, 
macht damit die strafbare Handlung noch nicht zur erlaubten 
und genehmigt sie nicht. 

Aus diesen Gründen gelangt man dazu, dass der Straf- 
•antrag als Voraussetzung des Strafverfahrens grundsätzlich 
dem Absender und dem Adressaten zuerkannt werden muss. 
Vergl. Bin ding, Handb. I, pag. 610 ff. mit Anm. 1 und 192 ff. 
Erst im Lauf des Verfahrens bezw. im Urteil dürfte dann 
festzustellen sein, ob tatsächlich ein Verletzter den Antrag 
gestellt hat, ob das Strafklagrecht bestehe oder nicht, und ob 
somit eine Strafe ausgesprochen werden darf; in dieser zweiten 
Linie ist also die materielle Begründetheit des Straf an trags, 
-die Frage, ob eine Verletzung gegen den Antragsteller vorliege, 
zugleich mit den Voraussetzungen des Strafrechts im subjektiven 
Sinn zu untersuchen. 

Zweifellos richtig bemerkt Bin ding, dass der Adressat 
.als unbefugter Brieferbrecher bestraft werden könne, wenn 
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der Absender die Bestimmung des Briefes, zur Kenntnisnahme? 
des Adressaten zu dienen, rechtzeitig widerrufe und die Eröff- 
nung nachher stattfinde. Durch diese Erklärung gibt der Ab- 
sender zu erkennen, dass er die im Brief enthaltene Gedanken- 
äusserung eben nicht zur Kenntnis des Adressaten bringen, 
sondern für sich behalten will; durch die Eröffnung oder 
Kenntnisnahme verletzt also der Adressat das Geheimnis des- 
Absenders. In jedem andern Fall ist es ausgeschlossen, dass. 
Absender oder Adressat einander gegenüber als Verletzer des 
Geheimnisses am abgesandten Brief in Betracht kommen.. 
Setzen wir z. B. den Fall, dass der Absender den Brief beim. 
Adressaten gegen dessen Willen aus dem Briefkasten holt und 
eröffnet: eine Geheimnisverletzung kann darin nicht liegen v 
da ein Geheimnis für den Absender nicht besteht, wohl aber 
kann diese oder eine ähnliche Handlung als Vermögensdelikt, 
bestraft werden, da der ins Eigentum des Adressaten über- 
gegangene Brief ihm entzogen wird. Auch ein Hausfriedens- 
bruch kann unter Umständen darin liegen. Kohl er, Recht 
an Briefen § 5 ist anderer Meinung, indem er vom Brief- 
eröffnungsrecht ausgeht, das, wie oben erwähnt, nur als^ 
eines der Atribute des Rechts auf Wahrung des Geheimnisses, 
nicht aber als selbständiges Recht Geltung beanspruchen darf.. 

Schutz gegen Veröffentlichung. 

Durchaus gerechtfertigt ist der Schutz, der in den Ent- 
würfen eines Schweizer. Str.-R. dem Briefgeheimnis gegen 
unbefugte Veröffentlichung (Entwurf 1896 Art. 231) in An- 
lehnung an Art. 343 § 3 litt. c. des tessinischen und an das 
italienische Strafgesetzbuch zuteil werden soll. Vergl. den: 
Text des Art. 161 ital. Strafgesetzbuchs z. B. bei Kohler, 
Recht an Briefen, pag. 109 fg. Als wie strafwürdig seit jeher 
diese Handlung erschien, ergibt sich z. B. aus Welcker a. a. 0.. 
Als Täter dieses Delikts kommt nicht bloss irgend ein Dritter, 
sondern unter Umständen auch der Adressat, ja, infolge der 
oben besprochenen Beziehungen des Briefes zum Adressaten 
und zu dessen Aeusserungen, sogar der Absender des Briefs, 
in Betracht. 
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Andere anwendbare Strafdrohungen. 

Die Bestimmungen der zu betrachtenden Gesetzgebung^ 
soweit sie speziell die Korrespondenz unter strafrechtlichen 
Schutz stellen, sind durchgangen. Damit soll nicht behauptet 
sein, dass ohne diese Bestimmungen die Korrespondenz vom 
Strafrecht nicht gegen Eingriffe Privater geschützt wäre. Es 
ist vielmehr daran zu erinnern, dass die Unterschlagung und 
der Diebstahl von Briefen unter den für die gewöhnliche 
Unterschlagung und für den Diebstahl bestehenden Strafdro- 
hungen stehen, wenn deren Tatbestandsmerkmale vorhanden* 
sind. Die Beschädigung von Briefen u. s. w. kann strafbare- 
Eigentumsbeschädigung sein. Zum Schutz der Korrespondenz 
können die sämtlichen Normen verwendet werden, die auch 
sonst Eigentum an körperlichen Sachen gewährleisten. Die- 
im Kanton Zürich geltende Auffassung, dass Diebstahl, Unter- 
schlagung, Eigentumsbeschädigung nur mit Rücksicht auf Ver- 
mögenswerte möglich seien, ist nicht die gemeine Meinung.. 
Waadt z. B. spricht ausdrücklich von Diebstahl an Gegen- 
ständen, „qui peuvent etre consideres comme etant sans inte- 
ret appreciable pour le proprietaire" (Art. 270). 

Den Briefen kommt in einer Reihe von Kantonen die 
Vorschrift zu gut, daas Gegenstände, die sich in öffentlichen 
Verkehrsanstalten befinden, einen erhöhten Schutz gemessen. 
Vgl. Zürich 163 Ziff. 5, Glarus 130 Ziff. 5, Appenzell 
A.-Rh. 113 litt, b., Freiburg 233 Ziff. 3, Waadt 272 
Ziff. 4 u. s. w. 

Der spezielle Inhalt des Briefes kann hinwieder vom Recht 
gegen Fälschung, gegen Missbrauch im Sinn einer Fabrik- oder 
Geschäftsgeheimnis- oder einer Urheberrechtsverletzung u. s. w. 
geschützt sein. Doch verteidigen alle diese Bestimmungen den 
Brief nur nach einer ganz bestimmten Richtung hin. 

3. Ueberblick Ober die zum Schutz der Korrespondenz erforderlichen: 

Strafvorschriften. 

Zum Schluss soll zusammengefasst werden, in welchen 
Richtungen die Korrespondenz strafrechtlichen Schutz verlangen 
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darf; vergleiche weise sollen die Bestimmungen des Departe- 
mentalentwurfs eines schweizerischen Strafrechta, von 1903, 
welche in den einzelnen Richtungen zu wirken berufen sein 
können, zitiert werden. 

1. Schutz der Verkehrsmittel und Verkehrswege, speziell 
der Post- und Telegrapheneinriohtungen. 
Art. 157 Entwurf stellt nur die vorsätzliche und die fahr- 
lässige Hinderung oder Gefährdung des öffentlichen Telegraphen- 
und Telephon Verkehrs unter Strafe; Gefährdungen andern Ver- 
kehrs nur dann, wenn Menschenleben dadurch in Gefahr 
gebracht werden. Es ist nicht einzusehen, weshalb die Nach- 
richten, die durch die Post gehen, nicht in gleicher Weise 
geschützt werden sollten. Die Verkehrefreiheit ist ja eine 
Errungenschaft, die in der Schweiz schon seit Jahrhunderten 
besteht. Trotzdem ist es wohl denkbar, und deshalb im eid- 
genössischen Strafrecht vorzusehen, dass gemeine oder politische 
Verbrechen durch Hinderung oder Gefährdung des durch die 
Post gehenden Nachrichtenverkehrs vorbereitet oder begünstigt 
würden und dass diese Vorbereitungen oder Begünstigungs- 
handlungen auch selbständig in hohem Mass verwerflich und 
strafbar erscheinen. Wir schlagen deshalb- für Art. 157 fol- 
gende weitere Fassung vor: „Wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig den Güter- oder Nachrichtenverkehr, der 
durch die öffentlichen Verkehrsart st allen (Post, 
Eisenbahn, Telegraph, Telephon, u. s. w.) vermittelt 
wird, hindert oder gefährdet, wird bestraft." 

"2- Schutz der Korrespondenz gegen die Beamten und An- 
gestellten der Post- und Telegraphen Verwaltung (Amts- 
delikte dieses Personals). 
Die Art. 219 und 220 dürften allen Anforderungen ent- 
sprechen. Soweit hier von Interesse, zitieren wir Art. 219 : 
„Der Postbeamte, der das Postgeheimnis verletzt, namentlich 
■eine der Post anvertraute Sendung unbefugt öffnet oder ihrem 
Inhalt nachforscht oder jemanden über den Verkehr, den eine 
Person mit einer andern führt, Mitteilung macht, 
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„der Postbeamte, der eine der Post anvertraute Sendung 
-vernichtet, bei Seite schafft, oder sie dem Adressaten vor- 
enthält, 

„der Postbeamte, der duldet, dass jemand eine solche 
Handlung vornimmt, wird bestraft. 

„Die Bestimmungen über Unterschlagung, Veruntreuung 
und Eigentumsbeschädigung bleiben vorbehalten." 

Art. 220: „Der Telegraphenbeamte, der das Telegraphen- 
geheimnis verletzt, oder ein Telegramm, das der Anstalt auf- 
gegeben wird, fälscht oder absichtlich nicht befördert, oder es 
bei seiner Ankunft absichtlich nicht ausfertigt oder wissentlich 

falsch ausfertigt, oder es dem Adressaten vorbehält, wird 

bestraft." 

3. Schutz der Korrespondenz gegen willkürliche Bin- 
imischung anderer staatlicher Beamter und Angestellter, in 

Ausübung ihrer Amtsverrichtungen. 

Dieser Schutz hat zu wirken: 

ä) gegen ungesetzliche Beschlagnahme, 

h) gegen ungesetzliche Durchsuchung, 

c) gegen ungesetzliche Mitteilung des Inhalts an Unbe- 
fugte, sowie gegen unbefugte Veröffentlichung, oder 
Einsichtgewährung an Dritte. 

In diesen Richtungen können wirken die Art. 214, 215, 216 
und 223 des Entwurfs. Der letzte Artikel ist oben zitiert. 

Art. 214: „Der Beamte, der das Amtsgeheimnis verletzt, 
, wird .... bestraft." 

Art. 215: „Der Beamte, der die ihm anvertraute Gewalt 
wissentlich missbraucht, wird bestraft." 

Art. 216: »Der Beamte, der sein Amt eigennützig aus- 
beutet, wird bestraft." 

Nehmen wir an, dass (wie in Art. 219 und 220) „Beamter" 
auch das provisorisch und definitiv angestellte untere Personal 
umfasst, so dürften die genannten Artikel genügen ; eine Auf- 
zählung von Beispielen möglicher Geheimnisverletzungen oder 
missbräuchlicher Anwendung der Amtsgewalt würde angesichts 
«des verschiedenen Umfangs und der verschiedenen Verteilung 
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besondere listige Machenschaften (artificio) des Täters aber 
.-zum Tatbestandsmerkmal zu machen, wie es Tessin tut, scheint 
nicht angezeigt, weil dadurch der Tatbestand zu eng würde. :g| 

c) Der Inhalt der Korrespondenz bedarf ferner des 
.Schutzes gegen absichtliche Entstellung des 
Sinnes durch Beifügungen. Streichungen u. s. w. 
Art. 220 Entwurf schützt die Telegramme in dieser Richtung 
gegen verbrecherische Handlungen der Telegraphenbeamten. 
Im übrigen ist die 'Korrespondenz ungeschützt, obwohl straf- 
bare Entstellungen des Inhalts von Korrespondenzen ausser- 
halb der Telegraphen bureaux nicht weniger zu fürchten sind. 
In gleicher Weise ist speziell die telegraphische Korrespondenz 
gegen die Falschanfertigung von Telegrammen durch Aufgabe« 
oder Ausgabe fingierter Telegramme zu schützen (Deutsche 

Juristenzeitung XII (1907) pag. 96.) Es empfiehlt sich des- 
halb, etwa folgenden Artikel in das Strafgesetzbuch aufzu- 
nehmen : 

„Wer eine fremde Korrespondenz oder andere 
fremde Schriften in rechtswidriger Absicht derart 

• entstellt, dass ihr Sinn dadurch wesentlich ver- 
ändert wird, oder wer in rechtswidriger Absicht 
fingierte Telegramme zur Beförderung gelangen 
lässt, wird bestraft." 

d) Die Korrespondenz ist ferner gegen Beschädigen, 
Vernichten und Vorenthalten während kürzerer 
oder längerer Zeit schutzbedürftig. Wir sagen auch 
gegen Vorenthalten während kürzerer Zeit, denn mitunter 
kann die Verzögerung einer Korrespondenz um ganz kurze 
Zeit die wichtigsten Interessen des Vermögens und der Per- 
sönlichkeit aufs Spiel setzen, besonders, da wir heutzutage 
gerade in der Schweiz an grosse Pünktlichkeit im Postbetrieb 
gewöhnt sind. In dieser Beziehung glaubt der Verfasser des 
Vorentwurfs, Stooss, die Bestimmungen über Sachbeschädigung 
seien genügend. Abgesehen davon, dass das Delikt der Eigen- 
tumsbeschädigung unter den Verbrechen gegen das Vermögen 
figuriert, und somit von vorneherein eigentlich nur zum Schutz 
<des Eigentums am Brief gegeben scheint, ist sein gesetzlicher 
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Tatbestand (Art. 87) nicht so weit gefasst, dass er die Korres-r 
pondenz wirklich in der hier besprochenen Beziehung schützen 
könnte. Es wäre daher zu ergänzen: „Wer eine fremde 
Korrespondenz in rechtswidriger Absicht beschädigt, 
vernichtet, oder dem Berechtigten während kürzerer 

oder längerer Zeit vorenthält, wird auf Antrag 

bestraft." 

e) Schliesslieh könnte die Korrespondenz zu schützen sein 
gegen unbefugte Veröffentlichung und Mitteilung, 
sowie Einsichtgewährung an Unbefugte. Art. 244 
des Entwurfs (oben zitiert als Art. 231 des Vorentwurfs der 
Expertenkommission) gehört hierher. Art. 244 bestraft nur 
die unbefugte Veröffentlichung, d. h. jede Handlung, 
durch welche der Briefinhalt der Kenntnisnahme eines un- 
bestimmt grossen Publikums preisgegeben wird. Ein weiter- 
gehender strafrechtlicher Schutz scheint gegen andere Eingriffe- 
auch nicht geboten; einesteils sind nämlich besondere Geheim- 
nisse, Geschäftsgeheimnisse, berufliche Geheimnisse, noch be- 
sonders gegen jede Preisgabe geschützt; andernteils würde 
eine weitergehende Bestimmung die Kritik hemmen, die jeder 
Mensch an seinen Mitmenschen üben darf; die unschöne 
Klatschsucht könnte nicht vertrieben werden, wohl aber könnte 
eine solche Strafdrohung, wie es heutzutage etwa bei geringen 
Ehrverletzungen der Fall ist, zu häufigen Denunziationen An- 
lass geben, die kleinlicher Rachsucht oder Angeberei ent- 
sprängen. 
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